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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 0 . J a h r g a n g ,  J u n i  1 9 9 8 ,  H e f t 6

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Verrechtlichung

Die Rechte des Verdächtigen auf ein faires
Verfahren und der Öffentlichkeit auf die Gel-
tendmachung des Verfolgungsanspruches
des Staates ausschließlich im Rahmen der
Gesetze, soll durch den Richter im Ermitt-
lungsverfahren gewährleistet werden. Ihm
obliegt es, Grund- und Freiheitsrechte des
Verdächtigen ebenso zu wahren wie die
Einhaltung der Regeln eines fairen Verfah-
rens. Der Richter im Ermittlungsverfahren ist
nicht mehr Untersuchender, also nicht mehr
Untersuchungsrichter, sondern Richter im ei-
gentlichen Sinn. Nach meiner Auffassung ist
dies ein entscheidender Fortschritt, der dazu
beitragen wird, die Autorität des Richters
und damit der Gerichtsbarkeit zu festigen.
Ich gestehe gerne zu, daß ich in früheren
Diskussionen für den weisungsfrei gestellten
Staatsanwalt eingetreten bin. Die diesbe-
züglichen Erfahrungen im Ausland und die
Argumente im Zuge der Erstellung des vor-
liegenden Diskussionsentwurfes haben mich
überzeugt, daß es besser ist, ein System der
Verantwortlichkeit aufzubauen, als es dem
einzelnen zu überlassen, wie er mit dem
Verfolgungsanspruch, der ja nicht ihm, son-
dern dem Staate zusteht, umgeht.
Auch die Beseitigung des Untersuchungs-
richters nach der Strafprozeßordnung ent-
spricht meiner Vorstellung eines modernen,
nach rechtsstaatlichen Grundsätzen organi-
sierten Strafverfahrens. In Weiterführung
dieser Überlegungen sollte auch die Position
des Richters in der Hauptverhandlung neu
definiert werden. Es sollte nicht Aufgabe des
Richters sein, den Angeklagten zu überfüh-
ren, wie es derzeit der Fall ist. Der Richter
sollte in einem Parteienverfahren, welches
durch den Staatsanwalt einerseits und den
Verteidiger andererseits geführt wird, aus-
schließlich entscheidende Funktion haben.
Schon der vorliegende Diskussionsentwurf
leistet jedenfalls einen wesentlichen Beitrag

zu der Verrechtlichung des strafprozes-
sualen Vorverfahrens. Es ist keineswegs so,
wie etwa von den Sicherheitsbehörden
behauptet wird, daß durch vorgezogene
Rechtsschutzeinrichtungen die Untersuchung
an sich gefährdet wäre und damit der
Kriminalität gedient würde. Das Gegenteil
ist der Fall. Den Beteiligten, nämlich dem
untersuchenden Polizisten, dem Verdäch-
tigen und seinem Verteidiger, aber auch
dem Staatsanwalt wird ein Verfahren zur
Verfügung stehen, das den Grundsätzen
des Rechtsstaates gerecht wird. Die Trans-
parenz des Verfahrens wird jedem, der
an ihm beteiligt ist, Selbstbewußtsein und
Sicherheit in der Bewältigung seines Auftra-
ges geben.

Obwohl der vorliegende Diskussionsentwurf
eine geeignete Grundlage ist, sollte in der
weiteren Diskussion besonderes Augenmerk
auf die Gestaltung des Verhältnisses zwi-
schen untersuchender Sicherheitspolizei und
dem das Verfahren bestimmenden Staatsan-
walt gelegt werden, wobei sicherzustellen
sein wird, daß notwendige und zweckmä-
ßige Untersuchungen nicht deshalb unter-
bleiben, weil ein entsprechender Antrag
fehlt. Gegenüber Entscheidungen des Rich-
ters im Ermittlungsverfahren sollte ein geord-
neter Rechtszug stattfinden, damit die oben
schon angesprochene Transparenz für alle
am Verfahren Beteiligten tatsächlich auch
gewährleistet ist.

Alles in allem ist der vorliegende Entwurf
ein Meilenstein in der Neugestaltung des
Strafverfahrens insgesamt. Ich habe daher
veranlaßt, daß die Presseinformation des
Herrn Bundesministers mit dessen Zustim-
mung in diesem Heft abgedruckt wird.
Sie stellt in übersichtlicher und leicht faßli-
cher und damit leicht und schnell lesbarer
Form die Grundsätze des Reformvorhabens
dar.

Mit der Versendung des Diskussionsentwur-
fes zur Reform des strafprozessualen Vorver-
fahrens hat das BMJ einem langjährigen
Wunsch der Rechtsanwaltschaft entspro-
chen. Es ist sicher das bleibende Verdienst
Bundesministers Dr. Michalek, die Ergebnis-
se der Expertengespräche erstmals in die
Gesetzessprache übertragen und damit die
Endphase der Gesetzwerdung eingeleitet zu
haben.
Die Rechtsanwaltschaft unterstützt den vor-
liegenden Diskussionsentwurf in allen seinen
Überlegungen.
Die Einführung des materiellen Beschuldig-
tenbegriffes ermöglicht es, die Garantien
eines fairen Verfahrens bis weit hinein in die
Phase der Ermittlungen bei den Sicherheits-
behörden „vorzuschieben“ und dem Be-
schuldigten damit praktisch vom Beginn der
Verfolgung an Verteidigungsrechte zuzuer-
kennen. Folgerichtig wird die Verletzung
der Verteidigungsrechte, insbesondere des
Rechtes des Beschuldigten sich eines Vertei-
digers zu bedienen, mit Nichtigkeit bedroht.
Damit ist ein gewaltiger Fortschritt erreicht.
Begrüßt wird weiters die Neuordnung der
Stellung des weisungsgebundenen Staats-
anwaltes als Vertreter des Verfolgungs-
anspruches des Staates, wobei die Kontrolle
der Rechtmäßigkeit des Vorgehens inner-
halb der Staatsanwaltschaften bis zu dem
letztverantwortlichen Bundesminister für Ju-
stiz reicht. Der Staatsanwalt, der die Ankla-
ge zu verfassen und das Verfahren bis in
das Rechtsmittelverfahren hinein zu beglei-
ten hat, soll folgerichtig für die Erhebungen
und Untersuchungen durch die Sicherheits-
behörden verantwortlich sein. Damit ist die
Grundvoraussetzung für eine zweckmäßige
Gestaltung der Untersuchung geschaffen, ist
es doch der Staatsanwalt, der am besten
einschätzen kann, was er für seine Verfol-
gung braucht und was nicht.
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Strafprozessuales Vorverfahren

Presseinformation zum Diskussionsentwurf des BMJ

zur Reform des strafprozessualen Vorverfahrens

1. Der Reformbedarf

Die Strafprozeßordnung (StPO) regelt den Gang des Strafverfah-
rens.
Das geltende Gesetz geht im wesentlichen auf das Jahr 1873
zurück, es hat wesentliche Lücken und bedarf grundlegender und
umfassender Reform. Dies vor allem im Bereich des Vorverfahrens,
in dem es um die Befugnisse der Sicherheitsbehörden und um das
Zusammenwirken von Polizei, Staatsanwaltschaft und Gericht
geht. Das ist fachlich wie politisch unbestritten, die beabsichtigte
Reform des strafprozessualen Vorverfahrens war Gegenstand meh-
rerer Regierungserklärungen.

2. Die bisherigen Reformbemühungen

In den Jahren 1974 bis 1983 tagte im Bundesministerium für Justiz
ein Arbeitskreis für Grundsatzfragen einer Erneuerung des Straf-
verfahrensrechts. Darüber hinaus war die Reform des strafprozes-
sualen Vorverfahrens Gegenstand einer Reihe von Fachveranstal-
tungen, zB in den Jahren 1980 und 1985 der Österreichischen
Juristenkommission, 1985 des Österreichischen Juristentages, 1996
der österreichischen Richterwoche, sowie zahlreicher Fachbeiträge
und Aufsätze.
Dem im Jahr 1988 vorgestellten sogenannten „Miklau/Szymanski-
Modell“ und dem darauf aufbauenden Konzept der Straflegislativ-
sektion des Bundesministeriums für Justiz zur Reform des strafpro-
zessualen Vorverfahrens (1991) folgen Konzepte der Richterverei-
nigung, des Rechtsanwaltskammertages und eines Arbeitskreises
aus dem Bereich des Bundesministeriums für Inneres, schließlich
eine Punktation des Bundesministeriums für Justiz aus dem Jahre
1995.

3. Zum vorliegenden Entwurf

Der vorliegende Diskussionsentwurf des Bundesministeriums für Ju-
stiz ist der erste Entwurf, der (rund 70) ausformulierte Paragraphen
enthält, mit denen die bestehenden Regelungslücken geschlossen
werden und ein modernes, effektives, rechtsstaatlichen Ansprü-
chen und Anliegen des Opferschutzes entsprechendes Verfahrens-
system vorgestellt wird. Er besteht aus fünf selbständigen Kapiteln
(Ermittlungsverfahren, Zwangsmittel und Beweisaufnahme, Gericht
im Ermittlungsverfahren, Beschuldigter und Verteidiger sowie Pri-
vatkläger, Privatbeteiligter und Subsidiarankläger); dadurch wird
die umfangreiche Materie gegliedert, um das neue Verfahren mög-
lichst übersichtlich darzustellen.
Inhaltlich baut der Entwurf auf der erwähnten Punktation des Bun-
desministeriums für Justiz zum kriminalpolizeilichen Ermittlungsver-

fahren (1995) und auf Reformvorschlägen der Universitätsprofes-
soren Moos1) sowie Fuchs2) auf und beinhaltet eine weitgehende
Synthese bislang erstatteter Vorschläge. Seine Grundsätze wurden
im Rahmen der Richterwoche 1996 ausführlich erörtert und haben
darüber hinaus umfassende grundsätzliche Zustimmung, sowohl
aus Sicht der richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Praxis, als
auch der Lehre, erfahren3).
Die Bezeichnung als „Diskussionsentwurf“ soll darauf hinweisen,
daß der Entwurf eine ausführliche Diskussion in Fachkreisen und in
der Öffentlichkeit anregen soll. Danach könnte er – etwa im Laufe
des nächsten Jahres – zu einem Ministerialentwurf weiterentwickelt
und einem formellen Begutachtungsverfahren unterzogen werden.

4. Die Zielsetzungen des Entwurfs

Der Entwurf enthält vier hauptsächliche Zielsetzungen:
1. Weitgehend bereits praktizierte Ermittlungstätigkeiten der Si-
cherheitsbehörden zur Aufklärung gerichtlich strafbarer Handlun-
gen sollen nach mehr als 120 Jahren endlich einen zweckmäßigen
und ausreichenden rechtlichen Rahmen erhalten.
2. Das Vorverfahren soll im Sinne eines flexiblen Kooperationsmo-
dells in Zusammenarbeit von Sicherheitsbehörde und Staatsanwalt-
schaft unter partieller Beteiligung des Gerichts geführt werden.
3. Die Verteidigungsrechte der Verdächtigen sollen festgeschrie-
ben werden. Im Rahmen eines einheitlichen Ermittlungsverfahrens
soll ein einheitliches Rechtsschutzsystem geschaffen werden (Be-
schwerdemöglichkeit aller Betroffenen bei Gericht gegen polizeili-
ches und staatsanwaltschaftliches Vorgehen).
4. Die Rechte der Opfer gewichtiger strafbarer Handlungen ge-
gen die Person (Gewalt, Verletzung der sexuellen Integrität) sollen
wesentlich erweitert werden.

a) Die kriminalpolizeilichen Befugnisse

Im geltenden Gesetz finden sich nur rudimentäre Bestimmungen
über die kriminalpolizeilichen Ermittlungsbefugnisse der Strafver-
folgungsbehörden, insbesondere solche, die in jüngerer Zeit ein-
gefügt wurden, wie zum Beispiel die Vorschriften über die Telefon-
überwachung und den sogenannten „Lauschangriff“.
Der Entwurf will diese große, rechtsstaatlich nicht tragbare (und
auch den Organen der Sicherheitsbehörden nicht zumutbare)

1) Moos, Systematische Betrachtungen zum Vorverfahren, in Neue Wege
im strafrechtlichen Vorverfahren, ÖJK 1985, Band 27 der Schriften-
reihe des BMJ, 73ff, 83.

2) Fuchs, Dogmatische Probleme der Strafprozeßreform, Richterwoche
1988, Band 44 der Schriftenreihe des BMJ, 47ff.

3) Vgl die Beiträge von Moos, Grundsatzfragen der Reform des Vorver-
fahrens; Funk, Reform des strafrechtlichen Vorverfahrens – verfassungs-
rechtliche Aspekte und Beziehungen zum Sicherheitspolizeirecht; Stei-
ninger, Das Vorverfahren aus der Sicht des Richter; Pilgermair, Das
Vorverfahren aus der Sicht des Staatsanwaltes, in Entwicklungslinien im
Straf- und Strafprozeßrecht, Richterwoche 1996, Band 82 der Schrif-
tenreihe des BMJ, 37ff, 81ff, 111ff und 131ff.
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Regelungslücke schließen und den Sicherheitsbehörden im Span-
nungsfeld zwischen persönlichem Grundrechtsschutz und effektiver
Kriminalitätsbekämpfung modernes legistisches Rüstzeug – unter
entsprechender Kontrolle der Justiz – an die Hand geben:

Der Aufschub von Ermittlungen (zB „kontrollierte Lieferungen“ von
Suchtgift), der Einsatz von Zwangsgewalt und Beugemitteln, die
Sicherstellung und Beschlagnahme von Gegenständen, Art und
Umfang der Identitätsfeststellung und der körperlichen Untersu-
chung von Personen, Persons- und Hausdurchsuchung, der Einsatz
der DNA-Analyse, Observation, Fahndung und verdeckte Ermitt-
lungen, Abschluß von Scheingeschäften (zB Ankauf von Suchtmit-
teln) und Einsatz von Lockspitzeln, Augenschein und Tatrekonstruk-
tion, Vernehmungen von Zeugen und Beschuldigten sowie die
Möglichkeiten, Daten zu verarbeiten, werden neu geregelt und
zum Teil an richterliche Bewilligungen gebunden.

b) Zusammenarbeit von Sicherheitsbehörde,
Staatsanwaltschaft und Gericht

Der Entwurf schlägt ein einheitliches Vorverfahren vor, welches
einerseits die eigenständige Ermittlungskompetenz der Sicherheits-
behörden anerkennt, die als einzige Strafverfolgungsbehörden
über die personellen, sachlichen und fachlichen Voraussetzungen
verfügen, strafbare Handlungen systematisch aufzuklären. Ander-
seits soll die Staatsanwaltschaft Koordinations-, Kontroll- und Lei-
tungsbefugnisse ausüben und die Objektivität und Justizförmigkeit
des Verfahrens garantieren. Somit soll ein Kooperationsmodell
geschaffen werden, in dem die Aufgaben und Zuständigkeiten klar
zugewiesen werden, um der faktischen Ermittlungskompetenz der
Sicherheitsorgane und der rechtlichen Zuständigkeit der Justiz im
Sinne österreichischer Rechtstradition und rechtsstaatlicher Verfah-
rensweisen gerecht zu werden.

Die Staatsanwaltschaft ist jene Behörde, zu deren primären Auf-
gaben es gehört, im Rahmen staatlicher Verwaltung die Strafverfol-
gung wahrzunehmen; ihr muß daher die Leitungskompetenz im
Vorverfahren zustehen. Sie ist auch die einzige Behörde, die vom
Beginn, vom ersten Tatverdacht, bis zum Ende des Strafverfahrens
an diesem (mit-)verantwortlich beteiligt ist, und ist daher dazu prä-
destiniert, von den Sicherheitsbehörden eingebrachtes kriminalisti-
sches Know-how mit juristischer Beurteilung und Kontrolle sowie
forensischer Erfahrung zu verbinden. Sie muß bereits im Vorver-
fahren die rechtliche und faktische Beweistauglichkeit sowie den
Beweiswert anstehender oder erforderlich werdender Ermittlungs-
schritte beurteilen. Sie hat den „Überblick“ über das Verfahren.
Nicht zufällig sehen daher die Strafrechtsordnungen fast aller
hochentwickelten europäischen Industriestaaten vor, daß das straf-
prozessuale Vorverfahren von der Staatsanwaltschaft geleitet
wird.

Die Frage, ob diese zentrale Stellung der Staatsanwaltschaft etwa
eine Einschränkung des ministeriellen Weisungsrechts (zB durch
das Verbot von Weisungen, Verfahren einzustellen) oder andere

organisatorische Formen nahelegt, wird noch näher zu diskutieren
sein. Zu bedenken ist allerdings, daß das Weisungsrecht des
Justizministers eine wesentliche Voraussetzung der ihm auferlegten
politischen Verantwortung für die Staatsanwaltschaften bildet. Die
Weisungsbefugnis ist mit der Verantwortung zu koppeln.

Berücksichtigt man die bestehenden Formen der parlamentari-
schen Kontrolle, das besondere Interesse der Medien an Strafpro-
zessen und an der Amtsausübung eines Ministers, die juristischen
Qualifikationen der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte und
nicht zuletzt deren – aus gemeinsamer Ausbildung herrührendes
und aus der Berufsdurchlässigkeit gestärktes – „richterliches“
Selbstverständnis in Verbindung mit den Garantien des Staats-
anwaltschaftsgesetzes (Schriftlichkeit der Weisung, Begründungs-
pflicht sowie Möglichkeit, Weisungen abzulehnen), sprechen aller-
dings sehr wesentliche Gründe für die Beibehaltung der bestehen-
den Behördenstruktur samt der Weisungsbefugnis. In konsequenter
Fortführung dieser Überlegungen liegt im Gegenteil der Gedanke
nahe, angesichts einer wesentlichen Aufwertung der Rolle der
Staatsanwaltschaften und einer Erweiterung ihrer Kompetenzen
innerhalb der staatsanwaltschaftlichen Behörden bestehenden Kon-
trollmechanismen zu verstärken. „Vieraugenprinzip“ sowie Auf-
sichts- und Weisungsrecht erfüllen bei den Staatsanwaltschaften
nämlich jene Funktionen, die bei den Gerichten Willensbildung im
Senat und Rechtsmittelentscheidungen einnehmen.
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Staatsanwaltschaftliche Ermittlungen oder Reformbemühungen in
diese Richtung bestehen in nahezu allen europäischen Staaten.
Möglichst effektive grenzüberschreitende Zusammenarbeit der (der-
zeitigen und künftigen) Mitgliedstaaten der Europäischen Union
auf dem Gebiet des Strafrechtswesens – nicht zuletzt zur wirk-
samen Bekämpfung des organisierten Verbrechens – erfordern eine
innerstaatliche Verfahrensstruktur, die mit der Mehrzahl der Ver-
fahrensordnungen anderer europäischer Staaten kompatibel ist.
Dem Gericht soll weiterhin der „begleitende“ Grundrechtsschutz
obliegen, also die (verfassungsrechtlich gebotene) Entscheidung
über die Zulässigkeit von bestimmten Eingriffen in subjektive Rechte,
insbesondere in das der persönlichen Freiheit. Der Richter des
Ermittlungsverfahrens soll darüber hinaus auch Rechtsschutz und
allgemeine Rechtskontrolle ausüben, indem er für die Entschei-
dung über Beschwerden („Einsprüche“) wegen allgemeiner
Rechtsverletzung durch die Sicherheitsbehörden oder Staatsan-
waltschaften und über Anträge auf Einstellung des Verfahrens zu-
ständig wird. Der Richter des Ermittlungsverfahrens soll in be-
stimmten Fällen auch Tatrekonstruktionen leiten und Personen ver-
nehmen. Es scheint aber weder erforderlich noch zweckmäßig,
ihm weiterhin die Aufgabe zu übertragen, im Rahmen von (Vor-)
Untersuchungen systematische Ermittlungsarbeit zu leisten. Das
„Untersuchungsrichterprinzip“ der geltenden StPO hat sich nie-
mals durchgesetzt; es ist auch Produkt einer konkreten histori-
schen Situation (um die Mitte des vorigen Jahrhunderts), die keine
Bedeutung für heutige Verhältnisse hat. „Richten“ und „Untersu-
chen“ bilden ein durchaus gegensätzliches Begriffspaar; sie las-
sen sich nicht ohne weiteres miteinander vereinbaren. Richter
sind aus der staatlichen Vollziehung hervorgehoben und mit den
Privilegien der Unabsetzbarkeit, Unversetzbarkeit und Weisungs-
freiheit ausgestattet, weil sie im Spannungsfeld zwischen dem Be-
dürfnis nach effektiver Strafverfolgung und subjektivem Grund-
rechtsschutz qualitativ hochwertige, abwägende Entscheidungen
treffen sollen. Mit diesem Anspruch ist die systematische Durch-
führung oder Leitung von Ermittlungen gegen Verdächtige kaum
zu vereinbaren.

c) Die Verteidigungsrechte

Beschuldigter soll sein, wer als einer Straftat verdächtige Person
einer Verfolgungshandlung ausgesetzt wird, die der Klärung die-
ses Verdachts dient. Infolge dieses „materiellen Beschuldigten-
begriffs“ soll der Verdächtige daher bereits im Zuge der ersten
gegen ihn gerichteten polizeilichen Ermittlungen grundsätzlich alle
Verfahrensrechte eines Beschuldigten erhalten (Einschränkungen
nach Maßgabe kriminaltaktischer Überlegungen oder bei Verab-
redungsgefahr sollen freilich zulässig sein). Dies schein im übrigen
unbestritten.

Diese Verteidigungsrechte sollen im Gesetz eindeutig festgeschrie-
ben werden. In diesem Rahmen sollen auch die Besprechung mit
einem Verteidiger vor der Vernehmung und die Anwesenheit einer
Vertrauensperson während der Vernehmung ausdrücklich zulässig
sein.

d) Die Rechtsstellung von Opfern und Geschädigten

Das Bemühen, Opfern strafbarer Handlungen auch im Strafver-
fahren umfassende Parteirechte einzuräumen, ist ein wesentlicher
Schwerpunkt des Entwurfs.

Neben den bereits bestehenden Rechten der Privatbeteiligten soll
Opfern von schweren Körperverletzungs- und Sexualdelikten als
Privatklägern das Recht auf Verfahrenshilfe, also gegebenenfalls
auf kostenlose Beigabe eines Rechtsbeistandes, auch im Straf-
verfahren eingeräumt werden. Weiters sollen sie sich mit weiter-
gehenden Rechten am Verfahren beteiligen können, auch wenn
ihnen ein Schadenersatzanspruch nicht (mehr) zusteht. So sollen
Opfer insbesondere auch das Recht haben, Beweise zu beantra-
gen und Freisprüche zu bekämpfen.

Die Verfahrensbeteiligung soll dazu dienen, Verbrechensopfer bei
der Bewältigung der Tatfolgen zu unterstützen und ihre berechtig-
ten Genugtuungsinteressen zu befriedigen. Diese Verbesserung
der Rechtsstellung berücksichtigt, daß staatliche Strafverfolgung
auch Dienstleistung und Hilfestellung für Opfer sein und damit die
allgemeine Befriedungswirkung des Strafrechts im Bewußtsein der
Allgemeinheit erhöhen soll4). Mit der Anerkennung der Rechtsstel-
lung des Opfers als Partei und Subjekt des Strafverfahrens ist also
auch eine Verstärkung des Wiedergutmachungsaspekts im Rechts-
folgenbereich verbunden.

Interessenten können den Entwurf im BMJ bei Frau Kubik, Tel (01)
521 52-2755 DW, anfordern.

4) Vgl Fuchs, Die strafprozessuale Stellung des Verbrechensopfers und die
Durchsetzung seiner Ersatzansprüche, Gutachten für den 13. Österrei-
chischen Juristentag (1997) 87.
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Wichtige

Informationen

EG-Niederlassungsrichtlinie
in Kraft getreten
Die vom Europäischen Rat am 15. 12. 1997 verabschiedete Richt-
linie zur Erleichterung der ständigen Ausübung des Rechtsanwalts-
berufs in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem die Quali-
fikation erworben wurde (Niederlassungsrichtlinie) ist mit der Ver-
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften (Abl
L 77/36 v 14. 3. 1998) in Kraft getreten. Damit ist nunmehr end-
gültig die Grundlage für eine erleichterte Niederlassung „europäi-
scher“ Rechtsanwälte in den Mitgliedstaaten der Europäischen
Union gelegt worden (bezüglich des Inhaltes vgl Artikel Hellwig
AnwBl 10/97, S 556f).

Die Mitgliedstaaten haben nunmehr bis zum 14. 3. 2000 Zeit, die
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu erlassen und
dadurch die Richtlinie in nationales Recht umzusetzen.

Die Richtlinie kann bei den Geschäftsstellen des DAV in Bonn und
Brüssel angefordert werden.

Wie wir erfahren, hat das Großherzogtum Luxemburg eine Nich-
tigkeitsklage gegen die Niederlassungsrichtlinie eingebracht.

Geltendmachung von Neben-
gebühren in Mahnklagen
Nach der Judikatur der Landes- bzw Oberlandesgerichte sind
Mahnkosten nunmehr gesondert einklagbar. Dies kann auch in
den Mahnklagen geltend gemacht werden. Die Angaben in Feld 3
müssen nicht mehr mit den Angaben in Feld 8 des Mahnklagefor-
mulares übereinstimmen. Feld 3 diente und dient auch gleichzeitig
als Bemessungsgrundlage für die Kosten. Eine diesbezügliche
EDV-Sperre im Bundesrechenzentrum wurde aufgehoben.

(Aus dem RS der Steiermärkischen RAK 4/98)

VfGH-, VwGH-Tätigkeitsberichte
Der Bericht über die Tätigkeit des Verfassungsgerichtshofes im
Jahre 1997 und der Tätigkeitsbericht des Verwaltungsgerichts-
hofes für das Jahr 1997 können bei Interesse im ÖRAK-Generalse-
kretariat bestellt werden.

Bundesasylsenat
Die Geschäftsverteilung des Unabhängigen Bundesasylsenats für
das Jahr 1998 kann im ÖRAK-Generalsekretariat angefordert
werden.
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Termine

Inland
3. Juli Innsbruck

MANZ-Seminar: Mag. Hartmut Haller, James J. Wall,
Internet für Juristen – Einführung, Präsentation, Surfen
im Internet

6. Juli Wien
MANZ-Seminar: Mag. Hartmut Haller, James J. Wall,
Internet für Juristen – Einführung, Präsentation, Surfen
im Internet

13. Juli Wien
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Sommer-Sonder-Seminar (BU-
Kurs)

8. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

9. Sept. Wien
MANZ-Seminar: Peter-Erich Czák, Rhetorik-Crash

14. Sept. Innsbruck
MANZ-Seminar: Internationales Referententeam, Me-
diation für Rechtsanwälte

14. und
15. Sept.

Wien
MANZ-Seminar: Prof. Samy Molcho, Partnerschaft
und Körpersprache

15. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Arbeitsrecht aktuell –
Intensiv-Workshop – Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Mazal

16. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Praxisrelevante Pro-
blemfälle und deren Lösungen im Wechsel- und
Scheckrecht – Dr. Werner Hauser, Dr. Wolfgang
Schlegl

16. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Liegenschaftsbewer-
tung – Dipl.-Ing. Werner Böhm

17. Sept. Wien
MANZ-Seminar: RA Dr. Ferdinand Graf, Haftung der
Rechtsanwälte, Notare und Wirtschaftstreuhänder

17. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Büromanagement für
Assistentinnen/Sekretärinnen rechtsberatenderBerufe
– Mag. Claudia Fischl-Lubinger

17. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Erhalten und Verbes-
sern im MRG – Dr. Peter Kovanyi, Dr. Franz Terp

17. Sept. Graz
MANZ-Seminar: Dr. Edwin Gitschthaler, Das Unter-
haltsrecht – Die neueste Judikatur

Termine ohne Anwaltsakademie – diesbezüglich s S 377

Ausland

18. Sept. Klagenfurt
MANZ-Seminar: Dr. Edwin Gitschthaler, Das Unter-
haltsrecht – Die neueste Judikatur

21. bis
25. Sept.

Altmünster/Traunsee
Rechtswissenschaftliche Fakultäten der Universitäten
Linz und Wien: Seminar für absolvierte Juristen

23. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundbuch II – RegR Franz Eiden-
berger

28. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Fristen-Intensivkurs – RA Dr. Heinz-
Peter Wachter

28. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Grundseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi

2. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Kosten I – RA Dr. Andreas Grundei

21. bis
25. Okt.

Raum Salzburg
Salzburger Institut für Mediation und Trennungsbera-
tung (SIMT): Beginn einer Interdisziplinären Mediato-
ren-Ausbildung – Maria Marshall, Stefan Mayer

23. und
24. Okt.

Raum Salzburg
Salzburger Institut für Mediation und Trennungsbera-
tung (SIMT): Lösungsorientierte Kurzzeittherapie bei
frauenspezifischen Problemen – Pat Hudson, Ph.D.

9. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi

30. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi

19. bis
21. Nov.

Wien
Anwaltliche Vereinigung für Fort- und Ausbildung:
Höchstgerichte

3. bis
5. Juli

Riga/Lettland
Deutscher Anwaltverein/Association Internationale
des Jeunes Avocats: Reorganization of companies /
crises management in preinsolvency

5. bis
8. Juli

Trier
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Sommerakademie
Europäisches Wirtschaftsrecht – Deutsche Session
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Termine

12. bis
15. Juli

Trier
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Sommerakademie
Europäisches Wirtschaftsrecht – Englische und Fran-
zösische Session

13. Juli bis
7. Aug.

Washington
International Law Institute: 28th Annual Orientation in
the US Legal System

21. Juli Paris
International Bar Association (IBA): Current Issues in
Joint Ventures Seminar

7. und
8. Aug.

Ouro Preto/Brasilien
AIJA: Seminar über Privatisierung und Konzession

28. Aug. bis
1. Sept.

Nice
Union Internationale des Avocats (UIA): 42. Kongreß

3. bis
5. Sept.

Berlin
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Jahreskongreß

12. Sept. Vancouver
International Bar Association (IBA): The Fundamentals
of International Legal Business Practice

13. bis
18. Sept.

Vancouver
International Bar Association (IBA): IBA 1998 Confe-
rence

17. und
18. Sept.

München
Forum Institut für Management: Einführungslehrgang
in das Markenrecht – Ri Dr. Paul Ströbele

20. bis
25. Sept.

Sidney
AIJA: 36. Jahreskongreß

24. bis
26. Sept.

Bern
DACH: 19. DACH-Tagung: „Die nationalen Rechts-
ordnungen im Lichte des Europarechts“

1. und
2. Okt.

Brüssel
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Agrarrecht
und GATT

1. und
2. Okt.

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Rechte der
sprachlichen Minderheiten in Europa und europäi-
sches Recht für sprachliche Minderheiten

4. bis
9. Okt.

London
IFA: 52. Jahreskongreß

7. und
8. Okt.

Marseille
UAE: 12. Jahreskongreß – Transportrecht in Europa

7. und
8. Okt.

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Neue und
künftige Entwicklungen im Arbeitsrecht der Europäi-
schen Gemeinschaft

9. Okt. Paris
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Biotechno-
logie und gewerblicher Rechtsschutz in der EU

19. und
20. Okt.

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Staatliche
Beihilfen und Gemeinschaftsrecht

22. und
23. Okt.

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Das Schen-
gener System und die Zusammenarbeit in den Berei-
chen Justiz und Inneres nach Amsterdam

26. und
27. Okt.

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Strategien
für die Osterweiterung der Europäischen Union

5. und
6. Nov.

Dublin
International Bar Association (IBA): What’s New in
Law Firm Management: People Financing and Tech-
nology Issues Today

13. Nov. Düsseldorf
International Bar Association (IBA): 2nd International
Arbitration Day – Dispute Resolution Methods in Inter-
national Long-Term Construction and Infrastructure
Projects Seminar

14. bis 20.
März 1999

Kanada
Skilex Kongreß
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Kein Bucheinsichts- und Auskunftsrecht des ausgeschiedenen
GmbH-Gesellschafters betreffend Unterlagen aus der Zeit seiner
Gesellschafterstellung bei Rechtsmißbrauch. OGH 24. 7. 1997,
6 Ob 215/97d, RdW 1997, 722.

■
Bei Überschreiten der 9-Monatsfrist für die Anmeldung der
Umwandlung einer GmbH in eine OEG (§ 4 UmwG) ist der Antrag
auf Eintragung abzuweisen. OGH 17. 7. 1997, 6 Ob 124/97x,
RdW 1997, 723.

■
Abtretung von GmbH-Anteilen an Ausländer unter gleichzeitiger
Erteilung einer Vollmacht, die weit über die bloße Abwicklung des
Abtretungsgeschäfts hinausgeht, als Scheingeschäft. Die Beschäfti-
gung dieser Ausländer ohne Genehmigung iSd § 3 Abs 1 AuslBG
ist daher unzulässig. VwGH 22. 5. 1997, 96/09/0241, RdW
1997, 682.

■
Für den Beginn der Anfechtungsfrist nach § 41 Abs 4 GmbHG
genügt die Übersendung des Generalversammlungsprotokolls,
auch wenn sich der Beschlußtext auf weitere, den Gesellschaftern
bekannte Urkunden bezieht.

Wird der Brief nicht eingeschrieben (§ 40 Abs 2) geschickt, so
schadet das nicht, wenn der Gesellschafter den Empfang nicht
bestreitet. OGH 26. 6. 1947, 4 Ob 188/97v, JBl 1997, 781.

■
Die bei einer GmbH-Anteilsabtretung unter Verwendung eines
gebräuchlichen Vertragsmusters eingegangene Verpflichtung, den
Abtretenden für Verbindlichkeiten schad- und klaglos zu halten,
„die sich aus dem Gesellschaftsverhältnis ergeben“, erstreckt sich
nicht auf eine Bürgschaftsverpflichtung für der GmbH gewährte
Darlehen. OGH 18. 3. 1997, 1 Ob 2402/96h, WBl 1998, 46.

■
Für die Beurteilung von stehengelassenen Gehaltsforderungen
eines GmbH-Gesellschafters als eigenkapitalersetzend kommt es
nicht auf die positive Kenntnis des Gesellschafters von der Kredit-
unwürdigkeit der Gesellschaft, sondern auf seinen Kennenmüssen
bzw -können an. Der Gesellschafter-Gläubiger hat eine 60 Tage
jedenfalls nicht überschreitende Überlegungsfrist zur Entschei-
dung, ob er die Kredithilfe beläßt oder durch Abzug der Mittel die
Liquidation der Gesellschaft beschleunigt. OGH 30. 10. 1997,
8 Ob 254/97d, ecolex 1998, 35.

■
§ 26 StGB; §§ 36, 39 WaffG 1996:
Waffen und Munition, die den Gegenstand einer gerichtlich straf-
baren Handlung nach dem Waffengesetz (1986 oder 1996) bil-
den, sind nach § 26 Abs 1 StGB einzuziehen, und zwar auch
dann, wenn die Tat im unbefugten bloßen Besitz besteht, weil auch
in diesem Fall die Waffen oder die Munition „zur Begehung der
mit Strafe bedrohten Handlung verwendet“ werden. Die Einzie-
hung ist (als schuldunabhängige sachbezogene Unrechtsfolge)
zwingend anzuordnen, ohne daß es eines besonderen Antrages
des Anklägers hiezu bedürfte. OGH 22. 4. 1997, 14 Os 40, 41/
97, RZ 11/97.

■
§§ 62, 64 Abs 1 Z 2, § 65 Abs 1 Z 2, § 67 Abs 1 und § 223 Abs 2
StGB: Grenzen der inländischen Gerichtsbarkeit
Der im Ausland durch einen Ausländer begangene Gebrauch
einer falschen Urkunde unterliegt auch dann nicht der inländischen
Strafbarkeit, wenn er dadurch begangen wird, daß die falsche Ur-
kunde einem österreichischen (Botschafts-)Beamten vorgelegt wird.
OGH 6. 8. 1996, 14 Os 34, 35/97, JBl 10/97.

■
§ 181 Abs 6 StPO (§ 194 Abs 2 und 3 StPO; § 35 Abs 3 JGG):
Dauer der U-Haft
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Ab dem Beginn der HV ist die U-Haft nicht mehr zeitlich begrenzt
und unterliegt nur mehr der Einschränkung des Verhältnismäßig-
keitsgebotes (§ 180 Abs 1 letzter Satz, § 193 Abs 2 StPO). Ab
diesem Zeitpunkt ist die besondere Schwierigkeit oder der beson-
dere Umfang der Untersuchung für die Aufrechterhaltung der Haft
über 6 Monate (aber auch 1 bzw 2 Jahre) hinaus kein eigen-
ständiges Kriterium mehr. OGH 22. 4. 1997, 14 Os 35/97, ÖJZ
21/97.

■
§ 6 Abs 4 StEG (§ 79 ABs 2 StPO): Zustellung
Der Beschluß über die Entschädigungspflicht des Bundes ist nur
dem Angehaltenen oder Verurteilten zuzustellen; § 79 Abs 2 StPO
gilt in diesem Fall nicht. OGH 24. 4. 1997, 15 Os 50/97, ÖJZ
21/97.

■
§ 85 Z 1 StGB: Schwere Dauerfolgen
Die 70%ige Minderung der Sehfähigkeit eines Auges ist als eine
schwere Dauerfolge im Sinne des § 85 Z 1 StGB zu beurteilen.
§ 85 verdrängt im Bezug auf die schwere Körperverletzung § 84
Abs 1 StGB. OGH 13. 5. 1997, 14 Os 37/97, ÖJZ 22/97.

Es stellt keinen Entlassungsgrund dar, wenn ein krank geschriebe-
ner Dienstnehmer im Freibad angetroffen wird: Wesentlich ist
nämlich, ob dadurch die Genesung verzögert wurde. OGH
14. 11. 1996, 8 Ob A 2302/96; RdW 1997, 289.
(Hingegen kann die Androhung ungerechtfertigter Krankenstände,
etwa anläßlich einer Weisung, als beharrliche Weigerung angese-
hen werden, die zur Entlassung führt. OGH 24. 7. 1996, 8 Ob A
2157/96; RdW 1997/294.)

■

Disziplinarmaßnahme liegt vor, Mitwirkungsrecht der Belegschaft
daher im Sinne §§ 96 und 102 ArbVG erforderlich, wenn in einem
Betrieb, in dem jahrelang freiwillig Bilanzgeld gewährt wird, die-
ses aus disziplinären Gründen entzogen werden soll. OGH 29. 8.
1996, 8 Ob A 2113/96; ZAS 1997, 81.

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und DDr. Hellwig
Torggler.
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Dr. Martin Hiesel, Verfassungsrechtlicher Mitarbeiter am VfGH, Wien

Die Wiederaufnahmspraxis des Verfassungsgerichtshofes

Vorbemerkung

Es gehört zum juristischen Allgemeinwissen, daß Entscheidungen
des VfGH endgültig sind. Diese – geradezu selbstverständlich
erscheinende – Erkenntnis gilt jedoch nicht uneingeschränkt: Das
Verfassungsgerichtshofgesetz 1953 (im folgenden Text kurz als
VfGG bezeichnet) kennt nämlich zwei Fallgruppen, in denen der
VfGH unter bestimmten Voraussetzungen verpflichtet ist, eigene
Entscheidungen aufzuheben. Hierbei handelt es sich um Fälle der
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (im folgenden: Wiederein-
setzung) und der Wiederaufnahme des Verfahrens (im folgenden:
Wiederaufnahme).1) Vergleicht man das Schrifttum zur verfas-
sungsgerichtlichen Rechtsprechung zu den beiden Rechtsinstituten,
so fällt auf, daß der Rechtsprechung des Höchstgerichtes zur Wie-
dereinsetzung2) um einiges mehr an Aufmerksamkeit geschenkt
wurde als jener zur Wiederaufnahme3). Dieser Umstand mag es
gerechtfertigt erscheinen lassen, im folgenden einen weiteren Blick
auf die Wiederaufnahmspraxis des VfGH zu werfen.

I. Rechtsgrundlagen

Die Wiederaufnahme ist im VfGG in den §§ 34 und 35 geregelt.
§ 34 erster Satz VfGG legt ausdrücklich fest, daß eine Wieder-
aufnahme nur in den Fällen der Art 137, 143 und 144 B-VG statt-
finden kann. Dies bedeutet maW, daß zufolge dieser gesetzlichen
Anordnung eine Wiederaufnahme nur bei Entscheidungen des
VfGH im Rahmen der Kausalgerichtsbarkeit (Art 137 B-VG), der
Staatsgerichtsbarkeit, sofern die Anklage beim VfGH wegen straf-
gerichtlich zu verfolgender Handlungen erhoben wurde (Art 143
B-VG), und der Sonderverwaltungsgerichtsbarkeit (Art 144 B-VG)
bewilligt werden kann. In den anderen Verfahren vor dem VfGH ist
eine Wiederaufnahme nicht möglich4). IdS hat der VfGH bereits
ausgesprochen, daß eine Wiederaufnahme in Verordnungs- und
Gesetzesprüfungsverfahren im VfGG nicht vorgesehen ist5).

Zufolge § 34 zweiter Satz VfGG hat der VfGH über die Zulässig-
keit von Wiederaufnahmebegehren in nichtöffentlicher Sitzung zu
entscheiden6).

Das VfGG enthält keine Regelungen darüber, unter welchen Vor-
aussetzungen ein abgeschlossenes Verfahren wiederaufzunehmen
ist. Im Hinblick auf die §§ 35 Abs 1 und 81 VfGG sowie auf § 43
GO VfGH ist wie folgt zu unterscheiden:

• Wird eine Wiederaufnahme in einem Fall des Art 143 B-VG be-
gehrt, so sind zufolge § 81 VfGG, der für Verfahren über die
nach Art 142 und 143 B-VG erhobenen Anklagen subsidiär eine
sinngemäße Geltung der StPO anordnet, die §§ 352ff StPO
sinngemäß anzuwenden. Da bisher keine auf Art 143 B-VG

gestützte Anklage erhoben wurde – und somit auch die Möglich-
keit der Stellung eines Wiederaufnahmeantrages in einem sol-
chen Verfahren bislang keine praktische Bedeutung erlangt hat –,
wird auf diese Fallkonstellation in weiterer Folge nicht näher ein-
gegangen.

1) Der VfGH verwendet in diesem Zusammenhang häufig folgende For-
mel: „Gegen Entscheidungen des VfGH, demnach auch gegen seine
Beschlüsse, ist kein Rechtsmittel zulässig (vgl VfSlg 11.216/1987,
11.355/1987, 11.798/1988); vielmehr sind diese Entscheidungen –
abgesehen von den Fällen der Wiederaufnahme des Verfahrens und
der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§§ 33 und 34 VfGG) –
endgültig.“ Siehe zB VfSlg 14.336/1995 und 14.398/1995; aus
jüngster Zeit etwa VfGH 24. 2. 1997, B 203/97; VfGH 9. 6. 1997,
A 19/96; VfGH 10. 6. 1997, B 1072/97; VfGH 29. 9. 1997,
B 728/97 und VfGH 8. 10. 1997, B 1456/97.

2) Vgl aus dem neueren Schrifttum Bernárd, Die Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand im Verfahren vor den Gerichtshöfen des öffentlichen
Rechts, ZfV 1981, 126; Klecatsky/Öhlinger, Die Gerichtsbarkeit des
öffentlichen Rechts (1984) 405ff; Frauenberger, Wiedereinsetzung
nach der ZPO bei verschuldeter Säumnis, ÖJZ 1992, 113; Noll, Die
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand im Verfahren vor dem Verfas-
sungsgerichtshof, AnwBl 1992, 275; Machacek (Hrsg), Verfahren vor
dem VfGH und vor dem VwGH3 (1997) 65; Mayer, B-VG2 (1997) § 33
VfGG und zuletzt Hiesel, Die Wiedereinsetzungspraxis des Verfas-
sungsgerichtshofes, AnwBl 1998, 25.

3) Vgl hiezu aus jüngerer Zeit Klecatsky/Öhlinger, Die Gerichtsbarkeit
des öffentlichen Rechts (1984) 409ff , wo die gesamte bis 1982 ergan-
gene einschlägige Rechtsprechung des VfGH systematisch aufbereitet
ist; Heller, Das System des Rechtsschutzes, in Machacek/Pahr/Stadler
(Hrsg), Grund- und Menschenrechte in Österreich (1991) 155 (184f);
Noll, Die Wiederaufnahme des verfassungsgerichtlichen Verfahrens,
AnwBl 1992, 865; Machacek (Hrsg), Verfahren vor dem VfGH und vor
dem VwGH3 (1997) 65 f sowie Mayer, B-VG2 (1997) § 34 VfGG.
Nachweise des älteren Schrifttums finden sich bei Noll, AnwBl 1992,
867 (FN 8).

4) Dies scheint im Lichte des nach ständiger Rechtsprechung des VfGH
aus dem Gleichheitssatz erfließenden Sachlichkeitsgebotes verfassungs-
rechtlich nicht unbedenklich zu sein, doch kann dieser Frage – deren
Erörterung im Hinblick auf die Unterschiedlichkeit der einzelnen verfas-
sungsgerichtlichen Verfahren umfangreiche Überlegungen voraussetzen
würde – im gegebenen Rahmen nicht nachgegangen werden.

5) VfGH 28. 2. 1989, V 175/88 (zu Art 139 B-VG) und VfSlg 14.670/
1996 (zu Art 140 B-VG).

6) Es wäre indes verfehlt, aus dieser Bestimmung den Umkehrschluß zu
ziehen, daß in den Verfahren, in denen die Möglichkeit einer Wieder-
aufnahme nicht besteht, der VfGH über einen entsprechenden Antrag
in öffentlicher Sitzung zu entscheiden hat. Vielmehr ist ein Größen-
schluß angebracht: Wenn der Gesetzgeber selbst dann, wenn ein Wie-
deraufnahmebegehren zulässig und gerechtfertigt ist, eine Entschei-
dung hierüber in nichtöffentlicher Sitzung anordnet, so kann ihm wohl
nicht zugesonnen werden, im Falle einer offenkundigen Unzulässigkeit
eines solchen Antrages die Durchführung einer öffentlichen Verhand-
lung zwingend angeordnet zu haben.
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• Soweit die Wiederaufnahme in Fällen der Art 137 und 144
B-VG begehrt wird, ist § 35 Abs 1 VfGG maßgeblich, demzu-
folge die Bestimmungen der ZPO und des EGZPO sinngemäß
anzuwenden sind. Hinsichtlich der Wiederaufnahme sind dies
die §§ 530ff ZPO7).

Bevor auf die Voraussetzungen für die Wiederaufnahme in den
beiden letztgenannten Fällen im einzelnen eingegangen wird, sei
vorweg auf folgendes hingewiesen:

Der VfGH hat ausgesprochen, daß eine Abtretung eines Wieder-
aufnahmeantrags an den VwGH mangels gesetzlicher Grundladge
nicht möglich ist8). Hat der VfGH über den Wiederaufnahme-
antrag bereits entschieden, so ist ein weiterer Wiederaufnahme-
antrag bei unverändertem Sachverhalt wegen entschiedener Sache
zurückzuweisen9).

II. Voraussetzungen der Wiederaufnahme

Zwischen dem in einem Fall des Art 137 B-VG und dem in einem
Fall des Art 144 B-VG gestellten Wiederaufnahmebegehren gibt
es hinsichtlich der Zulässigkeitsvoraussetzungen keine prinzipiellen
Unterschiede. In beiden Fällen sind die Bestimmungen der
§§ 530ff ZPO sinngemäß anwendbar. Unterschiedlich ist jedoch
die in der Praxis übliche Terminologie: Fälle des Art 137 B-VG
werden üblicherweise als „Wiederaufnahmsklage“, Fälle des
Art 144 B-VG als „Wiederaufnahmeantrag“ bezeichnet. Da sich
in der Praxis die meisten Wiederaufnahmebegehren auf Fälle des
Art 144 B-VG beziehen, wird im folgenden Text der Ausdruck
„Wiederaufnahmeantrag“ verwendet.

Im Gegensatz zu Wiedereinsetzungsanträgen ist die Erfolgsquote
von Wiederaufnahmeanträgen relativ gering10). Damit die Wieder-
aufnahme eines abgeschlossenen verfassungsgerichtlichen Verfah-
rens bewilligt wird, müssen nach der einschlägigen Rechtspre-
chung des VfGH insbes folgende Voraussetzungen kumulativ erfüllt
sein:

1. Antragstellung durch eine Partei

Aktiv und passiv antragslegitimiert sind nur die Parteien des Vor-
prozesses, ihre Gesamtrechtsnachfolger und die von der Rechts-
kraft der Vorentscheidung erfaßten Einzelrechtsnachfolger11). Betei-
ligte sind zur Stellung eines Wiederaufnahmeantrages nicht legiti-
miert12).

2. Vorliegen einer die Sache erledigenden
Entscheidung

Zufolge Art 530 Abs 1 ZPO kann nur ein Verfahren, das durch eine
die Sache erledigende Entscheidung abgeschlossen worden ist,
wieder aufgenommen werden13). Die Möglichkeit der Wiederauf-
nahme besteht nicht nur in Verfahren, die durch ein Erkenntnis des
VfGH abgeschlossen wurden, sondern auch in Verfahren, die mit
einem Beschluß des VfGH enderledigt wurden. IdS hat der VfGH

ausgesprochen, daß der Umstand, daß das Verfahren, dessen
Wiederaufnahme beantragt wird, durch einen Zurückweisungs-
beschluß beendet wurde, der Behandlung eines Wiederaufnahme-
antrages nicht entgegensteht14). Auch in Verfahren, in denen der
VfGH die Behandlung einer Beschwerde abgelehnt hat, ist eine
Wiederaufnahme grundsätzlich möglich15). Gleiches müßte nach
der ratio des Art 530 Abs 1 ZPO auch für Einstellungsbeschlüsse
gelten16).

Beschlüsse, mit denen Anträge auf Bewilligung der Verfahrenshilfe
abgewiesen wurden, können hingegen nicht als die Sache erledi-
gende Entscheidungen iS dieser Gesetzesbestimmung angesehen
werden17).

3. Fristgerechte Erhebung des
Wiederaufnahmeantrages

Zufolge § 534 Abs 1 ZPO ist ein Wiederaufnahmeantrag binnen
der Notfrist von 4 Wochen zu erheben18). Näherere Bestimmungen
hinsichtlich der Berechnung dieser Frist enthalten die Abs 2 und 3
dieser Gesetzesbestimmung.

7) Siehe zB VfSlg 8755/1980, 9126/1981, 11.419/1987, 11.821/
1988, 12.872/1991, 12.993/1992, 14.002/1995, 14.101/1995,
14.128/1995, 14.159/1995, 14.239/1995, 14.695/1996; VfGH
16. 6. 1997, B 807/97 und VfGH 30. 9. 1997, B 1947/97.

8) VfSlg 13.436/1993.
9) VfSlg 3893/1961 und 11.088/1986. Ein weiterer Wiederaufnahme-

antrag bei Hervorkommen eines neuen Wiederaufnahmegrundes ist
dagegen zulässig: Vgl VfSlg 6469/1971. Fraglich ist, ob hinsichtlich
eines Beschlusses über die Wiederaufnahme eines Verfahrens ein Wie-
deraufnahmeantrag zulässig ist. Der VfGH hat diese Frage in seinem
Beschluß VfGH 30. 9. 1997, B 1947/97 ausdrücklich offengelassen.

10) Soweit ersichtlich, kam es bisher lediglich in 5 Fällen zur Wiederauf-
nahme eines verfassungsgerichtlichen Verfahrens.

11) VfSlg 12.872/1991 unter Berufung auf Fasching, Lehrbuch des öster-
reichischen Zivilprozeßrechts2 (1990) Rz 2035.

12) VfSlg 3372/1958.
13) Vgl VfSlg 12.252/1990: Zurückweisung des Wiederaufnahmeantra-

ges, weil das nach dem Willen des Antragstellers wiederaufzuneh-
mende Verfahren noch gar nicht abgeschlossen war.

14) VfSlg 8932/1980 und 13.196/1992. Zur Rechtslage vor der durch
BGBl Nr. 140/1979 durchgeführten Gesetzesänderung – womit
§ 530 Abs 1 ZPO seine noch heute geltende Fassung erhielt – vgl VfSlg
898/1927 und 7080/1973.

15) IdS jüngst VfGH 24. 2. 1998, B 3184/97. In seiner früheren Recht-
sprechung hatte der VfGH diese Frage wiederholt offengelassen: Siehe
VfSlg 11.247/1987, 12.993/1992, 13.436/1993 und 14.002/
1995.

16) In VfSlg 12.872/1991 hat der VfGH die Frage, ob solche Beschlüsse
als prozeßbeendende Beschlüsse iSd § 530 Abs 1 ZPO anzusehen
sind, offengelassen.

17) VfSlg 8972/1980, 13.358/1993, 14.159/1995 und jüngst VfGH
30. 9. 1997, B 1947/97; VfGH 23. 2. 1998, B 2249/97 sowie
VfGH 24. 2. 1998, B 2450/97.

18) Siehe zB VfSlg 12.215/1989 und 12.872/1991. Siehe auch VfSlg
12.615/1991, wonach ein nach Fristablauf vorgebrachter Wiederauf-
nahmegrund vom VfGH „nicht zu berücksichtigen“ ist.
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4. Einhaltung der Formerfordernisse des § 536 ZPO

Diese Bestimmung enthält eine Aufzählung von Formerfordernis-
sen, denen ein Wiederaufnahmeantrag entsprechen muß. Der
VfGH hatte sich in seiner bisherigen Judikatur lediglich mit § 536
Z 2 ZPO näher zu befassen: Dieser Bestimmung zufolge hat ein
Wiederaufnahmeantrag die Bezeichnung des gesetzlichen Wie-
deraufnahmegrundes zu enthalten. Der VfGH erachtet das Unter-
lassen dieser Angabe in sinngemäßer Anwendung des § 15 Abs 2
VfGG für einer Mängelbehebung nicht zugänglich19).

5. Vorliegen eines Wiederaufnahmegrundes
a) Allgemeines

Nach seiner ständigen Rechtsprechung hat der VfGH bei seiner
Entscheidung über einen Wiederaufnahmeantrag auch die Bestim-
mung des § 538 Abs 1 ZPO über das Vorprüfungsverfahren sinn-
gemäß anzuwenden20). Dieser Regelung zufolge ist ein Antrag auf
Wiederaufnahme ua dann zurückzuweisen, wenn er auf keinen
der gesetzlichen Anfechtungsgründe gestützt ist oder nicht frist-
gerecht erhoben wurde21).
Eine ausdehnende Auslegung der Wiederaufnahmegründe hält der
VfGH – jedenfalls hinsichtlich eines gemäß Art 144 B-VG durch
Erkenntnis abgeschlossenen Verfahrens – für nicht möglich22).
Folgende Umstände lassen sich nach der Rechtsprechung des
VfGH keinem der in § 530 Abs 1 ZPO umschriebenen Wieder-
aufnahmegründe zuordnen:

• Behauptung der Unrichtigkeit der Beweiswürdigung durch den
VfGH23).

• Behauptung der Unrichtigkeit einer Entscheidung des VfGH24).
• Änderung der Rechtslage nach der Entscheidung des VfGH25).
• Die „bloße Mitteilung“ der Rechtsansicht durch eine Behörde26).
• Mangelnder Einfluß auf die Geschäftsführung seitens der Wie-

deraufnahmswerberin27).
• Abhandenkommen eines rechtsgültig zugestellten Verbesse-

rungsauftrags des VfGH28).

Das Vorliegen eines Wiederaufnahmegrundes ist vom Wiederauf-
nahmewerber darzutun29).
Eine amtswegige Wiederaufnahme ist nicht vorgesehen.

b) Die einzelnen Wiederaufnahmegründe

ba) § 530 Abs 1 Z 7 ZPO

Diesem Wiederaufnahmegrund kommt in der verfassungsgericht-
lichen Praxis relativ große Bedeutung zu. Der einschlägigen Recht-
sprechung lassen sich die folgenden zentrale Aussagen entneh-
men:
Für das Vorliegen dieses Wiederaufnahmegrundes ist es ausrei-
chend, daß auf Grund der neuen Tatsachen oder Beweismittel die
Möglichkeit einer günstigeren Entscheidung im wiederaufzuneh-
menden Verfahren besteht30). Diese neuen Tatsachen und Beweis-
mittel stellen aber nur dann einen Wiederaufnahmegrund dar,

wenn deren Berücksichtigung im Rahmen der dem VfGH zukom-
menden – insbes im Bescheidbeschwerdeverfahren beschränkten –
Prüfungs- und Entscheidungsbefugnis eine der Partei günstigere
Entscheidung möglich erscheinen läßt31). Wenn die geltend ge-
machten Umstände ersichtlich von vornherein keinen Einfluß auf
die Entscheidung im wiederaufzunehmenden Verfahren haben
können, ist der Wiederaufnahmeantrag bereits im Vorprüfungsver-
fahren zurückzuweisen32).
Neue Tatsachen müssen, um als Wiederaufnahmegrund tauglich
zu sein, vor der Entscheidung des VfGH entstanden sein33).
Die Tatsache, ob bestimmte Schriftsätze dem VfGH im Zeitpunkt
seiner Entscheidung vorgelegen sind, ist keine Tatsache, die ein
vom VfGH im seinerzeitigen Verfahren zu berücksichtigendes
Sachverhaltselement betreffen, welche als Tatsache iS dieser
Gesetzesbestimmung anzusehen wäre34).
Auch ein nach dem für die Entscheidung maßgeblichen Zeitpunkt
entstandenes Beweismittel kann für den Nachweis einer in diesem

19) Der Antrag wird daher ohne weiteres Verfahren zurückgewiesen. Siehe
VfSlg 11.620/1988, 12.615/1991, 14.468/1996; VfGH 24. 2.
1997, B 5074/96 und jüngst VfGH 11. 3. 1998, B 939/98.

20) VfSlg 8983/1980, 11.313/1987, 11.985/1989, 12.215/1989,
12.872/1991, 12.993/1992, 13.196/1992, 13.969/1994,
14.002/1995, 14.015/1995, 14.101/1995, 14.128/1995 und
14.239/1995.

21) Vgl insbes VfSlg 8983/1980, wonach die Zurückweisung eines Wie-
deraufnahmeantrags auch dann gerechtfertigt ist, wenn der behauptete
Wiederaufnahmegrund in keinem rechtlich beachtlichen Zusammen-
hang mit der angefochtenen Entscheidung steht.

22) VfSlg 7079/1973.
23) VfSlg 11.821/1988. Vgl aber auch VfSlg 8932/1980, wo der VfGH

darauf abstellte, daß das im Wiederaufnahmeantrag enthaltene Vor-
bringen auch im wiederaufzunehmenden Verfahren nicht geeignet
gewesen wäre, den VfGH zu einer anderen Beweiswürdigung zu brin-
gen.

24) VfSlg 11.985/1989, 13.196/1993 und 14.619/1996. IdS auch
VfSlg Anh 5/1950, 12.993/1992 und 14.002/1995, wo der VfGH
aussprach, daß eine Wiederaufnahme aus rein rechtlichen Gründen
ausgeschlossen ist. Siehe weiters auch VfSlg 11.247/1987; VfGH
27. 11. 1997, B 2106/97 und jüngst VfGH 24. 2. 1998, B 3184/97.

25) VfSlg 12.993/1992.
26) VfSlg 13.436/1993.
27) VfSlg 14.101/1995. Die mit Bescheid des UVS Wien wegen Übertre-

tung des AuslBG mit einer Verwaltungsstrafe belegte Wiederaufnahme-
werberin brachte vor, daß sie erst zu einem Zeitpunkt, in dem sich der –
die Geschäfte selbst führende – Rechtsanwalt, auf dessen Anraten sie
die Position der Geschäftsführerin übernommen habe, bereits ins Aus-
land abgesetzt habe, mit allen Akten konfrontiert worden sei.

28) VfSlg 14.239/1995.
29) IdS etwa VfSlg 11.419/1987 und VfGH 16. 6. 1997, B 807/97.
30) VfSlg 6469/1971. Zur älteren Rechtsprechung siehe VfSlg 385/

1925, 899/1927, 965/1928 und 3532/1959.
31) VfSlg 9126/1981; VfGH 16. 6. 1997, B 807/97, VfGH 30. 9.

1997, B 1947/97 und VfGH 24. 2. 1998, B 3184/97.
32) VfSlg 8983/1980.
33) So bereits VfSlg Anh 22/1924. Ebenso VfSlg 7079/1973 und

12.872/1991.
34) VfSlg 8750/1980.
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Zeitpunkt bereits vorhandenen Tatsache als Wiederaufnahme-
grund in Betracht kommen35).

Nach der Rechtsprechung des VfGH wird der Wiederaufnahme-
grund dieser Bestimmung nicht verwirklicht

• durch das späterere „Auffinden“ allenfalls anzuwendender
Rechtsnormen36),

• durch spätere Erlangung der Kenntnis der Rechtsauffassung
eines Gerichts37),

• wenn sich die Sach- und Rechtslage durch die nachträgliche
Aufhebung eines einem früheren Verfahren vor dem VfGH
zugrunde gelegenen Bescheides ändert38),

• durch eine spätere Entscheidung des VwGH39),

• wenn die Unrichtigkeit der Entscheidung des VfGH behauptet
wird40),

• wenn der Antragsteller die vom VfGH in seinem Erkenntnis ge-
nannte Judikatur (hier: der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts)
in anderer Weise interpretiert, als es der VfGH getan hat41).

Bewilligt wurde die begehrte Wiederaufnahme in Fällen, in denen

• nachträglich hervorgekommen ist, daß ein nach den Bestimmun-
gen des BStG enteignetes Grundstück bereits in dem für die
Entscheidung maßgebenden Zeitpunkt für andere als Bundes-
straßen-Zwecke benötigt worden ist42);

• die unrichtige Angabe des dem Beschwerdeführers zum Zeit-
punkt der Beschwerdeeinbringung bekannten Zustelldatums des
angefochtenen Bescheides zur Zurückweisung der Beschwerde
wegen – einer objektiv gesehen nicht gegebenen – verspäteter
Beschwerdeerhebung führte. Der VfGH sprach hiezu aus, daß
das Hervorkommen der irrigen Datumsangabe dem Fall des Auf-
findens neuer Tatsachen oder Beweismittel gleichzuhalten sei43);

• die als verspätet zurückgewiesene Beschwerde entgegen der
Annahme des Zurückweisungsbeschlusses rechtzeitig zur Post
gegeben wurde44).

Zufolge § 530 Abs 2 ZPO ist eine Wiederaufnahme wegen der in
§ 530 Abs 1 Z 6 und 7 ZPO angegebenen Umstände nur dann
zulässig, wenn die Partei ohne ihr Verschulden außerstande war,
die Rechtskraft der Entscheidung oder die neuen Tatsachen oder
Beweismittel vor Schluß der mündlichen Verhandlung geltend zu
machen45). Der Wiederaufnahmeantrag hat entsprechende Aus-
führungen zu enthalten46).

Parteien eines verfassungsgerichtlichen Verfahrens müssen damit
rechnen, daß eine Entscheidung ohne vorangegangene mündliche
Verhandlung gefällt wird, da das VfGG insbes in den Fällen des
§ 19 Abs 3 und 4 eine solche Vorgangsweise zuläßt. Die Unterlas-
sung weiteren Vorbringens in Erwartung der Durchführung einer
mündlichen Verhandlung kann daher nicht als unverschuldet ange-
sehen werden47). Ein Verschulden wurde auch in einem Fall ange-
nommen, in dem der Beschwerdeführer übersehen hatte, daß ein
bestimmter Umstand – das Fehlen einer gemeinsamen Gemeinde-

grenze – für die Entscheidung des VfGH möglicherweise von Rele-
vanz gewesen wäre48).

Kein Verschulden wurde in einem Fall angenommen, in dem in
einer Beschwerde aufgrund eines – bei der Kontrolle aufgrund
eines mit handschriftlichen Zusätzen versehenen Eingangsstem-
pels, der das Eingangsdatum offenbar fast unlesbar machte, nicht
bemerkten – Schreibfehlers ein falsches Zustelldatum des bekämpf-
ten Bescheides angegeben wurde49).

bb) Sonstige Wiederaufnahmegründe

Der VfGH hatte in seiner bisherigen Rechtsprechung nur vereinzelt
Gelegenheit, Aussagen zu den Wiederaufnahmsgründen der Z 1
bis 6 des § 530 Abs 1 ZPO zu treffen.

Zu § 530 Abs 1 Z 1 und 5 ZPO gibt es – soweit ersichtlich – keine
einschlägige Rechtsprechung des VfGH.

Zu § 530 Abs 1 Z 2 ZPO sprach der VfGH aus, daß mit Ausführun-
gen, die sich gegen die Richtigkeit der Ausführungen der Gegen-
schrift der belangten Behörde in dem Verfahren wenden, dessen

35) VfSlg 9126/1981.
36) VfSlg 4094/1961.
37) VfSlg 4635/1964.
38) VfSlg 7079/1973. Der VfGH sprach in diesem Beschluß aus, daß bei

einer solchen Fallkonstellation die Möglichkeit bestehen kann, ein Ver-
waltungsverfahren, dem ein aufgehobener Bescheid nicht mehr ent-
gegensteht, neuerlich in Gang zu setzten.

39) VfSlg 13.969/1994. IdS auch VfSlg 14.002/1995.
40) VfSlg 11.247/1987, 13.969/1994 und 14.002/1995. Vgl auch

jüngst VfGH 24. 2. 1998, B 3184/97, wonach mit dem Wiederauf-
nahmsgrund nur die Tat-, nie aber die Rechtsfrage neu aufgerollt wer-
den kann.

41) VfSlg 8755/1980.
42) VfSlg 6469/1971.
43) VfSlg 14.695/1996 unter ausdrücklicher Aufgabe seiner in VfSlg

11.267/1987 und 14.128/1995 vertretenen – gegenteiligen –
Rechtsauffassung. Zu betonen ist freilich, daß in einer solchen Fallkon-
stellation die Bewilligung der Wiederaufnahme nur dann erfolgt, wenn
bei Angabe des richtigen Zustelldatums die Beschwerde nicht zurück-
gewiesen worden wäre und die Falschangabe des Zustelldatums unver-
schuldet erfolgt ist.

44) VfSlg 12.451/1990. Siehe weiters VfGH 11. 12. 1996, B 4637/96
und VfGH 9. 6. 1997, B 1531/96, jeweils unter Berufung auf VfSlg
14.695/1996.

45) Die Frage, ob ein Verschulden vorliegt, kann nach Auffassung des
VfGH unter bestimmten Voraussetzungen offenbar bereits im Rahmen
der Vorprüfung entschieden werden: Siehe VfSlg 8983/1980 und
14.015/1995.

46) IdS VfSlg 11.419/1987 und VfGH 16. 6. 1997, B 807/97.
47) VfSlg 8983/1980 und 14.015/1995. Vgl bereits VfSlg 5126/1965

und 6236/1970.
48) VfSlg 8588/1979. Der Beschwerdeführer war der letzte Bürgermeister

einer der von der im Vorverfahren bekämpften Gemeindezusammen-
legung betroffenen Gemeinden.

49) VfSlg 14.695/1996. Der VfGH vertrat die Ansicht, daß im konkreten
Fall nicht angenommen werden könne, daß der Beschwerdeführer bzw
sein Rechtsvertreter die ihm vom Gesetz auferlegte Sorgfalt bei der
Angabe des Zustelldatums außer acht gelassen hat.
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Wiederaufnahme begehrt wird, das Vorliegen dieses Wiederauf-
nahmegrundes nicht dargetan wird50).

Der VfGH hatte in seiner bisherigen Rechtsprechung auch erst ein-
mal Gelegenheit, sich mit dem Wiederaufnahmegrund des § 530
Abs 1 Z 3 ZPO ausführlicher zu befassen51). Dem Beschluß VfSlg
12.872/1991 lag zugrunde, daß 137 burgenländische Gemein-
den ihre gegen das Land Burgenland und den Bund gerichteten
Klagen, die auf Art 137 B-VG gestützt waren und vermögensrecht-
liche Ansprüche aus dem FAG 1985 zum Gegenstand hatten,
nach Verhandlungen im Bundesministerium für Finanzen unter
Anspruchsverzicht zurückgezogen hatten. Der VfGH stellte darauf-
hin die anhängigen Verfahren ein. In ihrer Wiederaufnahmsklage
brachten die Gemeinden vor, daß sie durch eine vom Bund zu ver-
antwortende „Täuschung“ zur Klagsrückziehung bewogen worden
seien. Der VfGH sah den Wiederaufnahmegrund dieser Bestim-
mung nicht als verwirklicht an, weil es offenkundig war, daß die
an der Verhandlung seitens des Bundes teilnehmenden Personen
„den Gesetzgeber weder binden, noch vertreten, noch ersetzen
[konnten].“

Zu § 530 Abs 1 Z 4 ZPO vgl die Ausführungen in VfGH 9. 6.
1997, A 19/96 und VfGH 30. 9. 1997, B 1947/97.

Zu § 530 Abs 1 Z 6 ZPO findet sich lediglich die Aussage, daß
dieser Wiederaufnahmegrund nur gegeben ist, wenn der Antrag-
steller auf eine in derselben konkreten Sache bereits ergangene
Entscheidung verweisen kann52).

III. Schlußbemerkung

Wie die vorstehenden Ausführungen gezeigt haben, kommt eine
Wiederaufnahme eines verfassungsgerichtlichen Verfahrens nur in
einigen wenigen Fällen in Betracht. Lediglich der Wiederaufnahme-
grund des § 530 Abs 1 Z 7 ZPO hat in der verfassungsgerichtli-
chen Rechtsprechung bislang eine gewisse praktische Bedeutung
erlangt. Ob der in den letzten Jahren feststellbare Trend einer
verstärkten Inanspruchnahme des VfGH mittelfristig auch zu einer
größeren Zahl von Wiederaufnahmeanträgen – und somit zu einer
stärkeren Durchdringung dieses Rechtsgebietes durch die verfas-
sungsgerichtliche Rechtsprechung – führen wird, wird erst in eini-
gen Jahren zu beantworten sein.

50) VfSlg 11.419/1987.
51) Der Vollständigkeit halber wird auch auf die kurzen Bemerkungen in

VfSlg 3893/1961 hingewiesen.
52) VfSlg 5326/1966.
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HR Dr. Franz Michael Adamovic, Wien

Beratung und Bewertung bei betriebsverfassungsrechtlichen
Streitigkeiten

bestimmt wird“. Bei der Ergänzung von § 56 Abs 2 letzter Satz JN
durch die Wertgrenzennovelle 1989 sind möglicherweise die
Auswirkungen auf das RATG nicht ausreichend bedacht worden,
zumal § 56 JN primär die Regelung der Wertzuständigkeit beab-
sichtigt, die aber gem § 3 ASGG zufolge der Eigenständigkeit des
Gerichtshofes bedeutungslos ist. Überdies kommt gem § 58 Abs 1
ASGG in Rechtsstreitigkeiten nach § 50 Abs 2 einer Kostenbemes-
sung nur im Verfahren vor dem Obersten Gerichtshof Bedeutung
zu. Eine Auslegung, die dazu führt, daß eine andere Gesetzes-
regelung (§ 14 RATG) keinen Anwendungsbereich mehr hätte,
erweckt Zweifel an ihrer Richtigkeit, insbesondere unter dem
Gesichtspunkt der systematischen Auslegung. Diese Zweifel wer-
den noch verstärkt, da § 14 RATG verschiedene Gerichtstypen und
Gerichtsbesetzungen unterscheidet, während der Zweifelstreitwert
nur zur Zuständigkeit des Bezirksgerichtes führt (§ 49 Abs 1 JN).
Daher kommt der Einschränkung in § 4 RATG, soweit im folgenden
nichts anderes bestimmt wird, erhöhte Bedeutung zu. Auch dieser
Gesetzesteil hätte keine normative Wirkung, wenn für die Anwen-
dung einer Zweifelsregelung wie § 14 RATG durch eine jeden
Zweifel ausschließende Bestimmung wie § 56 Abs 2 letzter Satz
JN kein Raum mehr bliebe.

Der Hinweis auf die Möglichkeit der Streitwertbemängelung gem
§ 7 RATG, wenn der Beklagte die Bewertung durch den Kläger zu
hoch oder zu niedrig findet, hilft gerade in dem Fall nicht, in dem
der Kläger eine Bewertung schlechthin unterlassen hat und daher
für die Wertzuständigkeit gem § 56 Abs 2 JN vorzugehen wäre.
Wegen der zeitlichen Beschränkung, die Bemängelung der Bewer-
tung habe spätestens bei der ersten mündlichen Streitverhandlung
zu erfolgen, kann in Verfahren, die erstmalig in dritter Instanz zu
einer Kostenbemessung führen können, eine Abhilfe durch § 7
RATG nicht erfolgen. Aus diesen Erwägungen kann daher die
Ansicht der Entscheidung 8 Ob A 317/94, es sei bei der Kosten-
bemessung im Fall einer Kündigungsanfechtung der „Zweifelsstreit-
wert“ gem § 56 Abs 2 letzter Satz JN statt des nach § 14 lit a
RATG anzuwenden, nicht mehr aufrechterhalten werden.

Das auffällige Mißverhältnis von Gerichtszuständigkeit und Bewer-
tung, daß nämlich eine kraft Eigenzuständigkeit vor den Gerichts-
hof gehörende Rechtssache mit einem Wert von weniger als einem
Drittel des für die Wertzuständigkeit maßgeblichen Betrages be-
wertet wird, wird dadurch vermieden. Es ist nämlich bei den Eigen-
zuständigkeiten des Gerichtshofes im allgemeinen eine erhöhte
Bewertung nach der Schwierigkeit und Bedeutung festzustellen (vgl
AHG, PatG ua); ein harmonisches Auslegungsergebnis, das den
Gleichklang der für die Zuständigkeit maßgebliche Wertigkeit und

In einer betriebsverfassungsrechtlichen Streitigkeit (gem § 50 Abs 2
ASGG), einer Kündigungsanfechtung gem § 105 Abs 3 ArbVG,
machte sich die Sonderregelung über den Kostenersatz, daß
nämlich gem § 58 Abs 1 ASGG ein Kostenersatzanspruch nur im
Verfahren vor dem OGH zusteht, in einer ungewöhnlichen Weise
bemerkbar. Der Kläger war in erster und zweiter Instanz durch
einen qualifizierten Vertreter iS § 40 Abs 1 Z 2 ASGG (Funktionär
einer freiwilligen kollektivvertragsfähigen Berufsvereinigung) ver-
treten, für den daher die Bewertung des Streitgegenstandes nach
dem RATG unerheblich war (auch in den übrigen arbeitsrechtli-
chen Streitigkeiten gem § 50 Abs 1 ASGG wäre für solche Partei-
envertreter das RATG wegen des pauschalierten Aufwandersatzes
gem § 58a ASGG unanwendbar); daher erfolgte eine Bewertung
nur für Gerichtsgebühren (GGG). Diese war mE verfehlt, denn gem
Anm 1 zu TP 1 des GGG sind arbeitsrechtliche Streitigkeiten bei
einem Wert des Streitgegenstandes bis 20.000 S gebührenfrei,
wie sich aus der Bewertung arbeitsrechtlicher Streitigkeiten, soweit
in diesen Fällen nicht ein Geldbetrag verlangt wird, gem § 16 Z 1
GGG mit einem unter 20.000 S liegenden Betrag ergibt.
Der Vertreter des beklagten Arbeitgebers, ein Rechtsanwalt, bewer-
tete den Streitgegenstand mit 300.000 S. Diese Divergenz der
Bewertungen, die außerhalb des Anwendungsbereiches des § 58
Abs 1 ASGG zu einer Bemängelung der Bewertung gem § 7 RATG
hätte führen können, wurde im Verfahren erster und zweiter In-
stanz – offensichtlich wegen des Unterbleibens des Kosten-
zuspruches – weder von den Parteien gerügt, noch vom Gericht auf-
gegriffen. Die Bestimmung des § 57 ASGG setzt eine Bewertung
voraus, eröffnet aber dem Gericht nicht die Möglichkeit, für die Ko-
stenentscheidung den Streitwert von Amts wegen zu berichtigen
(OLG Innsbruck – Arb 11.150). Erstmalig im Revisionsverfahren
stellte sich die Frage der der Kostenbemessung zugrunde zu
legenden Bemessungsgrundlage, als nämlich der inzwischen durch
einen Rechtsanwalt vertretene Kläger (und Revisionswerber) für sein
Rechtsmittel Kosten auf der Grundlage eines Jahresentgelts verzeich-
nete.
In der Entscheidung vom 12. 3. 1998, 8 Ob A 61/98y, führte der
Oberste Gerichtshof – in der Hauptsache war die Kündigungs-
anfechtung aus personenbedingten Kündigungsgründen (§ 105
Abs 3 Z 2 lit a ARbVG) nicht erfolgreich – hiezu aus:
Die Kostenentscheidung gründet sich auf die §§ 41, 50 ZPO. Der
Kläger hat es unterlassen, den Streitwert für den RATG anzuführen.
§ 4 RATG verweist zwar hinsichtlich der Bemessungsgrundlage
nach dem Wert des Streitgegenstandes auf die Vorschriften der
§§ 54 bis 59 JN, jedoch (nur) „soweit im folgenden nichts anderes
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der Bemessungsgrundlage für eine Kostenentscheidung berücksich-
tigt, verdient, „im Zweifel“ den Vorzug.

Diese Rechtsansicht wurde in der E vom 30. 3. 1998, 8 Ob A 86/
98z, wiederholt. Die in der E 8 Ob A 317/94 vertretene Ansicht,
es sei der Zweifelsstreitwert gem § 56 Abs 2 3. Satz JN – nunmehr
gem der WGN 1997 52.000 S (vorher 30.000 S) – heranzuzie-
hen, wurde ausdrücklich aufgegeben.

Für Rechtsanwälte empfiehlt es sich daher, schon im erstinstanz-
lichen Verfahren mit der Möglichkeit der Revision zu rechnen und
gem § 56 Abs 2 JN iVm § 3 RATG den Wert des Streitgegenstan-
des zu bewerten. Da § 10 Z 6a RATG nur eine Obergrenze für
Arbeitsrechtssachen nach § 54 Abs 1 ASGG (Besondere Feststel-
lungsklage des Betriebsrates oder gegen diesen) von 300.000 S
bestimmt, bietet sich die Analogie zu § 58 Abs 2 JN an (Mayr in
Rechberger, ZPO Rz 5 zu § 58 JN unter Hinweis auf JBl 1976,
497 = Arb 9408 = DRdA 1976, 164 [Hagen] = ZAS 1976/25,
222 [König]: Streitwertfestsetzung im Fall der Feststellung des
aufrechten Bestandes eines Arbeitsverhältnisses nach dem auf die
gesamte streitige Zeit entfallenden Arbeitsentgelt; EvBl 1979/139,
398; ähnlich – als Vorfrage für Anwendung der Sonderbestimmun-
gen des Bagatellverfahrens, EvBl 1993/201, 850: für das Zehn-
fache des entgehenden Jahresentgeltes im Fall einer entgeltver-
schlechternden Versetzung). Meines Erachtens ist im Fall einer Kün-
digungsanfechtung die Analogie zum Dreifachen der Jahreslei-
stung sachgerecht, denn das Arbeitsverhältnis hat typischerweise
keine unbestimmte oder auf Lebenszeit beschränkte Dauer, typisch
für den Arbeitnehmer ist vielmehr die Beendigung des Arbeits-
verhältnisses unter Bedachtnahme auf die Alterspenion gem § 253
ASVG nach Vollendung des 65. bzw 60. Lebensjahres. Zur
Vermeidung überhöhter und daher kostenriskanter Bewertungen ist
das Zehnfache der Jahresleistung mE abzulehnen.

Auf das besondere, sich aus § 58 Abs 1 ASGG ergebende
Kostenrisiko ist in solchen Fällen bei der gem § 1299 ABGB gebo-
tenen Beratung des Mandaten zu achten (vgl JBl 1995, 732 unter
Hinweis auf die bes den Anwalt treffende Aufklärungspflicht). Eine
Honorarklage eines Rechtsanwaltes wurde kürzlich abgewiesen
(ao Revision des in erster und zweiter Instanz unterlegenen An-
walts wurde mit „Kurzbegründung“ zurückgewiesen: 26. 2. 1998,
8 Ob 62/98w), der in einem eine Motivkündigung (§ 105 Abs 3
Z 1 ArbVG) betreffenden Verfahren den beklagten Arbeitgeber
vertreten hatte. Er hatte diesem die Fortführung des Verfahrens und
Ablehnung eines Vergleiches in einer mE aussichtslosen Lage des
Verfahrens – der Anfechtungsgrund des verpönten Motivs war
nach dem „Timing“ der Kündigung (knapp nach Einberufung
einer Betriebsversammlung zur Wahl des Betriebsrates) geradezu

offensichtlich und wegen der überwiegenden Wahrscheinlichkeit
unschwer zu bescheinigen (vgl § 105 Abs 5 ArbVG, wobei der
Sachverhalt auffällige Parallelen zu SZ 69/256 aufwies) – gera-
ten. In dieser wären bei realistischer Einschätzung, „schadens-
begrenzende Maßnahmen“ (gerichtlicher/außergerichtlicher Ver-
gleich oder Rücknahme der Kündigung zumindest für einen Zeit-
raum, nach dem die Gewichtung des verpönten Motives gegen-
über anderen Kündigungsgründen an Gewicht verloren hätte: vgl
zur zeitlichen Dimension des Kausalzusammenhanges zwischen
einer früheren Betriebsratstätigkeit und der späteren Motivkündi-
gung: Arb 11.304) geboten gewesen. Die theoretisch denkbare
Möglichkeit eines anderen Kündigungsgrundes (als des verpönten
Motives) müßte an dem „Timing“ scheitern; weshalb ein anderer
Grund den Arbeitgeber zeitlich knapp nach der Betriebsversamm-
lung zur Kündigung des Arbeitnehmers mehr als die ihm uner-
wünschte Entstehung eines Betriebsrates bewogen haben sollte,
läßt sich nicht mit Anspruch auf Plausibilität bescheinigen (vgl SZ
69/256 = DRdA 1997/39, 323 [Ritzberger-Moser] = wbl 1997,
209 = ind 2411 = ASoK 1997, 197). Als dann dieses Kündi-
gungsanfechtungsverfahren – nach Anwaltswechsel – durch Ver-
gleich beendet wurde, machte der Anwalt sein Honorar aus der
Vertretung in dem vorausgehenden Verfahren geltend. Nach „kur-
zem Prozeß“ wurde die Klage wegen unzureichender Beratung
und wertloser Vertretung abgewiesen.

Die im Vorverfahren (Kündigungsanfechtung) erhobene Einwen-
dung des beklagten Arbeitgebers zielte in die Richtung, daß die
Betriebsversammlung fehlerhaft einberufen worden wäre und dem
Kläger daher kein Kündigungsschutz als Wahlwerber iS § 120
Abs 4 Z 2 ArbVG (Mitglieder von Wahlvorständen und Wahlwer-
ber) zukäme. Selbst wenn die Wahl und deren Vorbereitung noch
so fehlerhaft gewesen sein sollten – wie dies vom beklagten Arbeit-
geber eingewendet worden war – so wäre eine Nichtigkeit der
Wahl (im Sinne eines „Zerrbildes“ – vgl DRdA 1996/31, 329
[Trost] = Arb 11.391 = RdW 1996, 130 = wbl 1995, 418; SZ
63/104; zuletzt 9 Ob A 2187/96z = ARD 4810/24/97) mit
hoher Wahrscheinlichkeit nicht gegeben gewesen, so daß die
Wahl „nur“ anfechtbar gewesen wäre. Auch eine anfechtbare
Wahl bewirkt aber den Kündigungsschutz iS § 120 ArbVG. Der
Einwand des beklagten Arbeitgebers und des ihn (fehlerhaft) bera-
tenden Rechtsanwaltes, der klagende Arbeitnehmer genieße nicht
den besonderen Kündigungsschutz iS § 120 ArbVG, ist aber
jedenfalls verfehlt, wenn schon vorher der Kündigungsschutz des
§ 105 ArbVG – auf den in der Klage deutlich hingewiesen wurde –
sich so auswirkt, daß Einwendungen dagegen mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit aussichtslos sind.
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RA Dr. Christian Prader, Ri Dr. Peter Kuprian*), Innsbruck

Zeitmietverträge – Zulässige Befristung und Durchsetzbarkeit
im Anwendungsbereich des MRG1)

und 3 MRG – allerdings nicht auf das Datum der Baubewilligung,
sondern vielmehr auf die Erteilung der Benützungsbewilligung bzw
den Zeitpunkt der erstmaligen tatsächlichen Benützung ankommt18).

*) Dr. Peter Kuprian ist Mietenrichter am BG Innsbruck.
1) Soweit im folgenden nichts anderes angemerkt ist, ist die letzte Fassung

des MRG gemeint.
2) Dies gilt nicht für 6-Monats-Verträge gem § 1 Abs 2 Z 3 lit a und Z 4, wohl

für § 1 Abs 2 Z 3 lit b MRG bzw abweichend § 29 Abs 4a bis 4c leg cit.
3) OGH 14. 7. 1994, EWr I/29/36ff = WoBl 1994/45 (zustimmmend

Dirnbacher).
4) OGH 27. 11. 1991, EWr I/29/5f.
5) OGH 14. 7. 1994, EWr I/29/36ff = WoBl 1994/45 (Dirnbacher);

Gegenteiliges gilt allerdings bei Vertragsabschlüssen mit Minderjähri-
gen oder Geschäftsunfähigen, bei denen es gleichwohl der pfleg-
schaftsbehördlichen Genehmigung des Rechtsgeschäftes bedarf.

6) Würth/Zingher, Miet- und Wohnrecht20, Rz 13 zu § 29 MRG; OGH
27. 11. 1991, EWr I/29/5 = MietSlg 43.247; OGH 18. 12. 1995,
EWr I/29/80ff = MietSlg 47.329 = WoBl 1997/23 (Dirnbacher).

7) Etwa durch Nichteinhaltung einer zulässigen Obergrenze.
8) Dies offensichtlich trotz der ansonsten bei wirksamer Befristung gege-

benen Kündigungsmöglichkeit (OGH 11. 12. 1990, MietSlg 42.301;
Würth/Zingher, aaO, Rz 4 zu § 29).

9) Zur generellen Zulässigkeit auch auf Vermieterseite, Dirnbacher, Das
Mietrechtsgesetz idF der Novelle 1997, 152.

10) Wirtschaftspark (§ 1 Abs 5 MRG).
11) Mietgegenstände, die nach dem 31. 12. 1967 ohne öffentliche Wohn-

bauförderungsmittel errichtet wurden.
12) Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern iS des § 1 Abs 4 Z 2

MRG.
13) Aufgrund der neu eingefügten Absätze 4a bis 4c in § 29 MRG.
14) § 29 Abs 4 MRG.
15) Dies aufgrund der Querverbindung zu § 1 Abs 4 Z 1 MRG und der

dazu ergangenen Jud.
16) Nach Dirnbacher sind darunter ausschließlich objektsbezogene Wohn-

bauförderungsmittel zu verstehen (zum Begriff kann auf die bisherige
Rechtsprechung zu § 1 Abs 3 Z 1 MG verwiesen werden: OGH 4. 9.
1986, MietSlg 38.602/32), wobei diese Überlegung vorbehaltlich
einer genaueren Untersuchung durchaus begrüßenswert erscheint (ins-
besondere im Zusammenhang mit § 1 Abs 4 Z 1 MRG, denn ansonsten
kann der Käufer eines solchen Objektes nie sichergehen, daß nicht
allenfalls diese Ausnahmebestimmung nicht greift, wenngleich dieses
Problem durch den zumeist mangels Rückverweisung der neueren För-
derungsmittel auf die Vollanwendbarkeit des MRG durch den gleich-
zeitig gegebenen Ausnahmetatbestand durch § 1 Abs 4 Z 3 leg cit
entschärft wird), es muß aber aufgrund der Ausführungen des Höchst-
gerichtes die Objektbezogenheit doch bezweifelt werden (idS wenn-
gleich mit unklarer und widersprüchlicher Begründung: OGH EWr I/
29/74ff = MietSlg 47.328).

17) OGH 7. 4. 1987, MietSlg 39.407 = WoBl 1988/65; Würth in
Rummel ABGB II2, Rz 7 zu § 16 MRG ua.

18) Würth/Zingher, aaO, Rz 15 zu § 29; OGH 30. 1. 1997, EWr I/29/
97.

Die Möglichkeit Zeitmietverträge durchsetzbar zu befristen, befin-
det sich laufend in Fluß und hat bereits dazu geführt, daß die aktu-
elle Gesetzeskenntnis alleine nicht mehr ausreicht, um Fehler, ins-
besondere bei der Vertragsgestaltung, zu vermeiden.

I. Allgemeines (Schriftformerfordernis)

Gemeinsame Voraussetzung aller ausdrücklich vereinbarten durch-
setzbaren Befristungen ist die Notwendigkeit der Einhaltung der
Schriftform2), wobei zu berücksichtigen ist, daß sich das Form-
gebot der Schriftlichkeit im vorliegenden Fall für das Ausführungs-
geschäft auch auf die Bevollmächtigung zu dessen Abschluß
erstreckt3), aufgrund des Schutzzweckes der Norm, nämlich insbe-
sondere der Warn- und Aufklärungsfunktion4), beschränkt sich die-
ses Formerfordernis allerdings auf die Unterfertigung der Bevoll-
mächtigung auf Mieterseite5).
Die Grundsätze der Schriftlichkeit gelten nicht nur für ursprünglich ab-
geschlossene, sondern auch für verlängerte Vertragsverhältnisse6).
Hinzuweisen ist allerdings darauf, daß durch die Undurchsetzbar-
keit des Endtermins7) nicht die Wirkungen eines unbefristeten Miet-
verhältnisses eintreten, sondern eine Bindung an die vereinbarte
Frist8) auch bei Überschreitung der durchsetzbaren Höchstdauer
besteht. Dies bedeutet, daß die gesetzlichen Kündigungsfristen der
§§ 560ff ZPO mangels ausdrücklicher Vereinbarung9) nicht vor
Auslaufen des Endtermines herangezogen werden können.

II. Die wichtigsten Grundsätze des § 29 MRG

1. § 29 Abs 1 Z 3 lit a

Diese gesetzliche Bestimmung enthält drei Tatbestände, wobei
mangels praktischer Relevanz auf den ersten Fall10) nicht näher ein-
gegangen wird.
Hingegen kommt dem 2.11) bzw 3. Fall12) insbesondere seit der
Novelle 199713) erhebliche Bedeutung zu. In diesen beiden Fällen
besteht weder für die ursprüngliche Befristung noch für die Verlän-
gerung eine Unter- oder Obergrenze14).
Gerade beim 2. Fall befindet sich die Rsp allerdings in ständiger
Fortentwicklung und wird dieser Ausnahmetatbestand nach jünge-
rer Rechtsprechung15) erheblich eingeschränkt. Vorerst ist darauf
hinzuweisen, daß der maßgebliche Unterschied des § 29 Abs 1
Z 3 lit a 2. Fall MRG zu § 1 Abs 4 Z 1 leg cit darin besteht, daß es
im Gegensatz zu § 1 Abs 4 Z 1 leg cit nicht auf die Errichtung des
gesamten Gebäudes, sondern ausschließlich auf die Errichtung
des Mietgegenstandes – gleiches gilt für Förderungsmittel16) –
ankommt17), wobei es – wiederum im Gegensatz zu § 1 Abs 4 Z 1
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Zur Frage der Neuerrichtung des Mietgegenstandes hat sich die
Rechtsprechung zu § 1 Abs 4 Z 1 MRG verschärft19), nämlich da-
hingehend, daß es dem mietrechtlichen Neubaubegriff schädlich
ist, wenn Außenmauern eines Althauses (im vorliegenden Fall wohl
die Außenmauern des Mietgegenstandes) stehenbleiben, soferne
sie keinem materiellen Interesse des Vermieters gerecht werden,
wie etwa beim Denkmalschutz20), so daß nicht nur das Datum der
Benützungsbewilligung bzw der vorherige Bezug zu beachten
sind, sondern insbesondere auch, ob der Mietgegenstand tatsäch-
lich iS der Rechtsprechung neu geschaffen wurde21).
Im Gegensatz zum 2. Fall des § 29 Abs 1 Z 3 lit a MRG greift der
Ausnahmetatbestand des 3. Falles nur für Wohnungen, nicht
jedoch für Geschäftsräumlichkeiten. Die Voraussetzungen dieser
Gesetzesstelle sind mit jener des § 1 Abs 4 Z 2 MRG ident22).
Daher liegt eine Ausnahme nach dieser Gesetzesstelle dann nicht
mehr vor, wenn sich in einem Wohnhaus mehr als zwei selbstän-
dige Wohnungen befinden, es sei denn, es handelt sich um einen
nachträglichen Dachbodenausbau23) bzw, wenn sich im Gebäude
ein selbständig vermietbarer Geschäftsraum befindet24). Hingegen
wird der Ausnahmetatbestand im Falle eines nachträglichen Dach-
bodenausbaus25) nicht aufgehoben, wenn hiedurch mehrere wei-
tere Wohnungen geschaffen werden, soferne nur zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens des MRG am 1. 1. 1982 und danach im Zeit-
punkt der Vermietung die Voraussetzungen erfüllt gewesen sind26).

2. § 29 Abs 1 Z 3 lit b

Diese Gesetzesstelle wurde in den vergangenen Jahren mehrfach
novelliert27), zuletzt durch die Novelle 1997, mit der die bisherige
Obergrenze von 10 Jahren generell gefallen ist, gleichzeitig bei
Eigentumswohnungen im Altbau allerdings eine 3jährige Unter-
grenze analog zu § 29 Abs 1 Z 3 lit c MRG geschaffen wurde.
Maßgeblicher Zeitpunkt zwischen „Neu- und Altbau“ ist hiebei der
8. 5. 194528).
Auch wenn für Eigentumswohnungen in Neubauten – wie auch
nach § 29 Abs 1 Z 3 lit a MRG – keine Obergrenze mehr besteht,
so unterscheiden sich nach § 29 Abs 1 Z 3 lit b 1. Fall abgeschlos-
sene Verträge von den unter lit a fallenden vor allem durch die Be-
schränkung der Bindung des Mieters29) bzw durch die (einmalige)
stillschweigende Verlängerung gem § 29 Abs 4a MRG. Ergän-
zend ist darauf hinzuweisen, daß bei Zutreffen der Voraussetzun-
gen sowohl nach § 29 Abs 1 Z 3 lit a als auch b MRG die Aus-
nahmebestimmung des § 29 Abs 1 Z 3 lit a greift30).
Hingegen ist eine Befristung von Eigentumswohnungen im Altbau
nur unter der Prämisse durchsetzbar, daß die Untergrenze in der
Dauer von drei Jahren nicht unterschritten wird. Damit ist eine ganz
wesentliche Neuerung zur geltenden Fassung des § 29 Abs 1 Z 3
lit b idF 3. WÄG eingetreten, wonach für Eigentumswohnungen in
Altbauten bei Mehrheit der Miteigentumsanteile oder Wohnungs-
eigentumsobjekte als Ausnahme von der Regel eine Vermietung
nur31) auf drei Jahre möglich war32).

Beiden Fällen des § 29 Abs 1 Z 3 lit b ist gemeinsam, daß das
Vertragsverhältnis nach Ablauf der vereinbarten Dauer nur dann en-
det, wenn der Vermieter rechtzeitig Vorsorge trifft und dem Mieter
frühestens sechs Monate und spätestens drei Monate vor Ablauf der
bedungenen Zeit schriftlich mitteilt, daß er eine Verlängerung ab-
lehnt33) oder gem § 567 ZPO einen Übergabsauftrag einbringt34),
abgesehen vom Fall natürlich, daß der Mieter das Bestandobjekt
fristgerecht räumt. Bei Mietverhältnissen in Altwohnungseigentum
bzw nach § 29 Abs 1 Z 3 lit c MRG hat der Mieter auch das im vor-
hinein unabdingbare Recht, im Falle der Ablehnung der Verlänge-

19) Diese Grundsätze gelten auch für § 29 Abs 1 Z 3 lit a 2. Fall MRG,
diese Grundsätze gelten nicht für den Dachbodenausbau (§ 16 Abs 1
Z 2 ausdrücklich eingefügt mit dem 3. WÄG; so auch die Judikatur
OGH 3. 4. 1929, SZ 11/100).

20) OGH 13. 3. 1996, EWr I/1/74ff = immolex 1997/1 = WoBl 1998/
1 (Dirnbacher); OGH 25. 2. 1997, EWr I/1/79f; OGH 24. 6. 1997,
EWr I/1/83f = WoBl 1988/16 (Dirnbacher).

21) Die bisherige Judikatur, hiezu etwa Würth/Zingher, aaO, Rz 12 zu
§ 16 MRG, erscheint daher wohl nicht mehr ausreichend.

22) OGH 30. 8. 1995, EWr I/29/74ff = MietSlg 47.328.
23) OGH 27. 3. 1996, EWr I/1/77ff = WoBl 1998/17; zur teilweisen

großzügigen Judikatur in Einzelfällen, insbesondere beim Bauernhaus:
OGH 29. 9. 1992, EWr I/1/12f = WoBl 1993/79; OGH 28. 11.
1995, EWr I/1/65ff.

24) OGH 17. 9. 1991, EWr I/1/4; OGH 27. 3. 1996, EWr I/1/77f =
WoBl 1998/17; Bernat in Korinek/Krejci Hdb MRG, 118.

25) Dies bedeutet Ausbau des Dachbodens nach erstmaliger Benützung
(sbewilligung).

26) OGH 9. 7. 1992, EWr I/1/11 = WoBl 1993/79; OGH 27. 3. 1996,
EWr I/1/77f = WoBl 1998/17.

27) Zur Relevanz vgl die Ausführungen bei den Übergangsbestimmungen.
28) Zum offensichtlichen Redaktionsversehen im Zusammenhang mit die-

sem Stichtag Würth, Die Befristungsregelungen der Mietrechtsnovelle
1997, WoBl 1997, 61 (FN 12).

29) Dieser hat das (unabdingbare) Recht, nach einjähriger Dauer des
Mietverhältnisses unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist
gerichtlich zum Monatsletzten zu kündigen, so daß für den Mieter
höchstens eine Bindung von sechzehn Monaten zwingend ist.

30) Dirnbacher, aaO, 168f.
31) Wie gem § 29 Abs 1 Z 3 lit c MRG idF 3. WÄG.
32) § 29 Abs 5 MRG idF 3. WÄG, wobei darauf hinzuweisen ist, daß

nach der damaligen Gesetzesstelle maßgeblicher Zeitpunkt der 9. 5.
1945 gewesen ist, dazu auch im Zusammenhang mit Vertragsverlän-
gerungen im Rahmen des Punktes Übergangsregelungen.

33) Für die außergerichtliche Mitteilung gilt die sogenannte Empfangstheo-
rie; Zugang der Mitteilung wird angenommen, wenn die Erklärung der-
art in den Machtbereich des Empfängers gelangt ist, daß nach regel-
mäßigen Umständen mit Kenntnisnahme durch ihn gerechnet werden
konnte (OGH 6. 9. 1931, SZ 34/118); wobei es auf die Kenntnis-
nahme selbst für die Rechtzeitigkeit nicht ankommt (Rummel in Rummel
ABGB I2 Rz 2 zu § 862a ABGB; RV 555 BlgNR 20. GP), wobei dieser
Umstand bei Mitmietern allen mitgeteilt werden muß (in analoger
Anwendung der Zustellung von Mahnungen gem § 30 Abs 2 Z 1 MRG:
OGH 8. 11. 1994, MietSlg 46.163; Feil, aaO, Rz 42).

34) Sohin kann entgegen dem bisherigen Recht (§ 569 ZPO) die Einbringung
einer Räumungsklage nach Ablauf der bedungenen Zeit die stillschwei-
gende Verlängerung nach § 29 Abs 4a MRG nicht verhindern, sofern
nicht die Zehn-Jahres-Frist des § 29 Abs 1 Z 3 lit c MRG erreicht ist.
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rung des Mietvertrages35) zu optieren. Aus diesem Grund ist auch
vor Räumungsvergleichen bei dem Optionsrecht unterliegenden Be-
standobjektes abzuraten, zumal ein Räumungsvergleich, durch den
das Optionsrecht eingeschränkt oder beseitigt wird, unwirksam36)
ist37), wobei wohl auch ein Verzicht auf Räumungsaufschub38) an
der Unwirksamkeit aufgrund der einzig möglichen Verhinderung zur
(stillschweigenden) Erneuerung des Bestandverhältnisses durch Ein-
haltung der in § 29 Abs 4a MRG liegenden Formerfordernisse (da
diese Verträge – dies spricht gegen einen zulässigen Verzicht auf
Räumungsaufschub im vorhinein – durch Räumungsklage gem
§ 569 ZPO nicht zur Auflösung gebracht werden können39)) nichts
ändert40). Anzumerken ist noch, daß eine stillschweigende Verlän-
gerung im unmittelbaren Anschluß an eine optierte Verlängerung
nicht mehr möglich ist, wohl aber im Anschluß an eine während der
Optionszeit erfolgte ausdrückliche (weitere) Verlängerung zur An-
wendung gelangen könnte41). Die Optionsmöglichkeit stellt es dem
Mieter frei, den Zeitraum42) selbst festzulegen.

3. Zu § 29 Abs 1 Z 3 lit c

Seit der MRG-Novelle 1997 ist nach dieser Gesetzesstelle die wirk-
same und durchsetzbare Befristung eines Mietvertrages insoweit zu-
lässig, als die Untergrenze drei Jahre und die Obergrenze zehn Jah-
re nicht übersteigt, wobei die Untergrenze von drei Jahren dann
nicht gilt, wenn es sich um Verlängerungen bis zum letztmöglichen
Termin handelt; die Gesamtdauer von zehn Jahren darf dabei43)
nicht überschritten werden; im übrigen ist hinsichtlich der Options-
möglichkeit auf die vorhergehenden Ausführungen zu verweisen.

4. Zu § 29 Abs 1 Z 3 lit d

Mietverträge über eine als Geschäftsräumlichkeit genutzte sonstige
Räumlichkeit, an der Wohnungseigentum besteht, sind befristungs-
rechtlich § 29 Abs 1 Z 3 lit a MRG gleichgestellt. Strittig ist, wie
der Begriff „sonstige Räumlichkeit, an der Wohnungseigentum be-
steht“ zu verstehen ist. Wenn man berücksichtigt, daß nach miet-
rechtlichen Aspekten ausschließlich der vertragliche Verwendungs-
zweck und nicht die baurechtliche Widmung maßgeblich sind44),
dann zeigt ein Vergleich mit der Entwicklung des § 29 Abs 1 Z 3
lit b MRG, daß zu beruflichen Zwecken vermietete Eigentumswoh-
nungen wohl unter den Ausnahmetatbestand nach § 29 Abs 1 Z 3
lit d und nicht unter lit b zu subsumieren sind; schließlich waren
nach der Urfassung des § 29 Abs 1 Z 3 lit b MRG, sohin vor der
Novelle 1991, ausschließlich Wohnungen vom Ausnahmetatbe-
stand erfaßt und wurde erst durch die Novelle 1991 eine Gleich-
stellung von Wohnungen und Geschäftsräumlichkeiten durch das
Miteinbeziehen der Wendung „oder eine sonstige Räumlichkeit“
geschaffen. Unter Beibehaltung des mietrechtlichen Verwendungs-
zweckes erscheint es daher legitim anzunehmen, daß durch die
Ausgliederung der „sonstigen Räumlichkeiten“, insbesondere durch
die Mitaufnahme des Wörtchens „Geschäftsräumlichkeit“ die Ver-

mietung von zu beruflichen Zwecken vermieteten Eigentumswoh-
nungen45) der Ausnahmeregelung des § 29 Abs 1 Z 3 lit d zu
unterstellen ist; für die Richtigkeit dieser Ansicht spricht auch der
Umstand, daß der Zusatz in § 29 Abs 1 Z 3 lit d „als Geschäfts-
räume genutzte“ nur deshalb eingefügt wurde, um zu verhin-
dern46), daß als sonstige Räumlichkeiten gewidmete Substandard-
wohnungen nicht unter diesen Ausnahmetatbestand fallen47).
Ansonsten ist darauf hinzuweisen, daß auch die Bestimmungen
der §§ 29 Abs 4a bis 4c MRG auf § 29 Abs 1 Z 3 lit d leg cit
keine Anwendung finden.

5. Exkurs (Superädifikate)

Gerade der sensible und doch nicht selten vorkommende Bereich
der Vermietung zur Errichtung eines Superädifikates ist im Zusam-
menhang mit einer (durchsetzbaren) Befristung ungeregelt bzw
unklar. Unstrittig ist bezüglich der Superädifikate nur, daß48) die
Kündigungsschutzbestimmungen des MRG analog zur Anwen-
dung gelangen49).
Strittig ist hingegen, ob darüber hinaus auch bei Superädifikaten,
die ja namentlich vom Mieter errichtet werden, die Ausnahme-

35) Zur Ausübung des Verlängerungsrechtes ausführlich Würth, Die Befri-
stungsregelungen der Mietrechtsnovelle 1997, 61ff; Stabentheiner/
Wais, Das Befristungsrecht der Wohnrechtsnovelle 1997, immolex
1997, 79ff.

36) Gemeint in Form von gerichtlicher Undurchsetzbarkeit.
37) Tschütscher, Der Räumungsvergleich nach der Mietrechtsnovelle 1997,

WoBl 1997, 166ff; Dirnbacher, aaO, 157.
38) Dies entgegen den bisherigen Grundsätzen zu § 35 MRG (zB LGZ

Wien 29. 9. 1987, MietSlg 39.495; OGH 24. 9. 1992, 8 Ob 511/
92 und trotz der Qualifikation der Verlängerungsmöglichkeit als pau-
schaliertem Räumungsaufschub [RV 555 BlgNR 20. GP, 7]).

39) In diesem Sinne auch Tschütscher, Der Räumungsvergleich nach der
Mietrechtsnovelle 1997, WoBl 1997, 166 (179); Würth/Zingher,
aaO, Rz 11 zu § 29.

40) Der Grundsatz, daß Schutzbestimmungen des Mieters nicht abbedungen
werden können (zB OGH 26. 3. 1996, EWr I/9/23ff = WoBl 1998/2
(Dirnbacher) ist aufgrund der Judikatur zu § 35 MRG wohl kein ausrei-
chendes Argument (zB Würth/Zingher, aaO, Rz 4 zu § 35 mwN).

41) Dirnbacher, aaO, 159f.
42) Soweit ein Jahr nicht überschritten wird.
43) Auch durch § 29 Abs 4a und 4b.
44) Würth/Zingher, aaO, Rz 35 und 55 zu § 1 MRG mwN; LGZ Wien,

19. 6. 1986, MietSlg 38.267 ua.
45) Dies würde auch dem Sinn und Zweck der Wirtschaft entsprechen.
46) Würth/Zingher, WohnR’94 Anm 5 zu § 29.
47) Für die Einordnung unter lit d Prader, Befristete Vermietung von Eigen-

tumswohnungen zu beruflichen Zwecken, ecolex 1995, 469f; ggt
Würth, Richterseminar zum neuen Mieten- und Wohnungseigentums-
recht, WoBl 1994, 93 (94 Punkt II.1.).

48) Sofern das notwendige Verhältnis zwischen Grundfläche und Bauwerk
iS der Rechtsprechung gegeben ist (hienach muß den verbauten Räu-
men gegenüber den Freiflächen selbständige Bedeutung zukommen:
OGH 19. 6. 1991, EWr I/1/2; OGH 25. 4. 1995, EWr I/1/56f).

49) F. Bydlinski, Superädifikate und Kündigungsschutz, JBl 1984, 241ff;
Feil, Bestandvertrag3, Rz 269 mwN; OGH 25. 4. 1995, EWr I/30/
129ff ua.
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bestimmungen der §§ 1 Abs 4 Z 1 bzw 29 Abs 1 Z 3 lit a 2. Fall
MRG greifen.
Die Judikatur vertritt hiebei unterschiedliche Standpunkte; zum einen
verneint das Höchstgericht die Anwendung von Ausnahmebestim-
mungen mit dem Hinweis, daß die Ausnahmebestimmungen des § 1
Abs 4 Z 1 MRG (und sohin wohl auch nach § 29 Abs 1 Z 3 lit a
MRG) restriktiv auszulegen sind50), weshalb ein Ausnahmetatbestand
nach dieser Rechtsprechung auch nur bei vom Vermieter errichteten
Gebäuden angenommen wird51), während ein anderer Teil der
Rechtsprechung nicht auf die Errichtung des Objektes durch den Ver-
mieter, sondern ausschließlich auf den Zeitpunkt abstellt52).
Aufgrund der Tatsache, daß in der jüngeren Judikatur die Aus-
nahmebestimmungen nach § 1 Abs 4 Z 1 und sohin wohl auch
nach § 29 Abs 1 Z 3 lit a 2. Fall MRG als „Belohnungstatbestand“
gesehen werden53), erscheint es legitim anzunehmen, daß sich die
Rechtsprechung, die auf den das Gebäude errichtenden Vermieter
bei der Anwendung der Ausnahmebestimmungen abstellt, durch-
setzen wird; befriedigend erscheint diese Tendenz nicht, zumal bei
Verneinung des Vorliegens eines Ausnahmetatbestandes nach
§ 29 Abs 1 Z 3 lit a 2. Fall MRG wohl der notwendige Zweck54),
nicht oder aufgrund der Obergrenze von zehn Jahren55) nicht aus-
reichend den Bedürfnissen entsprechend erfüllt werden kann, denn
mangels wirksamer Befristbarkeit wäre die Beendigung des Ver-
tragsverhältnisses wohl nur durch Vereinbarung eines Kündigungs-
grundes nach § 30 Abs 2 Z 13 MRG möglich56).
Aus unserer Sicht erscheint es allerdings – trotz der Judikatur von
den „Belohnungstatbeständen“ – nicht gerechtfertigt und zweck-
dienlich, auf Superädifikate die Bestimmungen des MRG – mit Aus-
nahme der Kündigungsschutzbestimmungen – analog anzuwen-
den bzw für das Vorliegen eines Ausnahmetatbestandes nach § 1
Abs 4 Z 1 und § 29 Abs 1 Z 3 lit a MRG auf die Errichtung durch
den Vermieter abzustellen57).

6. Zu § 29 Abs 1 Z 3 lit e

Bei Untermietverträgen besteht – unabhängig vom Vorliegen ei-
nes Ausnahmetatbestandes nach § 29 Abs 1 Z 3 lit a MRG – aus-
schließlich eine durchsetzbare Befristung bis zur Dauer von fünf
Jahren58). Zu berücksichtigen ist seit dem 3. WÄG die Bestim-
mung des § 2 Abs 1 MRG, wonach vor allem der Wohnungs-
fruchtnießer trotzdem keine Hauptmietrechte vermittelt59); im übri-
gen ist auch in diesem Zusammenhang für die Frage der Wirk-
samkeit einer Befristung die Anwendbarkeit der jeweils maßgeb-
lichen Bestimmungen zu prüfen, zumal durch das 3. WÄG im Be-
reich der Vermittlung von Haupt- bzw Untermietrechten eine Än-
derung eingetreten ist60).

7. Zu § 29 Abs 2 MRG

Studentenmietverträge ermöglichen eine Befristung folgender Art:
Höchstdauer von fünf Jahren, bei einem Vertrag mit einem Mieter,
der im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses älter als 22 Jahre ist,

darüber längere Dauer bei einem Vertrag mit einem Mieter, der
im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses jünger als 22 Jahre ist, das
Bestandsverhältnis endet aber jedenfalls mit dem 27. Geburtstag
des Mieters; schriftlich zu vereinbaren ist im Vertrag jedenfalls,
daß dieser zum Zweck der Ausbildung des Mieters geschlossen
wird und bei Beendigung (erfolgreicher Abschluß) der Ausbildung,
Abbruch der Ausbildung, nach fünf Jahren, wenn der Mieter zu
diesem Zeitpunkt bereits das 27. Lebensjahr vollendet hat, oder mit
Vollendung des 27. Lebensjahres des Mieters, wenn das Mietver-
hältnis zu diesem Zeitpunkt bereits fünf Jahre oder länger gedauert
hat, erlischt. Eine vertragliche Verkürzung der im Gesetz vorgese-
henen Dauer ist daher nicht möglich61), allerdings wird eine
zusätzlich (vorsichtshalber) vereinbarte Frist von § 29 Abs 2 MRG
dadurch nicht tangiert bzw nicht undurchsetzbar62). Auch dem
Mieter steht mangels gegenteiliger Vereinbarung kein vorzeitiges
Kündigungsrecht zu.

50) Zur restriktiven Handhabung von Ausnahmetatbeständen bezüglich Be-
fristungen auch Würth, Richterseminar zum neuen Mieten- und Woh-
nungseigentumsrecht, 93 (94 Pkt II).

51) OGH 18. 5. 1995, EWr I/1/58ff = EWr III/502 Z/7 = WoBl 1996/
85; in diesem Sinne auch OGH 25. 4. 1995, EWr I/1/56f, wobei
allerdings die maßgeblichen Rückschlüsse für die Unanwendbarkeit
des § 1 Abs 4 Z 1 MRG für das in concreto 1970 errichteten Gebäu-
des insofern vom veröffentlichten Teil der Entscheidung nicht umfaßt ist
(in diese Richtung weisen allerdings die Ausführungen des LGZ Wien in
seinem Beschluß vom 5. 12. 1994, 49 R 340/94).

52) OGH 19. 10. 1994, EWr I/29/48ff = EWr III/502 Z/1 = WoBl
1996/86 (zustimmend Würth); in diesem Sinne auch Schimetschek in
Hofmeister/Rechberger/Zitta, Bauten auf fremdem Grund, Rz 80.

53) OGH 24. 6. 1997, EWr I/1/83f = WoBl 1988/16 (Dirnbacher) und
OGH 13. 3. 1996, EWr I/1/74ff = immolex 1997/1 = WoBl 1998/
1 (Dirnbacher).

54) Hiezu ausführlich Rechberger/Oberhammer in Hofmeister/Rechber-
ger/Zitta, aaO, Rz 58.

55) Auch die Begründung von Wohnungseigentum ändert daran nichts,
denn schließlich müßte die WE-Begründung schon vor Mietvertragsab-
schluß (maßgeblich Einverleibung: Dirnbacher, Das Wohnungseigen-
tumsgesetz idF der Novellen 1997, 30) erfolgt sein.

56) Denkbar wäre auch eine Subsumierung unter § 30 Abs 1 leg cit.
57) Bei konsequenter Beibehaltung der gegenteiligen Rechtsprechung

müßte nämlich dann etwa der Vermieter auch Erhaltungsarbeiten und
Verbesserungsarbeiten iS der §§ 3 und 4 MRG vornehmen; ableh-
nend zur diesbezüglichen Judikatur auch Rechberger/Oberhammer,
aaO, Rz 60; differenzierend Würth/Zingher, aaO, Rz 33 zu § 1
MRG.

58) Dirnbacher, aaO, 164.
59) OGH 30. 4. 1996, EWr I/2/91ff; OGH 4. 6. 1996, EWr I/2/103

und OGH 20. 6. 1996, EWr I/2/104.
60) So etwa zum Mieter oder Pächter eines ganzen Hauses, Gleichstellung

zwischen dinglichem und obligatorischem Fruchtgenuß, darauf hinzu-
weisen ist allerdings, daß nach der Übergangsregelung des Art II
Abschnitt II Z 2 3. WÄG für die Auflösung von am 1. 3. 1994 beste-
henden Mietverträgen altes Recht gilt.

61) OGH 11. 10. 1994, EWr I/29/41ff = WoBl 1995/7, es sei denn, sie
stimmt mit den übrigen Befristungsbestimmungen des § 29 Abs 1 MRG
überein.

62) OGH 22. 3. 1995, EWr I/29/60ff = WoBl 1996/69.
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III. Übergangsregelungen

Aufgrund der zahlreichen Änderungen des MRG im Zusammen-
hang mit den Befristungsvorschriften ist besonders bei Vertragsver-
längerungen darauf zu achten, ob die bisherige Vertragsverlänge-
rung durchsetzbar ist oder nicht63).

Gemäß § 49a Abs 1 und § 49b Abs 7 MRG kommt es für die
Frage der Zulässigkeit einer Vereinbarung auf die Rechtslage im
Zeitpunkt des Abschlusses und nicht der Beendigung an64), so daß
gerade bei Inkrafttreten des 2. WÄG abgeschlossene Befristungen
nach § 29 Abs 1 Z 3 lit b, soferne durch sie die Fünf-Jahres-Frist
überschritten wurde, zwar vor Inkrafttreten des 3. WÄG rechts-
wirksam durchsetzbar gewesen wären (waren), nicht mehr jedoch
seit Inkrafttreten des 3. WÄG65).

Zu beachten ist auch, daß durch das 3. WÄG die Möglichkeit
bestanden hat, Halb- und Ein-Jahres-Verträge66), die nach dem
28. 2. 1994 endeten, für die Dauer von drei Jahren zu verlän-
gern, seit der Novelle 1997 sind für die Zulässigkeit der neuen
Befristungsobergrenze67) die vorangegangenen Zeiten in die
Höchstdauer einzurechnen68). Zu berücksichtigen sind im Zusam-
menhang mit dem 3. WÄG auch die nach dieser Gesetzesstelle
geltenden Beschränkungen des § 29 Abs 5 MRG idF 3. WÄG,
der durch die Novelle 1997 gestrichen wurde. Sofern daher
Mietverträge nach § 29 Abs 1 Z 3 lit b MRG idF 3. WÄG iVm
Abs 5 leg cit geschlossen wurden und nunmehr verlängert bzw
beendet werden sollen, ist konkret zu prüfen, ob (allenfalls)69) die
Befristung nach § 29 Abs 1 Z 3 lit b MRG idF 3. WÄG überhaupt
zulässig war70).

Hervorzuheben und zu bedenken wäre auch noch, daß im Zeit-
raum 1. 3. 1991 bis 28. 2. 1994 Mietverträge über Geschäfts-
räumlichkeiten außerhalb des § 29 Abs 1 Z 3 lit a 2. Fall MRG nur
auf die Höchstdauer von zehn Jahren, in der Zeit vorher, über-
haupt nicht befristet abgeschlossen werden konnten71).

Im Zusammenhang mit den Übergangsregelungen der Novelle
1997 ist besonders die bedenkliche Bestimmung zu betonen, daß
§ 29 Abs 4a MRG auf bereits vor Inkrafttreten der Novelle 1997
abgeschlossene Mietverhältnisse anzuwenden ist, sofern das Miet-
verhältnis nach dem 31. 8. 1997 endet72), so daß besonders bei
auslaufenden Vertragsverhältnissen darauf Bedacht zu nehmen ist,
daß rechtzeitig mittels rekommandierten Schreibens oder Über-
gabsauftrag dem Mieter die Ablehnung der Vertragsverlängerung
bekanntgegeben wird73). Hingegen findet das Recht des Mieters
auf Option gem § 29 Abs 4b MRG nur auf Mietverhältnisse
Anwendung, die nach dem 28. 2. 1997 begonnen haben oder –
und darauf ist besonders zu achten – nach diesem Zeitpunkt rechts-
wirksam verlängert worden sind74).

Besondere Vorsicht ist aufgrund der unklaren Rechtslage des Ver-
hältnisses des § 29 Abs 1 Z 3 lit b zu lit d MRG geboten, insbeson-
dere im Falle des Vorliegens einer Alteigentumswohnung und ent-
sprechender Mehrheitsanteile, zumal bei Einordnung unter lit b bei

Überschreiten der Befristungsdauer von drei Jahren eine Verlänge-
rung nach der Novelle 1997 – zumindest rechtswirksam – nicht
mehr in Frage kommt.
Abschließend sei zur Frage der Wirksamkeit von Befristungen auch
noch auf die kündigungsrechtliche Übergangsvorschrift des § 49

63) Dies ganz abgesehen von der Problematik sogenannter „Kettenmietver-
hältnisse und Umgehungsabsichten, diesbezüglich muß aufgrund des
Umfanges dieser Judikatur auf die einschlägigen Veröffentlichungen bzw
maßgebliche Judikate verwiesen werden, so etwa Medwed, Probleme
bei Kettenverträgen im Geltungsbereich des MRG, WoBl 1995, 204ff;
aus der Rechtsprechung: OGH 22. 3. 1995, EWr I/29/60ff = WoBl
1996/69; OGH 12. 7. 1995, EWr I/29/71ff = WoBl 1997/7; OGH
29. 5. 1995, EWr I/29/66 = WoBl 1997/15; OGH 29. 6. 1995,
EWr I/29/63ff = WoBl 1995/111; OGH 12. 12. 1996, immolex
1997/55; zur Beweislast: OGH 29. 6. 1995, EWr I/29/63ff = WoBl
1995/111 bzw Problemen im Zusammenhang mit Grundverkehrsgeset-
zen, die ex lege eine Nichtigkeit begründen können (zB § 31 Abs 2
TirGVG), auf die sich jeder der Vertragsparteien berufen kann, selbst
derjenige der davon gewußt hat (Jordan in Fischer/Günther/Jordan/Lu-
kas/Müller/Ronacher/Schöffmann/Zech/Zimper, Die Grundverkehrs-
gesetze der österreichischen Bundesländer2, T 109 mwN.

64) Diese Regelung gilt nicht, wenn die Verträge schon vor dem 1. 3. 1994
ausgelaufen sind, da es sich nach alter Gesetzeslage nicht um die
Zulässigkeit der Vereinbarung, sondern nur um die Durchsetzbarkeit
der Befristung gehandelt hat: Würth/Zingher WohnR’91 Anm 3 zu
§ 29; OGH 25. 3. 1987, MietSlg 39.406/19.

65) EWr I/49a/2ff; OGH 15. 7. 1997, EWr I/29/104ff; hiezu auch –
wenngleich in Verkennung der Rechtslage im Zusammenhang mit dem
in dieser Entscheidung maßgeblichen Problem bzw den Übergangs-
regelungen iV § 10 MRG: LGZ Wien 4. 2. 1997, 41 R 82/97f, abge-
druckt in OGH 16. 9. 1997, 5 Ob 211/97h, zum Zeitpunkt der Ver-
fassung dieses Aufsatzes noch unveröffentlicht.

66) Gemäß § 1 Abs 2 Z 3 aF und § 29 Abs 1 Z 3 lit c aF.
67) Gemeint § 29 Abs 1 Z 3 lit c idF der Novelle 1997.
68) Würth/Zingher, aaO, Rz 2 zu § 49b ebenso, wenngleich nicht eindeu-

tig Dirnbacher, aaO, 229.
69) Sofern es sich um „Altwohnungseigentum handelt“, sohin um Gebäude,

die aufgrund einer vor dem 9. 5. 1945 erteilten Baubewilligung errich-
tet wurden.

70) Nach Abs 5 idF 3. WÄG war eine Befristung nur auf die Dauer von drei
Jahren möglich, wenn der Vermieter bei Altwohnungseigentum im Zeit-
punkt des Abschlusses des Mietvertrages Eigentümer der Mehrheit der
Miteigentumsanteile oder der Wohnungseigentumsobjekte ist, wobei
auch die Umgehungsfiktion des Abs 6 idF 3. WÄG zu berücksichtigen
ist; zur strengen Auslegung bei Umgehungsabsicht etwa zu § 12a
Abs 3 MRG: OGH 22. 10. 1997, 7 Ob 169/97x, zum Zeitpunkt der
Verfassung dieses Artikels noch unveröffentlicht.

71) Würth/Zingher, aaO, Rz 15 zu § 29 MRG; Prader, Befristete Vermietung
von Eigentumswohnungen zu beruflichen Zwecken, ecolex 1995, 469f.

72) Welcher Laie kann diese Bestimmung kennen? Auf Probleme wie
dadurch verursachte „Doppelvermietungen“ oder ähnliche auch Haf-
tungen auslösende Probleme sei hingewiesen.

73) Bedacht zu nehmen ist auch darauf, daß Räumungsvergleiche, mögen
sie auch vorher rechtmäßig abgeschlossen worden sein, unwirksam
sind bzw ihre Wirksamkeit verlieren, wenn sie nach dem 31. 8. 1997
enden; hiezu etwa Tschütscher, Der Räumungsvergleich nach der Miet-
rechtsnovelle 1997, WoBl 1997, 166ff.

74) Sohin auch bei stillschweigender Verlängerung gem § 29 Abs 4a
MRG, so etwa Dirnbacher, aaO, 231; Würth, Die Befristungsregelun-
gen der Mietrechtsnovelle 1997, 61ff.
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MRG hingewiesen, zumal Abs 2 dieser Bestimmung noch von Be-
lang sein könnte, denn nach dieser Gesetzesstelle galten für einen
vor dem 1. 2. 1982 abgeschlossenen Hauptmietvertrag über einen
Mietgegenstand, der nach dem 31. 12. 1967 durch Neu-, Um-, Auf-,
Ein- oder Zubau ohne Zuhilfenahme öffentlicher Mittel neu geschaf-
fen wurde und für den weder die Anwendbarkeit der Kündigungsbe-
schränkungen des § 19 MG noch „eine Bestanddauer vereinbart“
wurde, die über den Zeitpunkt des Inkrafttretens des MRG hinaus
wirksam war, die Kündigungsbeschränkungen des § 30 MRG, so-
fern es der Vermieter bis 30. 6. 1982 unterlassen hatte, dem Haupt-
mieter einen befristeten Hauptmietvertrag nach § 29 Abs 1 Z 3 lit a
MRG anzubieten, der zumindest bis 31. 12. 1984 wirksam gewe-
sen sein mußte; für den Fall, als der Hauptmieter ein derartiges Anbot
binnen 6 Monaten nach dessen Zugang nicht annahm und auch kei-
ne andere Vereinbarung über die Bestanddauer geschlossen wurde,
galten die Kündigungsbeschränkungen des § 30 MRG nicht bzw gel-
ten nach wie vor nicht; dazu ist anzumerken, daß auch ein wechsel-
seitiger Kündigungsverzicht als ausreichend bestimmte Bindung iS
des § 49 Abs 2 MRG angesehen wird und daher nach Ablauf des
Kündigungsverzichtes im Falle der Anwendbarkeit dieser Gesetzes-
bestimmung ex lege erlischt75). Erwähnt sei noch die durch das

2. WÄG geschaffene Übergangsregelung in Artikel V. Abschnitt II.
§ 4, auf den allerdings aufgrund praktischer Relevanz einerseits und
„Auslaufen“ andererseits76) nicht näher eingegangen wird.

Hinzuweisen ist auch noch auf die unterschiedliche Bindungsdauer
des Mieters bei nach § 29 Abs 1 Z 3 lit b MRG befristeten Verträ-
gen vor und nach der Novelle 199777).

Zusammenfassend ergibt sich sohin, daß besonders aufgrund der
von der Judikatur entwickelten strengen Haftungsgrundsätze eine
peinlichst genaue Überprüfung anzuraten ist.

75) OGH 25. 6. 1996, EWr I/49/3ff.
76) Nach dieser Bestimmung war eine maximal sechsjährige Befristung in

Form von zweimal drei Jahren möglich, wobei jedoch der Vertrag bis
längstens 31. 12. 1991 geschlossen hätte werden müssen; da § 49a
Abs 2 bzw § 49b Abs 8 MRG ausschließlich auf § 1 Abs 2 Z 3 bzw
§ 29 Abs 1 Z 3 lit c idF vor dem 3. WÄG (§ 49a Abs 2) bzw § 29
Abs 1 Z 3 lit b oder c idF 3. WÄG (§ 49b Abs 8) MRG Bezug nehmen,
kommt eine Verlängerung nach dieser Gesetzesstelle durch die Novelle
1997 nicht in Betracht.

77) Aufgrund der Übergangsregel des § 49b Abs 8 MRG ist die kurze Frist
allerdings nur auf Neuabschlüsse oder Verlängerungen anwendbar, so
daß für vor dem 1. 3. 1997 abgeschlossene Verträge noch die längere
Frist zu berücksichtigen ist.



AnwBl 1998/6 373



374 AnwBl 1998/6
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EuGH-Rechtsprechung
Anwendbarkeit der Richtlinie 90/314/EWG über Pauschalreisen –
Erstattung bezahlter Beträge

ABl L 158/1990, 59

Ein Sachverhalt, bei dem ein Pauschalreisen-
der, der seine Unterbringungskosten vor der
Reise an den Veranstalter gezahlt hat, auf
Grund von dessen Zahlungsunfähigkeit ge-
zwungen ist, diese Kosten gegenüber dem Ho-
telier nochmals zu begleichen, weil er andern-
falls das Hotel nicht verlassen könnte, um
seinen Rückflug anzutreten, fällt unter dem
Gesichtspunkt der Erstattung der bezahlten
Beträge in den Geltungsbereich der Pauschal-
reiserichtlinie.

EuGH, Rs C-364/96, Verein für Konsumenteninformation/Öster-
reichische KreditsicherungsAG, Urteil vom 14. 5. 1998
Österreichische Reisende hatten beim Reisebüro Karthago eine
Reise nach Kreta gebucht; Reisekosten sowie Flugtickets und Unter-
bringung wurden vor der Abreise bezahlt.
Während des Ferienaufenthalts wurde die Zahlungsunfähigkeit
des veranstaltenden Reisebüros bekannt, dieses konnte auch die
Hotelkosten nicht mehr bezahlen. Daraufhin hinderte der Inhaber
des Hotels die Gäste mit physischer Gewalt am Verlassen des Ho-
tels, um die Bezahlung sämtlicher Übernachtungen zu erreichen.
Die Reisenden übernahmen letztlich die Kosten für ihre Unterbrin-
gung, um den Rückflug antreten zu können. Die Reisenden hatten
somit die Hotelkosten doppelt bezahlt. Nach ihrer Rückkehr beauf-
tragten sie daher den Verein für Konsumenteninformation, um ihre
Rechte gegenüber der Österreichischen KreditversicherungsAG –
als Versicherer des Reisebüros – geltend zu machen.
Die Versicherung lehnte die Erstattung der an den Hotelier geleiste-
ten Hotelkosten ab. In dem in der Folge angestrengten Verfahren
stellte sich dem Bezirksgericht für Handelssachen Wien die Frage,
ob auch solche Beträge, die der Verbraucher an den Leistungs-
träger vor Ort erbringt, da ihn dieser an der Rückreise hindert,
vom Schutzbereich der einschlägigen Richtlinienbestimmung als
„Sicherstellung der Rückreise des Verbrauchers“ umfaßt sind.
Der EuGH stellte fest, daß das Ziel der Richtlinie im Schutz der Ver-
braucher gegen Risiken bestehe, die sich aus der Vorauszahlung
des Pauschalpreises sowie aus der ungeklärten Aufteilung der Haf-
tung zwischen Veranstalter und jenen Leistungsträgern, aus deren
Dienstleistungen sich die Pauschalreise zusammensetze, ergäben.
Die Garantie der „Erstattung der gezahlten Beträge“ betreffe die
Fälle,
– in denen Zahlungsunfähigkeit oder Konkurs des Veranstalters
nach Vertragsschluß und vor Beginn der Vertragserfüllung eintritt
oder

– in denen die Leistungen während der Vertragserfüllung einge-
stellt werden

und dem Verbraucher daher der Teil der Zahlung zu erstatten ist,
der den nicht erbrachten Leistungen entspricht.

Die Garantie der „Rückreise des Verbrauchers“ solle verhindern,
daß dieser während der Erfüllung des Vertrages an seinem Aufent-
haltsort deswegen festgehalten werde, weil der Beförderer sich
wegen der Zahlungsunfähigkeit des Veranstalters weigere, die der
Rückreise entsprechende Leistung zu erbringen. In Anbetracht die-
ser Zielsetzungen der Richtlinie ist daher auch ein Sachverhalt
umfaßt, in dem der Hotelier den Reisenden zur Zahlung der Unter-
bringungskosten mit der Begründung zwingt, daß dieser Betrag
ihm vom zahlungsunfähig gewordenen Reiseveranstalter nicht
bezahlt werde. Der Reisende begleiche daher in Wirklichkeit
selbst die Kosten der Unterbringung, daher müssen ihm Beträge,
die er an den Veranstalter gezahlt habe, erstattet werden, da die
vereinbarten Leistungen nicht vom Veranstalter an den Reisenden
erbracht worden sind.

Art 7 der Pauschalreiserichtlinie wurde durch die Verordnung BGBl
1994/881 (Reisebüro-Sicherungsverordnung) in österreichisches
Recht umgesetzt: Sie bestimmt im § 3, daß der Reiseveranstalter
durch Abschluß eines Versicherungsvertrags bei einem in Öster-
reich zugelassenen Versicherer sicherzustellen hat, daß dem Pau-
schalreisenden die bereits entrichteten Zahlungen, soweit die Reise-
leistungen gänzlich oder teilweise infolge Insolvenz des Reisever-
anstalters nicht erbracht wurden, sowie notwendige Aufwendun-
gen für die Rückreise, die infolge Insolvenz des Reiseveranstalters
entstanden sind, erstattet werden.

Inzwischen wurde die Reisebüro-Sicherungsverordnung bereits
zweimal novelliert.

Aktuelles Sekundärrecht
Richtlinie 98/4/EG (zur Änderung der RL 93/38/EWG) zur Koor-
dinierung der Auftragsvergabe durch Auftraggeber im Bereich der
Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommuni-
kationssektor, samt Erklärungen, ABl L 101/1998, 1.

Richtlinie 98/10/EG über die Anwendung des offenen Netzzu-
gangs (ONP) beim Sprachtelefoniedienst und den Universaldien-
sten im Telekommunikationsbereich in einem wettbewerbsorientie-
ren Umfeld, ABl L 101, 24.

Multisektorale Regionalbeihilfen für große Investitionsvorhaben,
ABl C 107/98.

Richtlinie 98/8/EG über das Inverkehrbringen von Biozidproduk-
ten, ABl L 123/98.

Mitteilungen zur Umsetzung der Richtlinie 96/29/Euratom zur
Festlegung der grundlegenden Sicherheitsnormen für den Schutz
der Arbeitskräfte und der Bevölkerung gegen die Gefahren durch
ionisierende Strahlungen, ABl C 133/98.
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Österreichische Gerichte und das
Vorabentscheidungsverfahren
Art 177 EGV lautet:

„Der Gerichtshof entscheidet im Wege der Vorabentscheidung
a) über die Auslegung dieses Vertrags,
b) über die Gültigkeit und die Auslegung der Handlungen der Organe der
Gemeinschaft und der EZB,
c) über die Auslegung der Satzungen der durch den Rat geschaffenen Ein-
richtungen, soweit diese Satzungen dies vorsehen.
Wird eine derartige Frage einem Gericht eines Mitgliedstaates gestellt und hält
dieses Gericht eine Entscheidung darüber zum Erlaß seines Urteils für erforder-
lich, so kann es diese Frage dem Gerichtshof zur Entscheidung vorlegen.
Wird eine derartige Frage in einem schwebenden Verfahren bei einem ein-
zelstaatlichen Gericht gestellt, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit
Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, so ist
dieses Gericht zur Anrufung des Gerichtshofes verpflichtet.“

Neben der Nichtigkeitsklage (vgl AnwBl 1998, 35) ist das Vorab-
entscheidungsverfahren gem Art 177 EGV das wohl wichtigste In-
strument der Bürger in den Mitgliedstaaten, um Zugang zum EuGH
zu finden. Beteiligte des Verfahrens vor dem EuGH sind ja auch die
Parteien des Ausgangsverfahrens. Es dient bekanntlich sowohl dazu,
die Auslegung des Gemeinschaftsrechts in sämtlichen Mitgliedstaa-
ten einheitlich zu gestalten, als auch Fragen nach der Gültigkeit von
Gemeinschaftsrecht, die sich nationalen Gerichten in einem anhän-
gigen innerstaatlichen Verfahren stellen, an den EuGH herantragen
zu können. Vorlagen zur Auslegung von gemeinschaftlichem Primär-
oder Sekundärrecht anläßlich von Zweifeln des nationalen Richters
sind die bei weitem häufigeren Fälle; Vorlagen zwecks Feststellung
der Gültigkeit von untergeordnetem Gemeinschaftsrecht in Hinblick
auf höherrangiges Recht, also der Rechtmäßigkeit einer Maßnahme
des nachgeordneten Gemeinschaftsrechts, sind selten.
Ein Fall einer Vorlage an den EuGH aufgrund von Zweifeln des na-
tionalen Gerichts an der Gültigkeit von untergeordnetem Gemein-
schaftsrecht ist in Österreich bisher noch nicht eingetreten, hinge-
gen sind seit Beginn der österreichischen EU-Mitgliedschaft am
1. 1. 1995 von österreichischen Gerichten bis dato bereits weit
über 40 Vorabentscheidungsverfahren aufgrund von Zweifeln an
der Auslegung von Gemeinschaftsrecht anhängig gemacht wor-
den. Solche Vorabentscheidungsersuchen wurden dabei sowohl
von Oberstgerichten (OGH und VwGH, bisher nie VfGH) sowie
von Unter- und Rechtsmittelinstanzen bzw ua beispielsweise auch
vom Bundesvergabeamt vorgelegt.
Auslegungsprobleme dürften insbesondere bestehen bei dem zwi-
schen Bundesvergabegesetz und einzelnen Landesvergabegeset-
zen „zerrissenen“ österreichischen Vergaberecht, im Bereich des
freien Warenverkehrs, des Verbraucherschutzes sowie des Tier-
transports–Straße, im Bereich des Markenschutzes, im Bereich des
Grundverkehrs, der Freizügigkeit und des Sozialrechts, bei Gleich-
behandlungsfragen sowie steuerrechtlichen Fragen.
Der EuGH hat bisher in sieben von österreichischen Gerichten iSd
Art 177 EGV anhängig gemachten Vorabentscheidungsersuchen

Entscheidungen getroffen, hievon fallen allein vier Urteile in
solchen Vorabentscheidungsverfahren in den Zeitraum zwischen
Jänner bis Mai 1998:

• Rs C-44/96, Mannesmann Anlagenbau Austria AG ua/Strohal
Rotationsdruck GmbH, Urteil vom 15. 1. 1998:
Der EuGH beantwortete hier erstmals ein Vorabentscheidungser-
suchen des Bundesvergabeamtes.
Hintergrund: Inhalt und Grenzen der Richtlinie 93/37/EWG zur
Koordinierung des Verfahrens zur Vergabe öffentlicher Bauaufträ-
ge, Begriffsumfang einer „Einrichtung des öffentlichen Rechts“ im
Sinne der Richtlinie (Prüfkriterien für Einrichtung des öffentlichen
Rechts beispielsweise: Einrichtung, die zum Zweck gegründet
wurde im Allgemeininteresse liegende Aufgaben zu erfüllen, die
nicht gewerblicher Art sind; die Rechtspersönlichkeit besitzt; die
eng mit dem Staat oder Gebietskörperschaften verbunden ist) und
somit des „öffentlichen Auftraggebers“, Begriff und Wesen des
„öffentlichen Bauauftrages“ im Sinne der Richtlinien sowie Gren-
zen der Anwendbarkeit der Richtlinie auf öffentliche Bauaufträge,
Rahmenbedingungen für die Gemeinschaftsfinanzierung eines
Bauvorhabens und die Relation zu Nachprüfungsverfahren;
grundsätzliche Einordnung der österreichischen Staatsdruckerei
als Einrichtung des öffentlichen Rechts.

• Rs C-318/96, SPAR Österreichische Warenhandels AG/Finanz-
landesdirektion für Salzburg, Urteil vom 19. 2. 1998:
Hintergrund: Wesentliche Merkmale der Mehrwertsteuer, keine
die Mehrwertsteuer kennzeichnende Belastung des Waren- und
Dienstleistungsverkehrs sowie der kommerzielle Umsätze durch die
Kammerumlage, keine Berechtigung des Vorsteuerabzugs durch
den Umlageverpflichteten, Bemessungsgrundlage der Kammerum-
lage ist nicht der als Gegenleistung für die vom Abgabepflichtigen
bewirkten Umsätze empfangene/zu empfangende Betrag;
Gemeinschaftsrechtskonformität der Kammerumlage in Hinblick
auf Art 33 der Sechsten Mehrwertsteuerrichtlinie 77/388/EWG.

• Rs 350/96, Clean Car Autoservice GmbH/Landeshauptmann
von Wien, Urteil vom 7. 5. 1998:
Hintergrund: Arbeitnehmerfreizügigkeit und mittelbare Diskrimi-
nierung aufgrund der Staatsangehörigkeit, generelles Erforder-
nis der österreichischen Staatsbürgerschaft bei Bestellung zum
gewerberechtlichen Geschäftsführer von juristischen Personen,
Wohnsitz des gewerberechtlichen Geschäftsführers im Inland,
„gelindere Mittel“ zu Erreichung des Ziels, Grundsatz der
Gleichbehandlung auf dem Gebiet der Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer, Möglichkeit der Berufung eines Arbeitgebers auf Art 48
EG-Vertrag, keine anlaßspezifische Rechtfertigungsmöglichkeit
aus Gründen der öffentlichen Ordnung und Sicherheit;
Wohnsitzerfordernis für gewerberechtlichen Geschäftsführer
(Gewerbeordnung 1994) ist nicht gemeinschaftrechtskonform.

• Rs C-364/96, Verein für Konsumenteninformation/Österreichi-
sche Kreditversicherungs AG, Urteil vom 14. 5. 1998 (vgl hiezu
ausführlich „EuGH-Rechtsprechung“).

Christine Stix-Hackl



376 AnwBl 1998/6



AnwBl 1998/6 377

Anwaltsakademie

Terminübersicht – Seminare

Juli

September

Der Seminarinhalt der September-Termine wird in der nächsten
Ausgabe beschrieben.

Rhetorik und Körpersprache:
Plädieren und Verhandeln

Programm:

Kaum jemand ist auf die Sprache als Handwerkszeug derart an-
gewiesen wie wir Rechtsanwälte. Das Wort, sei es geschrieben
oder gesprochen, entscheidet regelmäßig über Erfolg oder Miß-
erfolg anwaltlicher Tätigkeit. Anwälte wirken aber nicht nur
durch ihre Sprache; unser Bewußtsein für das, was unsere Effek-
tivität sonst noch sehr wesentlich mitbestimmt, ist sehr oft unterent-
wickelt.

3./4. 7. Rhetorik und Körpersprache:
Plädieren und Verhandeln
Seminar-Nr: 1/38 WIEN

2. 9. Englisch für Anwälte; Beginn
Seminar-Nr: 1/34 WIEN

4./5. 9. Der Verkehrsunfall
Seminar-Nr: 1/4 WIEN

8. 9. Seminarreihe Steuerrecht
Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 1/26 WIEN

11./12. 9. Das Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 1/8 WIEN

18./19. 9. Gesellschaftsrecht II
(Der Gesellschaftsvertrag –
Schwerpunkt GmbH)
Seminar-Nr: 1/12 WIEN

18./19. 9. Strafverfahren II
Basisseminar
Seminar-Nr: 2/6 ST. GEORGEN

22. 9. Seminarreihe Steuerrecht
Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 1/26 WIEN

25./26. 9. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 1/10 WIEN

25./26. 9. Verwaltungsstrafverfahren
mit einem Exkurs zur Entziehung der
Lenkerberechtigung
Basisseminar
Seminar-Nr: 2/11 ST. GEORGEN

In diesem Seminar sollen zu konkret vorgegebenen, einfach faßba-
ren, juristischen Sachverhalten freie Rede, Fragetechnik, Verhand-
lungstaktik, Vergleichsgespräche und deren körpersprachliche
Grundmuster erprobt werden, jeweils auch unter Kontrolle durch
Videoaufzeichnungen und anschließende Selbst- und Fremdana-
lyse.
Unser Programm widmet sich zur Hälfte dem Verhandeln „gegen-
einander“, dem Plädoyer im Strafprozeß einerseits, und der richti-
gen Befragung im Zivilprozeß andererseits. Zur anderen Hälfte soll
das Verhandeln „miteinander“ und das Vergleichen eingeübt wer-
den, einesteils zwischen den Parteien selbst und anderenteils mit
Hilfe eines unparteiischen Dritten als Schiedsrichter.
Ergebnis dieses Seminars soll im Bestfall sein, daß Sie wissen, wie
Sie wirken, warum die performance des Rechtsanwalts sich nicht
immer nur an den juristischen Fertigkeiten entscheidet, wo ihre
besonderen eigenen Qualitäten liegen, und wo Verbesserungs-
möglichkeiten ausgemacht werden können.
Außer dem anwaltlichen Praktiker steht Ihnen dabei ein Lehrer zur
Seite, der sein Hauptaugenmerk auf ihre nonverbalen Signale legt,
sie zu analysieren und zu begründen imstande ist und Ihnen auch
Hilfestellung geben kann für ein besseres Auftreten.
Termin: 3./4. 7. 1998
Referenten: Prof. Willi Gansch, Lehrer an der Hochschule für Musik
und darstellende Kunst, Max Reinhardt-Seminar
RA DDr. Gerald Fürst
Seminarplanung: RA DDr. Gerald Fürst
Seminardauer: 5 Halbtage
Seminarort: Seminarhotel Restaurant Hernstein
Seminar-Nr: 1/38
Beschränkte Teilnehmeranzahl: 15!
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Amtliche Mitteilungen

Änderungen der Liste

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. HOLZER Helmut, 9020 Klagenfurt,
Priesterhausgasse 1/2,
Tel. 0463/50 73 50,
Telefax 0463/50 73 50-55,
per 1. 4. 1998, in GesbR mit
Mag. Wolfgang Kofler

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. LEITNER Volker, 3100 St. Pölten,
Wiener Straße 3,
Tel. 02742/35 43 55,
Telefax 02742/35 14 35,
per 21. 4. 1998, in GesbR mit
Dr. Stefan Gloß und Dr. Hans Pucher

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

Mag. KLEEBER Gabriele
per 2. 3. 1998
bei Dr. Martin Steingassner,
Mistelbach

Mag. DAXBÖCK Erika
per 1. 4. 1998
bei Dr. Robert Müller, Hainfeld

Mag. LÄNGAUER Martin
per 16. 3. 1998
bei Dr. Viktor Strebinger, Ebreichsdorf

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. HENGSTSCHLÄGER Martin,
4020 Linz, Fadingerstraße 9/II,
Tel. 0732/78 40 80-0,
Telefax 0732/78 40 80-4,
per 6. 4. 1998

Kanzleisitzverlegung

Dr. MAXWALD Georg und Dr. BAUER
Georg, 4020 Linz, Dametzstraße 51,

Tel.- und Telefaxnummern bleiben
unverändert

Dr. MEYNDT Manfred,
Dr. RANSMAYR Christian,
Dr. SCHWEIGER Dominikus,
Mag. HEIN Norbert, 4020 Linz,
Huemerstraße 1/Kaplanhofstraße 2,
Telefonnummer und Telefaxnummer
bleiben gleich
per 14. 4. 1998

Änderung der Telefon- und Telefaxnummern

Dr. SCHNEDITZ-BOLFRAS Erasmus,
Dr. MAYER Wilfried,
Dr. SCHNEDITZ-BOLFRAS Michael,
Dr. VIERTHALER Fritz,
Dr. MIZELLI Christoph, Gmunden,
Tel. 07612/642 76 Serie,
Telefax 07612/656 10-20

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Neueintragung und Erteilung der Substitutions-

berechtigung gemäß § 15 (3) RAO

RAA Mag. REICHERT Thomas
per 1. 4. 1998
bei Dr. Heimo Fürlinger, Linz

Beschluß

Für Dr. SCHMIDT Werner, RA in Braunau/
Inn, gegen den mit Beschluß des Diszi-
plinarrates der OÖ RAK vom 19. 1. 1998
als einstweilige Maßnahme die vorläufige
Untersagung der Ausübung der Rechtsan-
waltschaft (§ 19 Abs 3 Z 1 lit d DSt 1990)
auf vorläufig unbestimmte Zeit verhängt
wurde, wird gemäß § 69 DSt 1990
Dr. Florian Lackner, RA in Braunau/Inn,
zum mStv bestellt.

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. RIEDHERR Verena, 5020 Salzburg,
Ginzkeyplatz 10,
Tel. 0662/62 50 70-0,
Telefax 0662/62 50 70-4,
per 1. 4. 1998, in GesbR mit
Dr. Brigitte Forster-Ascher

Kanzleisitzverlegung

Dr. JESCH Peter, Dr. KAUWEITH Klaus,
5020 Salzburg, Reichenhaller
Straße 5,
Tel./Telefax bleiben unverändert

Dr. JUNGHUBER Reinhard, 5020 Salz-
burg, Franz-Hinterholzer-Kai 2c,
Tel. 0662/84 88 33,
Telefax 0662/84 93 89

Dr. VAVROVSKY Paul, 5020 Salzburg,
Reichenhaller Straße 5,
Tel. 0662/84 95 84-0,
Telefax 0662/84 95 84-5
Austritt aus der GesbR mit Dr. Peter
Jesch, Dr. Klaus Kauweith

Dr. WEINBERGER Christoph,
5020 Salzburg, Kaigasse 40,
Tel. 0662/84 88 48,
Telefax 0662/84 88 48-5

Änderung der Telefon- und Telefaxnummern

Dr. HEINRICH Harald, Salzburg,
Tel. 0662/82 93 12,
Telefax 0662/82 93 12-2

Namensänderung

Dr. HÜBEL Caroline, Salzburg,
nunmehr Dr. Caroline Liebscher-Hübel

Verzicht

Dr. PALLAUF Ernst, Salzburg, per 31. 3.
1998, mStv Dr. Michael Pallauf,
Salzburg

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Dr. GRÜNBART Andrea
per 5. 3. 1998
bei Dr. Harald Schwendinger

RAA Dr. GAMSJÄGER Martin
per 9. 3. 1998
bei Dr. Rudolf Zitta

RAA Dr. SCHMOLKE Wenzel
per 1. 4. 1998
bei DDr. Hans Esterbauer

RAA Mag. LEIS Walter
per 1. 4. 1998
bei Dr. Edenhauser Helmut
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Amtliche Mitteilungen

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. KADANIK Heinz, 8010 Graz,
Glacisstraße 67,
Tel. 0316/83 03 04,
Telefax 0316/83 81 17,
per 1. 4. 1998

Mag. JANTSCHER Wolfgang,
8010 Graz, Kaiser-Josef-Platz 5,
Tel. 0316/82 22 02 bzw 82 65 54,
Telefax 0316/82 65 54-22,
per 1. 4. 1998

Kanzleisitzverlegungen

Dr. GORSCHEG Dieter, Gleisdorf,
Bürgergasse 40,
per Februar 1998

Dr. PICHLER Heinz und Dr. WEBER
Richard, Judenburg, Burggasse 61,
Tel. 03572/823 72 Serie,
Telefax 03572/823 72-19

Mag. ZECHNER Leopold, Bruck/Mur,
Koloman-Wallisch-Platz 8,
Tel. und Fax 03862/512 24,
per 1. 2. 1998

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. BAJC Erwin und Dr. ZACH Peter,
Tel. 03862/514 62-0
Fax 03862/514 62-10

Verzicht

Dr. FRIZBERG Friedrich, Leoben,
mStv Mag. Wolfgang Auner, Leoben,
per 10. 3. 1998

Dr. KERN Anton, Frohnleiten,
mStv Dr. Walter Ammann, Frohnleiten,
per 31. 3. 1998

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. MEIER Martin
per 1. 1. 1998
bei RA Dr. Kurt Klein, Graz

RAA Mag. PACHLER Eugen Klaus Uwe
per 8. 1. 1998
bei RA Dr. Hans Kortschak, Leibnitz

RAA Mag. WEBER Wilfried
per 12. 1. 1998
bei RA Dr. Erwin Bajc, Bruck/Mur

RAA Mag. SCHAFFLER Herbert
per 14. 1. 1998
bei RA Dr. Peter Benda, Graz

RAA Dr. FOLGER Marlies
per 2. 2. 1998
bei RA Dr. Hanspeter Pausch, Graz

RAA Mag. SCHUSCHNIG Thomas
per 2. 2. 1998
bei RA Dr. Leonhard Ogris,
Deutschlandsberg

RAA Dr. LIEBMANN Johannes
per 2. 2. 1998
bei RA Dr. Dieter Gorscheg, Gleisdorf

RAA Mag. PANY Eva
per 2. 2. 1998
bei RA Dr. Stephan Moser, Graz

RAA Mag. HACKER Christian August
per 4. 2. 1998
bei RA Dr. Georg Eisenberger, Graz

RAA Mag. CAVIOLA Ute Maria
per 9. 2. 1998
bei RA Dr. Volkmar Ternulz, Mureck

RAA Mag. FILZMAIER Friedrich
per 23. 2. 1998
bei RA Dr. Helmut Klementschitz, Graz

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. BENKO Dieter, 6020 Innsbruck,
Franz-Fischer-Straße 17a,
Tel. 0512/57 17 57,
Telefax 0512/58 71 59
per 3. 4. 1998
in Regiegemeinschaft mit
Dr. Hubert Tramposch

Kanzleisitzverlegungen

Dr. EXNER Armin und Dr. SPARER Peter,
6020 Innsbruck, Meinhardstraße 6/III,
Tel. 0512/58 12 11,
Telefax 0512/58 12 11-19

Dr. VERGEINER Klaus, 6020 Innsbruck,
Maximilianstraße 9,
Tel. 0512/58 89 11,

Telefax 0512/58 89 11-41,
in GesbR mit Dr. Thomas Praxmarer

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. EBERHARD Gregor
per 1. 4. 1998
bei Dr. Friedrich Reiter, Telfs

RAA MMag. HAGEN Christian
per 1. 3. 1998
bei Dr. Pegger Franz, Innsbruck

RAA Mag. KRENN Clemens
per 2. 3. 1998
bei Dr. Josef Thaler, Zell am Ziller

RAA Dr. KROKER Erik
per 1. 4. 1998
bei Dr. Klaus Nuener, Innsbruck

RAA Ing. Mag. STEINKLAMMER Martha
per 1. 4. 1998
bei Dr. Peter Rohracher, Lienz

RAA Dr. WALLNÖFER Thomas
per 4. 3. 1998
bei Dr. Cornelia Sprung, Innsbruck

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. BLUM Johannes, 6800 Feldkirch,
Marktplatz 8,
Tel. 05522/395 73,
Telefax 05522/395 76,
per 1. 4. 1998, in GesbR mit
Dr. Wolfgang Blum und Dr. Michael
Brandauer

Kanzleisitzverlegung

Dr. AMANN Jürgen, 6830 Rankweil,
Brisera 12a,
Tel. 05522/484 80,
Telefax 05522/484 80-4

Verzicht

Dr. SCHULER Ingobert, per 25. 3. 1998
mStv Dr. Harald Bösch, 6900 Bregenz

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. KLOCKER Gernot
per 1. 3. 1998
bei Dr. Heinz Klocker, Bregenz
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RAA Dr. GERMANN Christoph
per 1. 4. 1998
bei Mag. Andreas Germann, Bregenz

Mag. STOLZ Sieglinde Maria
per 1. 4. 1998
bei Dr. Ernst Stolz, Bregenz

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. DESSULEMOUSTIER-BOVEKERCKE,
1160 Wien, Kollburggasse 2/10,
Handy 0676/407 15 57,
Korrespondenz in Englisch,
per 3. 4. 1998

Dr. ZWOLANEK Georg, 1010 Wien,
Georg-Coch-Platz 3/6,
Telefon- und Telefax-Nr werden
nachgereicht,
Korrespondenz in Englisch,
per 3. 4. 1998

Mag. Dr. GLAS Volker, 1010 Wien,
Parkring 2,
Tel. 01/514 35-0,
Telefax 01/514 35-35,
Korrespondenz in Englisch,
per 17. 4. 1998

Mag. Dr. KRAUSE Monika, 1070 Wien,
Zollergasse 2/51,
Tel. 01/524 85 80,
Telefax 01/524 85 80-16,
Korrespondenz in Englisch,
per 17. 4. 1998

Mag. STREBL Laurenz, 1010 Wien,
Falkestraße 1,
Tel. 01/512 51 51,
Telefax 01/513 87 71,
Korrespondenz in Englisch,
per 17. 4. 1998

Dr. TALOS Thomas, 1010 Wien,
Franz-Josefs-Kai 3,
Tel. 01/513 95 40,
Telefax 01/513 95 40-120,
Korrespondenz in Englisch,
per 17. 4. 1998

Adreßänderungen

MMag. FEHRINGER Sabine,
Mag. Dr. GINHART Michael,

Mag. MALBURG Hans Christian,
1060 Wien, Rahlgasse 1,
Tel. 01/585 40 80,
Telefax 01/585 40 80-20
per 1. 2. 1998

Mag. Dr. SCHRAMM Johannes,
1010 Wien, Bartensteingasse 2/
3. Stock,
Tel. 01/409 76 09,
Telefax 01/409 76 09-30,
per 16. 2. 1998

Mag. RUMPF Francisco Javier,
1060 Wien, Capistrangasse 4/15,
Tel. 01/585 41 68,
Telefax 01/585 41 68-88,
per 20. 2. 1998

Dr. STÖGER Heinz, 1010 Wien,
Seilerstätte 28,
Tel. 01/512 20 66,
Telefax 01/512 20 66-33,
per 20. 2. 1998

Mag. BAUER Axel, 1030 Wien,
Strohgasse 16/10,
Tel. 01/710 54 99,
Telefax 01/710 54 99-9,
per 1. 3. 1998

Dr. EHN Erich, 1010 Wien,
Seilerstätte 28,
Tel. 01/512 20 26,
Telefax 01/512 20 26-33,
per 1. 3. 1998

Dr. KÖHLER Ingrid, 1070 Wien,
Burggasse 33,
Tel. 01/524 74 54,
Telefax 01/524 74 55,
per 1. 3. 1998

Mag. TOMANEK Werner, 1010 Wien,
Neutorgasse 13/Top 7,
Tel. 01/532 05 33,
Telefax 01/532 05 33-10,
per 1. 3. 1998

Dr. WEISER Martin, 1080 Wien,
Josefstädter Straße 43–45/1A,
Tel. 01/408 66 17,
Telefax 01/402 25 17,
per 13. 3. 1998

DDr. CIRESA Meinhard, 1010 Wien,
Biberstraße 3/8,

Tel. 01/513 22 79,
Telefax 01/513 22 79-30,
per 16. 3. 1998

Dr. RICHTER Alfred, 1010 Wien,
Grünangergasse 3–5/13,
Tel. 01/512 06 48,
Telefax 01/512 06 48-20,
per 20. 3. 1998

Mag. KAMPAS Georg, 1010 Wien,
Börsegasse 9/4,
Tel. 01/532 05 25,
Telefax 01/532 05 25-25,
per 31. 3. 1998

Dr. LITSCHAUER Johann, 1090 Wien,
Wasagasse 23/16,
Tel. 01/319 55 41,
Telefax 01/310 23 47,
per 1. 4. 1998

Dr. THURNHER Viktor, 1010 Wien,
Franz-Josefs-Kai 3,
Tel. 01/513 95 40,
Telefax 01/513 95 40-120,
per 1. 4. 1998

Dr. WLAKA Erwin, 1010 Wien,
Bösendorferstraße 2/11,
Tel. 01/503 80 30,
Telefax 01/503 80 30-3,
per 27. 4. 1998

Dr. PRESCHITZ Christian, 1070 Wien,
Neubaugasse 3/10,
Tel. 01/524 96 70,
per 1. 5. 1998

Dr. SCHUBERT Otto, 1070 Wien,
Lerchenfelder Straße 15,
Tel. 01/523 41 36,
Telefax 01/523 41 36-23,
per 1. 5. 1998

Dr. BARMÜLLER Christian, 1010 Wien,
Löwelstraße 8,
Tel. 01/533 47 04,
Telefax 01/533 47 04-77,
per 1. 5. 1998

Mag. KERSCHBAUMER Johannes,
1010 Wien, Georg-Coch-Platz 3/2/6,
Tel. 01/512 27 57,
Telefax 01/512 27 57-58,
per 1. 5. 1998
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Mag. DIENSTL Andreas, 1040 Wien,
Preßgasse 28/11,
Tel. 01/581 52 19,
per 4. 5. 1998

Änderung der Telefonnummer

Dr. SCHUSTER Wilhelm, 1010 Wien,
Universitätsstraße 11,
Tel. 01/408 30 31, die zweite Num-
mer 402 25 47 ist nicht mehr aktuell,
per 20. 4. 1998

Dr. ZWOLANEK Georg, 1010 Wien,
Georg Coch-Platz 3/6
Tel. 01/512 27 57
per 20. 4. 1998

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

Mag. DDr. SCHÄFER-GUHSWALD
Ingeborg, 1130 Wien,
Neue-Welt-Gasse 5,
Tel. 01/877 02 02,
Telefax 01/877 02 02-16,
per 2. 2. 1998

Neudorfer Griensteidl Hahnkam-
per & Stapf, Rechtsanwalts-Partner-
schaft, sowie die Rechtsanwälte
Dr. PROBST Stephan und Dr. VOITHO-
FER Klaus, 1010 Wien, Eßlinggasse 9
Tel. 01/536 50-0,
Telefax 01/536 50-12,
(Dr. Wolfgang Hahnkamper und
Dr. Klaus Voithofer),
Telefax 01/536 50-13,
(Dr. Helmut Neudorfer),
Telefax 01/536 50-14,
(Dr. Klaus Griensteidl, Dr. Christof
Stapf und Dr. Stephan Probst),
per 19. 2. 1998

Dr. NEWOLE Karl, 1010 Wien,
Riemergasse 9,
Tel. 01/513 57 33,
Telefax 01/513 57 33-12,
per 17. 3. 1998

Änderungen der Telefaxnummern

Mag. NEYER Dagmar, 1090 Wien,
Rotenlöwengasse 16/5,
Telefax 01/315 68 11-13,
per 26. 2. 1998

Dr. ROSSKOPF Reinhard, 1090 Wien,
Rotenlöwengasse 16/5,
Telefax 01/315 68 12,
315 69 90-12, 315 68 90-13,
per 4. 3. 1998

Mag. LIND Rudolf, 1020 Wien,
Untere Augartenstraße 42/11,
Telefax 01/218 33 77,
per 16. 3. 1998

Beendigung der mittlerweiligen Stellvertretung

Die mittlerweilige Stellvertretung für den
verst Rechtsanwalt Dr. MACHATSCHEK
Herbert, 1070 Wien, Burggasse 28–32,
wurde über Antrag des bisherigen mittler-
weiligen Stellvertreters Dr. Franz Schöberl,
Rechtsanwalt in 1070 Wien, Stiftgasse 15–
17/6, per 27. 1. 1998 für beendet erklärt.

Die mittlerweilige Stellvertretung für den
verst Rechtsanwalt Dr. WEBER Friedrich,
1040 Wien, Brucknerstraße 4, wurde über
Antrag des bisherigen mittlerweiligen Stell-
vertreters Dr. Robert Palka, Rechtsanwalt
ebendort, per 27. 1. 1998 für beendet
erklärt.

Die mittlerweilige Stellvertretung für den
verst Rechtsanwalt Dr. BRODA Christian,
1010 Wien, Schottengasse 4, wurde über
Antrag des bisherigen mittlerweiligen Stell-
vertreters Dr. Nikolaus Siebenaller, Rechts-
anwalt ebendort, per 24. 2. 1998 für
beendet erklärt.

Die mittlerweilige Stellvertretung für den
verst Rechtsanwalt Dr. MÜLLER Oskar,
Wien, wurde über Antrag des bisherigen
mittlerweiligen Stellvertreters Dr. Nikolaus
Siebenaller, Rechtsanwalt in 1010 Wien,
Schottengasse 4, per 24. 2. 1998 für be-
endet erklärt.

Die mittlerweilige Stellvertretung für den
verst Rechtsanwalt Dr. DOLEZEL Andreas,
1010 Wien, Lugeck 7/1. Stiege/29, wur-
de über Antrag des bisherigen mittlerweili-
gen Stellvertreters Dr. Rainer Blasbichler,
Rechtsanwalt in 1180 Wien, Gersthoferstra-
ße 4, per 24. 3. 1998 für beendet erklärt.

Die mittlerweilige Stellvertretung für den
verst Rechtsanwalt Dr. LEUTGEB Karl,
1010 Wien, Singerstraße 4, wurde über
Antrag des bisherigen mittlerweiligen Stell-

vertreters Dr. Karl Franz Leutgeb, Rechts-
anwalt ebendort, per 24. 3. 1998 für
beendet erklärt.

Verzicht

Dr. SCHNEIDER Kurt, 1010 Wien,
Biberstraße 9, per 31. 3. 1998, mStv
Dr. Rudolf Riedl, ebendort

Dr. STURM Oliver, 1010 Wien, Ebendor-
ferstraße 3, per 15. 3. 1998, mStv
Dr. Nikolaus Weselik, ebendort

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BLECKMANN Jakob
bei Dr. Hanno Schatzmann

RAA Mag. BURKOWSKI Thomas
bei Dr. Michael Ambrosch

RAA Mag. CHRIST Gerhard
bei Dr. Wolfgang Miller

RAA Dr. DIETRICH Bertram
bei Dr. Markus Heidinger

RAA JACOBS Kirstin
bei Dr. Gerhard Hickl

RAA Dr. KAZEMZADEH Kamran
bei Dr. Stefan Weber

RAA Mag. KELLNER Sidonie
bei Dr. Michael Binder

RAA Mag. KMENTA Vera
bei Dr. Gerd Hartung

RAA Dr. KNOBLOCH Ursula
bei Dr. Michael Kutschera

RAA MMag. LASSNIG Ingrid
bei Mag. Dr. Ingrid Weber

RAA Dr. MAIER Wolfgang
bei Dr. Stefan Gulner

RAA Mag. OFENHEIMER Alric
bei Dr. Maria Th. Pflügl

RAA Dr. OROU Franz Martin
bei Dr. Benedikt Spiegelfeld

RAA Mag. RINDLER Petra
bei Mag. Elisabeth Moser-Marzi

RAA Mag. SCHIEFER Martin
bei Dr. Richard Wolf

RAA Dr. VOCK Lorenz
bei Dr. Rainer Roniger

RAA Mag. WYCHERA Bernhard
bei Dr. Wulf Gordian Hauser
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Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.
98/96 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten

GZ 32.830/23-III/A/98
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die Gewerbeord-
nung 1994 geändert wird
Referent: Dr. Fialka

98/98 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 62.204/7-I/B/5B/98
Entwurf eines Bundesgesetzes über die Organisation der
Universitäten der Künste (KUOG 1998)

98/99 Universität Wien Studienkommission Wien
Öffentliches Begutachtungsverfahren zum Studienplan
für das Studium der Chemie an der Formal- und Natur-
wissenschaftlichen Fakultät der Universität Wien

98/101 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 21.107/0/VIII/D/14/98
Verordnung des Bundesministeriums, mit der die Verord-
nung über die Ausbildung zum Arzt für Allgemeinmedi-
zin und zum Facharzt (Ärzte-Ausbildungsordnung) geän-
dert wird

98/102 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
Zl 14.001/05-I 4/98
Bundesgesetz, mit dem das Wasserrechtsgesetz 1959
geändert wird (WRG-Novelle 1998)
Referenten: Dr. Brandstetter, Dr. Gnesda, Stellungnahme
abgegeben am 27. 4. 1998

98/103 Bundeskanzleramt
GZ 810.026/8-V/3/98
Bundesgesetz über den Schutz personenbezogener Daten
(Datenschutzgesetz 1998 – DSG)
Referent: Dr. Benn-Ibler, Stellungnahme abgegeben am
3. 6. 1998

98/104 Bundeskanzleramt
GZ 31.901/29-VI/B/12/98
Verordnung der Bundesministerin für Frauenangelegen-
heiten und Verbraucherschutz, mit der die Lebensmittel-
kennzeichnungsverordnung 1993 geändert wird

98/105 Bundesministerium für Justiz
GZ 318.009/9-II 1/1998
Entwurf eines Strafrechtsänderungsgesetzes 1998
Referent: Dr. Ainedter, Stellungnahme abgegeben am
12. 5. 1998

98/109 Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie
Zl 23 4781/1-II/3/98
Verordnung des BM über die Festlegung weiterer Sekto-
ren, auf die EMAS-V und das UGStVG anzuwenden sind

(Sektorenerweiterungsverordnung 1998 – SEV 1998);
vereinfachtes Begutachtungsverfahren

98/110 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 68.305/28-I/B/5A/98
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und
Verkehr über die Verleihung der Bezeichnung „Lehrgang
universitären Charakters“ über die Bezeichnung „Akade-
mische Europarechtsexpertin“ und „Akademischer Euro-
parechtsexperte“; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

98/111 Bundesministerium für Finanzen
GZ 23 3500/22-V/14/98
Bundesgesetz zur Umstellung von Anleihen privater Emit-
tenten auf Euro (Euro-Anleihenumstellungsgesetz)
Referent: Dr. Benn-Ibler

98/112 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 56.028/15-X/A/4/98
Bundesgesetz, mit dem Regelungen über die doppelte
Preisauszeichnung und andere Angaben von Geldbeträ-
gen erlassen werden, sowie mit dem das Preisauszeich-
nungsgesetz geändert wird (Euro-Währungsabgabenge-
setz – EWAG)
Referent: Dr. Benn-Ibler, Stellungnahme abgegeben am
3. 6. 1998

98/113 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 68.306/11-I/B/5A/98
Wirtschaftsuniversität Wien, Entwurf einer Verordnung
über den akademischen Grad „Master of Advanced
Studies (International Tax Law)“; vereinfachtes Begutach-
tungsverfahren

98/115 Bundesministerium für Justiz
GZ 4.973/11-I.1/1998
Änderung des Sachwalterschaftsrechts – Arbeitsgruppe
im Bundesministerium für Justiz
Referent: Dr. Grießer

98/121 Bundesministerium für Finanzen
GZ 042802/2-IV/4/98
Entwurf des Bundesministers für Finanzen eines Revisions-
protokolls (Revision des Abkommens zwischen der Repu-
blik Österreich und Kanada zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung
bei den Steuern vom Einkommen und vom Vermögen,
BGBl 1981/77; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

98/122 Bundeskanzleramt
GZ Av 31.901/55-VI/B/12/98
Verordnung der Bundesministerin für Frauenangelegen-
heiten und Verbraucherschutz, mit der die Verordnung
über den Zusatz von Süßungsmitteln zu Lebensmitteln
und Verzehrprodukten (Süßungsmittelverordnung) geän-
dert wird; vereinfachtes Begutachtungsverfahren



AnwBl 1998/6 383

Gesetzgebung

98/123 Bundeskanzleramt
GZ 180.310/61-I/8/98
Bundesgesetz über die Neuorganisation der Bundesthea-
ter – BuThOG; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

98/124 Bundesministerium für Finanzen
GZ 920.196/1-VII/A/6/98
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979 (1. BDG-Novelle 1998), das
Gehaltsgesetz 1956, das Pensionsgesetz1965, das Ne-
bengebührenzulagengesetz, das Vertragsbediensteten-
gesetz 1948, das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984,
das Land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer-Dienst-
rechtsgesetz 1985, das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungs-
gesetz, das Bundespersonalvertretungsgesetz, die Reise-
gebührenvorschrift 1955, das Richterdienstgesetz, das
Dienstrechtsverfahrensgesetz 1984, das BPA-Gesetz, das
Teilpensionsgesetz und das Bundesgesetz über dienst-
rechtliche Sonderregelungen für ausgegliederten Einrich-
tungen zur Dienstleistung zugewiesene Beamte und das
Ausschreibungsgesetz 1989 geändert werden.

98/125 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 69.527/6-Z8/98
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und
Verkehr, mit der die Flugfelder-Grenzüberflugsverord-
nung 1996 geändert wird; vereinfachtes Begutachtungs-
verfahren; Stellungnahme abgegeben am 12. 5. 1998

98/126 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 22.310/2-VIII/D/5/98
Entwurf eines Bundesgesetzes über die Gewinnung von
Blut- und Blutbestandteilen in Blutspendeeinrichtungen
(Blutsicherheitsgesetz 1999 – BSG 1999);
Entwurf einer Verordnung der Bundesministerin für Arbeit,
Gesundheit und Soziales betreffend den Gesundheits-
schutz von Spendern und die Qualitätssicherung von Blut
und Blutbestandteilen (Blutspenderverordnung)

98/128 Bundesministerium für Justiz
GZ 578.016/91-II 3/1998
Bundesgesetz über „besondere Ermittlungsmaßnahmen“
BGBl 1997/105, Einführungserlaß

98/129 Bundesministerium für Justiz
GZ 578.017/2-II 3/1998
Diskussionsentwurf zur Reform des strafprozessualen Vor-
verfahrens

98/130 Bundeskanzleramt
Österreichisches Lebensmittelbuch III. Auflage
GZ 32.047/0-VI/B/1b/98
Kapitel A 9 „Aromen“
GZ 32.011/0-VI/B/1b/98
Kapitel B 11 „Suppenartikel und verwandte Erzeugnisse“
GZ 32.013/0-VI/B/1b/98

Kapitel B 13 „Bier“
GZ 32.014/3-VI/B/1b/98
Kapitel B 14 „Fleisch und Fleischwaren“
GZ 32.022/1-VI/B/1b/98
Kapitel B 22 „Zucker und Zuckerarten“

98/131 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
Zl 38.100/1-2/98
Bundesgesetz, mit dem das Bauarbeiter-Schlechtwetter-
entschädigungsgesetz 1957 und das Bauarbeiter-Ur-
laubs- und Abfertigungsgesetz geändert werden
Referent: Dr. Grießer

98/132 Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie
Zl 22 4768/4-II/2/98
Entwurf eines Bundesgesetzes über die Umweltkontrolle
und die Einrichtung einer Umweltbundesamt-Gesellschaft
mit beschränkter Haftung (Umweltkontrollgesetz)

98/133 Bundesministerium für Justiz
GZ 318.010/1-II 1/1998
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Strafgesetz-
buch und die Straßprozeßordnung geändert werden
(Strafrechtsänderungsgesetz 1998, Teil 2; Sexualstraf-
recht); Begutachtungsverfahren
Referent: Dr. Ainedter, Stellungnahme abgegeben am
2. 6. 1998

98/135 Bundesministerium für Justiz
GZ 13.023/1-I 5/1998
Sonderbestimmungen für natürliche Personen (Konkurs-
ordnungs-Novelle 1993). Erste Erfahrungen, Gedanken-
austausch über die mit dem „Privatkonkursrecht“ in drei
Jahren gewonnenen Erfahrungen
Referent: Dr. Schulyok

98/138 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 22.290/1-VIII/D/13/98
Entwurf einer Verordnung der Bundesministerin für Arbeit,
Gesundheit und Soziales über Meldungen hinsichtlich
von Tätigkeiten und Erfahrungen auf dem Gebiet der
medizinisch unterstützten Fortpflanzung (FMedV)

98/141 Bundesministerium für Justiz
GZ 16042/17-I 6/1998
EU-Vorhaben „Neuer Transatlantischer Markt“; GATS-
Liberalisierungsgrund 2000

Landesgesetzgebung
552/98 MD-VfR

GZ 13/03 99/2564
Entwurf eines Gesetzes über Änderungen der Grenzen
zwischen dem 3., 4. und 5. Bezirk
Referent: Dr. Robicsek
Stellungnahme abgegeben am: 5. 5. 1998
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Berichte

ÖRAK

Tages Arbeit, abends Gäste . . .

Die Arbeitssitzung des Präsidentenrates am 8. 5. 1998 in Wien
gab Gelegenheit, in traditioneller Weise den Präsidentenrat mit
Gästen aus Justiz und Parlament im Rahmen eines festlichen
Abendessens am Vorabend zusammenzuführen.

Der besondere Anlaß war der Wechsel in der Funktion des ÖRAK-
Vizepräsidenten und in der Präsidentschaft der OÖ Rechtsanwalts-
kammer. Zugleich bestand Gelegenheit, die dem Anwaltsstand in
besonderer Weise verbundenen „Geburtstagskinder“ VfGH-Vize-
präsident Dr. Piska und em RA Dr. Machacek in seiner neuen Funk-
tion als Rechtsschutzbeauftragter zu gratulieren.

Mit den Herren des BMJ und den Justizsprechern der Parlaments-
parteien gab es durchaus auch informative Tischgespräche.

Am 27. 3. 1998 folgte Dr. Anton Gradischnig (rechts) dem bisherigen ÖRAK-
Vizepräsidenten Dr. Oskar Welzl in dieser Funktion nach

Justizverwaltung und Parlament
Von links nach rechts: SC Oberhammer und Abgeordnete Dr. Krüger,
Mag. Barmüller

VfGH-Vizepräsident Dr. Piska (rechts) im Gespräch mit Präs. Vavrovsky

Ehrenpräsident Welzl und nunmehriger Präsident der OÖ RAK Dr. Peter Posch

Rechtsschutzbeauftragter beim OGH Dr. Rudolf Machacek und Gemahlin

Präsidentenrat am 8. 5. 1998

Schwerpunkte der Beratungen des Präsidentenrates, dem auch die
Vorsitzenden der Arbeitskreise zugezogen waren, bildeten die
Beratungen über die Verhandlungen zur Novellierung der RAO,
die Ablehnung des WTBG (s auch Sondernr des AnwBl) und die
Vorbereitung der Entscheidung über die künftige Regelung der
Krankenversicherung für Rechtsanwälte. PW
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Aus dem juristischen Leben

Ehrungen
Dr. Kurt Dellisch
Dr. Josef Pichler
Bei der Vollversammlung des Österreichischen Kuratoriums für
alpine Sicherheit am 22. 4. 1998 wurden aus Anlaß ihres Aus-
scheidens aus dem Vorstand des Kuratoriums zwei „Männer der
ersten Stunde“ zu Ehrenmitgliedern ernannt: Dr. Kurt Dellisch (der
auch Vizepräsident der Kärntner Rechtsanwaltskammer ist), Kla-
genfurt und Dr. Josef Pichler, Graz.
Beide haben in ihrer Eigenschaft als Kuratoriumsmitglieder, aber
auch als Ski-Sachverständige wesentlich zur Entwicklung des Ski-
rechtes in Österreich beigetragen. Es sei nur erwähnt, daß sie die
Eigenverantwortung als eines der wichtigsten Mittel zur Verhü-
tung alpiner Unfälle (und nicht zur Entkriminalisierung) immer

wieder hervorgehoben haben. Dr. Pichler ist Autor des in zwei
Auflagen erschienenen „Handbuches des Österreichischen Ski-
rechtes“. Dr. Dellisch hat vor allem eine Erfahrung aus seiner ei-
genen alpinen Tätigkeit und als aktiver Bergrettungsmann einge-
bracht.

Wir gratulieren den beiden Geehrten, die beide noch als Ski-
sachverständige in gerichtlichen Verfahren tätig sind, zu dieser
Ehrung.

Dr. Hermann Heller
Mit Entschließung vom 5. 3. 1998 hat der Herr Bundespräsident
ObstdhmfD (Milizstand) Mag. Dr. Hermann Heller, Rechtsanwalt
in Wien, das Goldene Ehrenzeichen für Verdienste um die Repu-
blik Österreich verliehen. Wir gratulieren zu dieser hohen Aus-
zeichnung.
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Master of European Judicial
Studies
EIPA is offering, in the framework of its Antenna Luxembourg and
in cooperation with the Universities of Nancy and Thessaloniki,
a postgraduate programme leading to a Master’s degree in Euro-
pean judicial studies.

This programme is intended for national and Community officials,
lawyers, judges and other legal experts who have no or little expe-
rience in Community law.

The courses will be carried out by academics and practitioners
(judges, lawyers, legal experts from the European institutions)
and will deal with the most important fields of Community law (in-
stitutional law, internal market, competition, social law, environ-
mental law, consumers, external relations of the European Union,
Community public service law) and other fields closely connected
with European integration (human rights, private international
law). Emphasis will be placed on the contentious approach and a
great deal of attention will be paid to case studies taken from
practice.

The courses will be given in Luxembourg, in French and English,
8 hours per week on Friday afternoons and Saturday mornings.
They will start on 16 October 1998 and last until the end of June.
The examinations and thesis defence will take place during the last
four month of 1999.

For any additional information please contact Ms Schuller (Tel
00352/426 230-301). Applications should be made before
11 September 1998.

XXVI. Skilex Kongreß 1999
Whistler Mountain, Kanada
14. bis 20. März 1999

Skilex ist eine internationale Vereinigung von Rechtsanwälten,
Richtern, Staatsanwälten und Notaren, die sich mit Skirecht im wei-
testen Sinn befassen. Alljährlich wird ein internationaler Skirechts-
kongreß abgehalten, auf dem die verschiedensten skirechtlichen
Themen behandelt werden und in dessen Rahmen auch sportliche
Wettkämpfe abgehalten werden.

Im Jahr 1999 wird dieser Kongreß im bekannten Skiweltcup-Ort
Whistler Mountain, Kanada, stattfinden. Da die Vorlaufzeit für eine
Kongreßteilnahme in Übersee im allgemeinen länger ist, gestatte
ich mir bereits jetzt, Ihnen einige Kongreßunterlagen beizulegen
und ersuche Sie, die Kollegenschaft in geeigneter Weise auf diese
Kongreßmöglichkeit hinzuweisen.

Falls Sie ergänzende Auskünfte bzw weitere Kongreßunterlagen
benötigen, steht Kollege Dr. Günter Riess, Präsident Skilex Öster-

reich, unter der Telefonnummer (0512) 58 38 66 gerne zur Verfü-
gung.

Nähere Informationen, einschließlich Anmeldungsformulare, können
übrigens auch über Internet http:/www.catours.com/SKILEX.html.
abgerufen werden.

AIJA Jahreskongreß 1998
in Sydney
Vom 20. bis 25. 9. 1998 wird der Jahreskongreß der AIJA (Asso-
ciation Internationale des Jeunes Avocats) in Sydney stattfinden.
In den umfangreichen Arbeitssitzungen werden folgende Themen
behandelt:

Webvertising – Unlauterer Wettbewerb und Markenrecht im Inter-
net; Investieren auf den Kapitalmärkten im asiatisch-pazifischen
Raum; Unternehmenskonkurs: Sind die Vorstände Schuldige oder
Opfer?; „Faktisches Verhältnis“ – die Rechte der unverheirateten
Paare und desselben Geschlechts; Naturschutz; Angestellter oder
Freiberufler? Die Frage ist wirklich wichtig!; Wie wird ein Ver-
triebsnetz auf den Märkten Asiens und des Pazifiks eingerichtet;
Wie wird effizient mit ausländischen Anwälten kommuniziert; Joint
Ventures in Schwellenmärkten; die neue Medienindustrie: Eine welt-
weite Kartellherausforderung?; Einstweilige Maßnahmen – Ergreife
das Geld, bevor es weg ist!; Der goldene Weg zu einer Aufent-
haltsgenehmigung: Kontrolle des Vermögens oder diskriminierende
Maßnahmen?; Der Handel mit regionalen Wirtschaftsblöcken: Ein
Vergleich zwischen EU, NAFTA und APEC; Durchsetzung der
Rechte des geistigen Eigentums in Asien nach dem TRIPS-Abkom-
men; Internet und Besteuerung des internationalen elektronischen
Handels und schließlich Vollstreckung des Schiedsspruchs gegen
einen Staat.

Das Rahmenprogramm bietet das traditionelle Abendessen bei
australischen Kollegen, einen „Australischen Abend“ mit typischer
Musik und Speisen und den traditionellen Tagesausflug an einen
der bekanntesten Badestrände. Kulturliebhaber können auch eine
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Vorstellung in dem spektakulären Operngebäude genießen. Außer-
dem wird ein reichhaltiges Ausflugs-, Sport- und Kinderprogramm
angeboten.
Für weitere Rückfragen und Kongreßunterlagen steht Herr Dr. Chri-
stoph Petsch, Eschenbachgasse 11, 1010 Wien, Tel: 586 21 80,
Telefax: 586 22 35 als österreichischer Vizepräsident der AIJA zur
Verfügung.

Varia
Kinderkosten-Analyse
Ergebnisse für Jänner 1998

Ausgaben für Kinder inkl Miete

Kinder von 0 bis 10 Jahren
Schilling

Haushalts-
ausgaben1) 14000 19000 24000 29000 34000 39000
Ausgaben für
. . . Kinder2)

1 3710 5219 6778 8367 9987 11628
2 5033 6957 8938 10963 13019 15104
3 6378 8716 11091 13484 15873 18226

Kinder von 10 bis 19 Jahren
Schilling

Haushalts-
ausgaben1) 14000 19000 24000 29000 34000 39000
Ausgaben für
. . . Kinder2)

1 4549 6178 7820 9473 11127 12785
2 5689 7779 9909 12064 14234 16420
3 7453 10187 12971 15796 18643 21511

Ausgaben für Kinder
Anteil an den gesamten Haushaltsausgaben

Kinder von 0 bis 10 Jahren
Schilling

Haushalts-
ausgaben1) 14000 19000 24000 29000 34000 39000
Ausgaben für
. . . Kinder2) in Prozent3)

1 26,5 27,5 28,2 28,9 29,4 29,8
2 36,0 36,6 37,2 37,8 38,3 38,7
3 45,6 45,9 46,2 46,5 46,7 46,7

Kinder von 10 bis 19 Jahren
Schilling

Haushalts-
ausgaben1) 14000 19000 24000 29000 34000 39000
Ausgaben für
. . . Kinder2) in Prozent3)

1 32,5 32,5 32,6 32,7 32,7 32,8
2 40,6 40,9 41,3 41,6 41,9 42,1
3 53,2 53,6 54,0 54,5 54,8 55,2

1) Fortgerechnete Originalwerte der Konsumerhebung 1974, gerundet
auf 1000 Schilling.

2) Fortgerechnete Originalwerte der Konsumerhebung 1974, gerundet
auf 10 Schilling.
Die Fortrechnung erfolgte mit dem Anstieg des Verbraucherpreis-
index 66 zwischen dem Jahresdurchschnitt 1974 und Jänner 1998
(+141,0%).

3) Die gerundeten Prozentzahlen können auch zur Präzisierung konkreter
Fälle herangezogen werden, die in dieser Übersicht nicht ausdrücklich
aufscheinen.
Beispiel: Haushaltsausgaben von 18.000 Schilling, 1 Kind im Haushalt.
Die Werte für 19.000 Schilling Haushaltsausgaben sind oben abzu-
lesen, 18.000 Schilling liegen nicht weit unter diesem Wert. Daher
sind etwa 27% von 18.000 Schilling zu berechnen, ds 4860 Schilling.
Dieser Wert entspricht den Ausgaben für 1 Kind im oa Haushaltstyp.
Gäbe es in diesem Haushalt 2 Kinder, so werden für diese zusammen
etwa 36% (ds 6480 Schilling) aufgewendet. Für 3 und mehr Kinder
sind es etwa 45% bzw insgesamt 8100 Schilling. Es empfiehlt sich,
diese Beträge bei Unterhaltsfestsetzungen auf 100 Schilling zu runden.

Quelle: Österreichisches Statistisches Zentralamt, Rückfragen an
Mag. Martin Bauer (Tel 71128/7021 DW) oder Waltraud Unger
(7365 DW).
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Disziplinarrecht
7507

§ 45 Abs 3 RL-BA – unzulässige Werbung
Ein Inserat in Form eines Interviews, in dem
die Ehegattin des DB – der als indirekter Hälfte-
eigentümer der nach ihm benannten Immobilien
GmbH anzusehen ist – die Zusammenarbeit mit
der Anwaltskanzlei ihres Ehegatten, der auch
auf dem bezughabenden Foto abgebildet ist, in
den Vordergrund stellt, ist durch seine Gestal-
tung samt Foto der Mitarbeiter der Immobilien
GmbH mit dem DB eine Werbung, die über die
Grenzen des Zulässigen hinausgeht.

OBDK 15. 12. 1997, 7 Bkd 2/97 in D 31/95 des DR der NÖ RAK

Aus den Gründen:

Alleinige Geschäftsführerin der Dr. Z Immobilien GmbH ist Frau Y Z,
die auch mit 250.000 S zur Hälfte Stammeinlagen an der Wirt-
schaftsdienst- und HandelsGmbH hält, die weitere Hälfte der Stamm-
einlagen im Wert von 250.000 S an dieser Gesellschaft hält der DB.

Der DB ist daher zwar nicht direkt an der Dr. Z Immobilien GmbH
beteiligt, da jedoch die alleinige Gesellschafterin die Wirtschafts-
dienst- und HandelsGmbH ist, an der der DB zur Hälfte beteiligt ist,
ist er auch indirekt Hälfteeigentümer der Dr. Z Immobilien GmbH.

In der . . . Zeitung erschien am 25. 6. 1995 ein Inserat in Form
eines Interviews, mit dem Y Z ausdrücklich die Zusammenarbeit mit
der Anwaltskanzlei ihres Gatten Dr. X Z in den Vordergrund stellt,
der auch auf dem Foto abgebildet ist.

Für den Leser der Zeitung ergibt sich eindeutig der Zusammenhang
des Dr. X Z mit dem gleichnamigen Immobilienbüro, zumal dieser
Zusammenhang durch die Antworten der Frau Y Z noch unterstrichen
wird. Dazu kommt noch der Hinweis auf den „Familienbetrieb“. Be-
reits in der Zeitung . . . vom 9. 3. 1995, die anläßlich der Neueröff-
nung eines Lokales an die Besucher verteilt worden ist, ist ein gleich-
artiges Inserat mit dem gleichen Foto eingeschaltet worden.

Der DB hatte von der Einschaltung dieses Inserates vom 9. 3. 1996
Kenntnis und in der Verhandlung vom 14. 10. 1996 angegeben,
sich seiner Frau gegenüber gewehrt zu haben, er wolle eine ähnli-
che Einschaltung nicht. Tatsächlich hat er es jedoch unterlassen,
dafür zu sorgen, daß er etwa 3½ Monate später (zu ergänzen:
nicht) in gleicher Weise wieder dargestellt wird.

Mit seiner Berufung bekämpft der DB das erstinstanzliche Erk sei-
nem gesamten Inhalte nach, sohin in seinem Ausspruch über die
Schuld und die Strafe, ohne jedoch die Gründe für die Anfechtung
des Strafausspruches im einzelnen darzulegen.

Die Berufung ist in keinem Punkt begründet.

Nach § 45 Abs 3 RL-BA hat ein RA standeswidrige Werbung zu
unterlassen. Standeswidrige Werbung liegt unter anderem dann
vor, wenn Selbstanpreisung durch reklamehaftes Herausstellen sei-
ner Person oder seiner Leistungen vorliegt. Gem § 47 RL-BA hat
der RA in zumutbarer Weise dafür zu sorgen, daß standeswidrige
Werbung für ihn durch Dritte unterbleibt.
Die OBDK teilt die Auffassung der ersten Instanz, daß es sich bei
dem im angefochtenen Erk zitierten Inserat um eine standeswidrige
Anpreisung im Sinne der Richtlinien für die Berufsausbildung
handelt. Bei Gestaltung des Inserates samt Foto der Mitarbeiter des
Immobilienbüros mit dem DB liegt eine Werbung vor, die über die
Grenzen des Zulässigen hinausgeht.
Der DB selbst hat in seiner Vernehmung vor dem DR der RAK am
14. 10. 1996 ausgeführt, wenn er vorher gefragt worden wäre,
hätte er veranlaßt, daß der Text des Inserates in der Zeitung . .
hinsichtlich der Aussage „Y Z“ mit dem Hinweis auf seine Anwalts-
kanzlei nicht abgedruckt werde. In der gleichen Verhandlung hat
er auch ausgeführt, daß er nach der Beanstandung diese Art der
Werbung mit einem Familienfoto sofort abgestellt und sich nicht
mehr habe abbilden lassen. Gerade aus dieser Verantwortung
ergibt sich, daß der DB sehr wohl dazu imstande ist, seiner Ehe-
frau und Geschäftsführerin der Dr. Z Immobilien GmbH gegenüber
in zumutbarer Weise dafür zu sorgen, daß eine standeswidrige
Werbung für ihn durch Dritte unterbleibt. Er hätte daher bereits
nach Erscheinen des ersten Inserates in der Zeitung . . . die Mög-
lichkeit gehabt, so zu reagieren, wie dies nunmehr nach Erschei-
nen des gegenständlichen Inserates geschehen ist. Dabei sind
insbesondere auch die Gesellschafts- und Familienverhältnisse zu
berücksichtigen, denn gerade bei Gesellschaften, an denen nur
Ehegatten beteiligt sind, bestehen andere Einflußmöglichkeiten als
bei Gesellschaften, bei denen dritte Personen Gesellschafter sind.

Anmerkung:
Die standeswidrige und daher unzulässige Werbung wurde hier
unter § 45 Abs 3 lit a RL-BA – Verbot der „Selbstanpreisung durch
reklamehaftes Herausstellen seiner Person oder seiner Leistungen“ –
subsumiert; die offensichtlich doch engere Zusammenarbeit zwi-
schen Immobilienbüro und RA-Kanzlei wurde nicht behandelt.

Strigl

7508

§ 41 DSt, § 389 Abs 2 StPO – Kostenersatzpflicht
Eine Beschränkung der (Pauschal-)Kostenersatz-
pflicht iSd § 389 Abs 2 StPO kommt nur dann in
Betracht, wenn von zahlreichen Fakten nur weni-
ge zu einem Schuldspruch führten oder wenn be-
sondere Kosten nur in Ansehung eines Faktums
aufgelaufen sind, dessentwegen der „Angeklag-
te“ freigesprochen wurde. Die ihn treffenden Bar-
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auslagen hat er allerdings zur Gänze zu ersetzen.
Die gesamten Barauslagen sind – aufgeschlüsselt
in solche des KA und solche der Anwaltsrichter –
auszuwerfen; dann ist auszuführen, auf welche
Verfahren sich diese Kosten aufteilen.

OBDK 9. 3. 1998, 14 Bkd 15/97 in DV 4, 5 und 8/94 des DR
der Tiroler RAK

Aus den Gründen:

Der DB schließt aus der Bestimmung des § 41 Abs 4 DSt, daß auch
im Falle eines nur teilweisen Freispruches den DB keine Kosten trä-
fen. Diese Auslegung der angeführten Bestimmung ist nicht zutref-
fend. Vielmehr ist aus der angeführten Bestimmung abzuleiten,
daß lediglich im Fall eines gänzlichen Freispruches die Kosten von
der RAK zu tragen sind.
Im übrigen wurde bereits im Erk der OBDK vom 23. 6. 1997 aus-
gesprochen, daß der DB die Kosten des RM-Verfahrens zu erset-
zen hat. An diesen Spruch war die RAK bei ihrem Beschluß über
die Höhe der zu ersetzenden Kosten gebunden.
Dieser Spruch im Erk der OBDK vom 23. 6. 1997 über die Kosten
erweist sich als rechtsrichtig. § 41 Abs 4 DSt ist nur bei einem gänz-
lichen Freispruch anzuwenden. Bei einem teilweisen Freispruch sind
die grundsätzlichen Bestimmungen des § 389 StPO heranzuziehen.
Demnach entspricht es gefestigter Judikatur, daß eine Beschränkung
der Ersatzpflicht iSd § 389 Abs 2 nur dann in Betracht kommt, wenn
von zahlreichen Fakten nur wenige zu einem Schuldspruch führten
oder wenn besondere Kosten (SV-Gebühren oder ähnliches) nur in
Ansehung eines Faktums aufgelaufen sind, dessentwegen der Ange-
klagte freigesprochen wurde. Andernfalls ist auf Teilfreisprüche nur
durch entsprechend geringere Bemessung des Pauschalkostenbeitra-
ges Rücksicht zu nehmen (RZ 1982/8 – LFK 1981/198).
Demnach war bei der Bemessung der Pauschalkosten auf den
Umstand des Teilfreispruches Bedacht zu nehmen. Die den DB tref-
fenden Barauslagen hat er allerdings zur Gänze zu ersetzen.
Da die Kostenentscheidung der RAK den DB somit im Ergebnis in
keinem Punkt beschwerte, war seiner Beschwerde keine Folge zu
geben.
Im Erk der OBDK vom 23. 6. 1997 wurde der DB zum Ersatz von
Kosten des RM-Verfahrens verurteilt, nicht etwa zu einem Teilersatz
dieser Kosten; dies bedeutet, daß der DB den auf ihn entfallenden
Anteil der entstandenen Barauslagen zu tragen hat.
Die tatsächlich entstandenen Kosten des KA betrugen S 5785,–. Da
der KA lediglich im Verfahren betreffend zwei DB anreiste, wären
diese Kosten auf dementsprechend zwei DB je zur Hälfte aufzutei-
len gewesen, hätten somit den DB mit S 2892,50 belastet.
Tatsächlich wurden diese Kosten im angefochtenen Beschluß auf
drei DB aufgeteilt, sodaß der DB betreffend Kosten des KA nur mit
S 1928,– belastet wurde. Der DB ist durch diese Kostenbemessung
somit nicht beschwert.

Die Kosten der AnwRichter betrugen gesamt S 11.460,–. Diese
Kosten waren auf drei DB aufzuteilen, der Anteil des DB beträgt
damit S 3820,–.
Die gesamten Barauslagen für KA und AnwRichter waren auf der
Basis der Berechnung im gegenständlichen Beschluß mit S 5748,–
vorzuschreiben, wobei nochmals erwähnt sei, daß hinsichtlich der
Kosten des KA eine zu niedrige Bemessung erfolgte.
Dem DB kann dazu insofern beigepflichtet werden, daß aus dem
angefochtenen Beschluß nicht ersichtlich ist, inwiefern hier eine
anteilige Verrechnung der Barauslagen erfolgt ist.
Wenn Barauslagen anteilig verrechnet werden, dann hat dies in
der Weise zu erfolgen, daß zunächst die gesamten Barauslagen –
aufgeschlüsselt in Barauslagen des KA und Barauslagen der
AnwRichter – auszuwerten sind und dann auszuführen ist, auf
welche Verfahren bei der OBDK (Anführung der Geschäftszahlen
genügt) sich diese Kosten aufteilen.
Im gegenständlichen Fall teilten sich die Kosten des KA von
S 5770,– auf das Verfahren des DB, 14 Bkd 2/97, und einen
weiteren DB im Verfahren 14 Bkd 1/97 auf, sodaß diese Kosten
entsprechend zu teilen gewesen wären.
Die Kosten der AnwRichter von S 11.460,– teilten sich auf das Ver-
fahren des DB 14 Bkd 2/97 sowie die weiteren Verfahren 14 Bkd
1/97 und 14 Bkd 3/97 auf, sodaß diese Kosten zu dritteln waren.

Anmerkung:
Die gem § 77 Abs 3 StPO – wegen Vereinbarkeit mit den Grundsät-
zen und Eigenheiten des DisVerfahrens – sinngemäß anzuwendende
Verweisungsvorschrift des § 389 Abs 2 letzter Halbsatz enthält ledig-
lich grundsätzliche Aufteilungsbestimmungen; hier wurden sie wohl
zutreffend dahingehend angewendet, daß es auf den Kostenauf-
wand zu jenem Faktum (oder Mehrzahl) ankommt, „dessentwegen“
der DB schuldig gesprochen wurde. Es ist eine Art Verhältnisrech-
nung über Kostenaufwand : Schuldsprüche : Freisprüche anzustellen.
Die hier erwähnten Barauslagen betreffen die Zureisekosten von
Anwaltsrichtern und KA zur Berufungsverhandlung bei der OBDK.

Strigl

7509

§ 393 Abs 3 StPO – Pflichtverteidiger
Es entspricht dem Wesen des Standesrechtes der
RAe, peinliche Genauigkeit bei der Verrechnung
von Leistungen einzuhalten. Die Leichtfertigkeit,
ohne substantielle Grundlagen in einem RM für
eine nicht erbrachte anwaltliche Leistung von der
Republik Österreich Honorar zu verlangen, erfor-
dert aus spezialpräventiven Erwägungen eine
Sanktionsverhängung.

OBDK 23. 3. 1998, 2 Bkd 7/97 in D 62/96 des DR der RAK Wien
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Aus den Gründen:

Der DB hat in seiner Eingabe vom 11. 12. 1995 um Zuerkennung
der Entschädigung gem § 393 Abs 3 StPO noch nicht ausdrücklich
die Behauptung des Besuches des N N in der Haftanstalt vorge-
bracht. Nachdem allerdings im abweisenden Beschluß vom 16. 2.
1996 ausgeführt worden war, der DB habe keine Tätigkeiten ver-
richtet, behauptete er in der dagegen am 22. 2. 1996 eingebrach-
ten, als Rekurs bezeichneten Beschwerde, daß er einige Tage vor
der Haftverhandlung den Besch N N im Halbgesperre besucht
habe. Dieses Tatsachenvorbringen war, wie die Erhebungen erga-
ben, unzutreffend.

Wäre die Behauptung vorsätzlich unzutreffend aufgestellt worden,
läge – wie der Vertreter der GenProk zutreffend ausführte – der
gerichtlich strafbare Tatbestand des Betruges vor. Davon ist aber
der DR ohnedies nicht ausgegangen, sondern von einem Sach-
verhaltsirrtum (Punkt 5 der Erkenntnisbegründung). Die Berufungs-
behauptung, das angefochtene Erk unterstelle dem DB, er habe
„in der Begründung des Rekurses mehr oder weniger gelogen“,
es schließe „den Vorwurf der Lügenhaftigkeit in sich“, ist demnach
unzutreffend.

Der Vorwurf einer Fahrlässigkeit trifft indes zu.

Nach dem Gesagten trat der DB mit der Beschwerdebehauptung
der Konstatierung des LG f Strafs entgegen, er hätte keine Tätigkeit
verrichtet. Voraussetzung zu diesem Vorbringen wäre eine penible
Prüfung der Unterlagen über die tatsächlich erbrachten Leistungen
gewesen. Hätte der DB diese von ihm zu fordernde Prüfung vor-
genommen, wäre er zur Erkenntnis gekommen, daß nach seinen
Unterlagen ein Informationsgespräch im Halbgesperre tatsächlich
nicht vorgekommen war. Dazu sei illustrativ auf die verantwort-
liche Äußerung des DB an den DR vom 10. 5. 1996 verwiesen,
in welcher der DB auch nur Mutmaßungen über einen Besuch
„sogleich am 18. 11. oder aber am 21. 11. 95“ anstellt, was
zeigt, daß keine tragfähigen Grundlagen für die in Rede stehende
Beschwerdebehauptung vorhanden waren. Ist aber dieser Mangel
auf eine unzulängliche Kanzleiführung zurückzuführen, so fällt
dem DB dies ebenfalls als Fahrlässigkeitsverschulden zur Last,
denn – wie der KA zutreffend ausführt – bei ordnungsgemäßer
Führung einer Anwaltskanzlei sind alle Leistungen, insbesondere
die Wahrnehmung von Terminen, einzutragen.

Es entspricht dem Wesen des Standesrechtes der RAe, peinliche
Genauigkeit bei der Verrechnung von Leistungen einzuhalten. Die-
sem Grundsatz widerspricht die Vorgangsweise des DB.

Es liegen aber auch die Voraussetzungen für einen Freispruch aus
dem Grund des § 3 DSt nicht vor. Nach dieser Gesetzesstelle ist ein
DisVergehen nicht zu verfolgen (gegebenenfalls mit einem Frei-
spruch vorzugehen), wenn das Verschulden des RA geringfügig ist
und sein Verhalten keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich
gezogen hat. Im vorliegenden Fall kann schon – entgegen dem Erk
der ersten Instanz – von einem geringfügigen Verschulden des DB

nicht die Rede sein, weil die Kanzleiführung auch die Verzeichnung
von Terminen und deren Wahrnehmung umfaßt und demzufolge
selbstverständlich die Ableitung von Konsequenzen aus nicht ord-
nungsgemäß verzeichneten und kontrollierten Terminen nicht als ge-
ringfügig angesehen werden kann. Darüber hinaus ist das Verhal-
ten des DB, nämlich von der Republik Österreich Honorar für eine
vom nicht erbrachte anwaltliche Leistung zu verlangen, einem grö-
ßeren Personenkreis – allein schon durch das RM-Verfahren und die
Erhebungen in der Justizanstalt – bekanntgeworden, wodurch eine
für den Antwaltsstand überaus abträgliche Wirkung zu befürchten
ist. Es kann daher von unbedeutenden Folgen nicht die Rede sein.
Mit der Frage eines Schuldspruches unter Absehen von der Ver-
hängung einer DisStrafe iSd § 39 DSt hat sich der DR zwar nicht
befaßt. Er hat jedoch im Ergebnis zutreffend von einer derartigen
Entscheidung Abstand genommen. Die Leichtfertigkeit, ohne sub-
stantielle Grundlagen in einem RM Tatsachenbehauptungen aufzu-
stellen, erfordert aus spezialpräventiven Erwägungen, daß eine
Sanktion verhängt wird.

Anmerkung:
Wenn der DB in seiner Kostenbeschwerde die unzutreffende
Behauptung, er habe als bestellter Pflichtverteidiger den von ihm
vertretenen Häftling vor der Haftprüfungsverhandlung besucht, vor-
sätzlich aufgestellt hätte, läge – „wie der Vertreter der Generalpro-
kuratur zutreffend ausführte“ – Betrug vor. Der DB hat aber – ohne
penible Prüfung seines Leistungsverzeichnisses – Mutmaßungen
über zwei mögliche Besuchstermine angestellt, was ihm zwar nicht
als Vorsatz, aber doch als grobe Fahrlässigkeit („Leichtfertigkeit“)
angelastet wurde.
Im gerichtlichen Kostenverfahren war genau geprüft worden, daß
der Häftling im fraglichen Zeitraum zu keinem Besuch (des DB) ins
Halbgesperre vorgeführt worden ist; das OLG als Beschwerde-
gericht hat dem DB zugute gehalten, daß er offenbar einem Irrtum
unterlegen ist; den Irrtum hat der DB – zu seinem Glück – nicht aus-
geschlossen.
Die wenngleich nicht ausdrücklich erwähnte generalpräventive Be-
deutung der E ist nicht zu verkennen: schon im SchUG heißt es,
daß „vorgetäuschte Leistungen nicht zu beurteilen sind“. Zu entloh-
nen auch nicht.

Strigl

Berufsrecht
7510

§ 9 RAO, § 1009 ABGB, § 385 Abs 2 HGB
Im Zweifel, also mangels ausreichender Informa-
tion, muß der Rechtsanwalt rückfragen, das heißt
im Rahmen seiner Beratungs- und Belehrungs-
pflicht auf eine Klarstellung oder Änderung einer
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unklaren, nicht genügend bestimmten oder pro-
blematischen Weisung hinwirken. Diese Verpflich-
tung trifft den Beauftragten zufolge analoger An-
wendung des § 385 Abs 2 HGB auch in dem Fall,
daß der der Vollmachtserteilung zugrunde liegen-
de Auftrag nicht ausreichend bestimmt ist.

OGH 12. 2. 1998, 6 Ob 226/97x

Der zum Zeitpunkt des Mandatsverhältnisses unter Sachwalter-
schaft stehende Kl begehrte vom bekl Rechtsanwalt Schadenersatz,
weil er im Bauverfahren die Genehmigung für die Zulassung einer
Baustandsnachsicht (von 6,96 m auf 0) durch die Baubehörde
erster Instanz nicht bekämpft hatte. Der bekl Rechtsanwalt unterließ
die Erhebung eines Rechtsmittels, da der Sachwalter trotz eines
Berichtschreibens und einer telefonischen Information keine Wei-
sung erteilte, ein Rechtsmittel zu erheben.

Aus den Gründen:

Grundsätzlich ist der Rechtsanwalt an Weisungen seines Auftrag-
gebers gebunden, trägt doch der Mandant allein das mit der
Durchführung des Auftrages verbundene Erfolgs- und Kostenrisiko
und muß deshalb auch den wesentlichen Gang der Mandatserledi-
gung steuern können. Umgekehrt besteht indes keine Verpflichtung
des Mandanten, von seinem Weisungsrecht im einzelnen Ge-
brauch zu machen. Durch die konkrete Auftragserteilung wird die
Tätigkeit des Rechtsanwaltes ohnehin jeweils in eine bestimmte
Richtung gelenkt, und es entspricht durchaus den auf einem be-
sonderen Vertrauensverhältnis basierenden Vertragsbeziehungen,
wenn der Mandant nach eingehender Beratung und Belehrung die
Entscheidung über die jeweils zu treffenden Einzelmaßnahmen
dem Anwalt überläßt. Der Rechtsanwalt muß also keineswegs vor
jedem konkreten Tätigwerden die Weisung des Mandanten einho-
len. Vielmehr darf er in der Regel, wenn ihm keine besonderen
Weisungen bei der Verfolgung eines bestimmten Auftrages erteilt
sind, den Auftrag aus eigener Entschließung erledigen. Er muß nur
darauf achten, daß dabei voraussehbare und vermeidbare Nach-
teile für den Auftraggeber vermieden werden (. . .).
Hier stellt sich (. . .) die Frage (. . .), ob der Rechtsanwalt ein
Rechtsmittel ergreifen muß, wenn trotz seines Ersuchens an den
Sachwalter des Mandanten um Weisung zur Ergreifung eines sol-
chen keine solche Weisung erteilt wird. (. . .)
Im Zweifel, also mangels ausreichender Information, muß der
Rechtsanwalt rückfragen (. . .), daß heißt im Rahmen seiner Bera-
tungs- und Belehrungspflicht auf eine Klarstellung oder Änderung
einer unklaren, nicht genügend bestimmten oder problematischen
Weisung hinwirken. (. . .) Diese Verpflichtung trifft den Beuaftrag-
ten zufolge analoger Anwendung des § 385 Abs 2 HGB (. . .)
auch in dem (. . .) Fall, daß der der Vollmachtserteilung zugrunde
liegende Auftrag nicht ausreichend bestimmt ist. (. . .)

Für die Vertretung im gesamten Bauverfahren hatte der Kl letztlich
mit Genehmigung seines Sachwalters dem Bekl Vollmacht erteilt.
Wenn nun der Bekl glaubte, für einzelne Verfahrensschritte – wie
hier die Berufung gegen den Baubescheid – eine Weisung des
Sachwalters einholen zu müssen, hätte er von sich aus Rückfrage
beim Sachwalter halten müssen, wenn sich dieser zu seinem Ersu-
chen um Weisung nicht geäußert hatte, ehe er von der Erhebung
der Berufung Abstand nahm.

Mitgeteilt von
RA Dr. Gebhard Heinzle, Bregenz

Gebühren- und Steuerrecht
7511

TP 1 Anm 1 und 3 GGG
Unterläßt es der Kläger, eine Klage gegen die
inzwischen in Konkurs gegangene Beklagte zu-
rückzuziehen, obwohl das Gericht einen Zustell-
anstand mitteilt, so kann die Begünstigungsvor-
schrift der Anm 3 (Ermäßigung der Pauschal-
gebühr auf ein Viertel) nicht in Anspruch genom-
men werden.

VwGH 12. 11. 1997, 97/16/0361

Nach der – im Gesetzesrang stehenden (vgl Tschugguel/Pötscher,
Die Gerichtsgebühren5 § 1 GGG, E 6) – Anm 1 zu TP 1 GGG un-
terliegen der Pauschalgebühr nach Tarifpost 1 unter anderem alle
mittels Klage einzuleitenden gerichtlichen Verf in bürgerlichen
Rechtssachen. Die Pauschalgebühr ist ohne Rücksicht darauf zu
entrichten, ob das Verf bis zum Ende durchgeführt wird.

Wird die Klage vor Zustellung an den Verfahrensgegner zurück-
gezogen, so ermäßigen sich die Pauschalgebühren nach Anm 3
zu TP 1 auf ein Viertel.

Voraussetzung für diese in der Anm 3 vorgesehene Ermäßigung ist
dabei zunächst, daß die Klage bereits vor der (vollzogenen) Zustel-
lung an den Verfahrensgegner zurückgezogen wurde. Im Be-
schwerdefall hat es die Bf(in) aber trotz der Mitteilung des Gerich-
tes, daß eine Zustellung der Klage an die bekl Partei nicht erfolgen
konnte, verabsäumt, die Klage zurückzuziehen. Da es an der
Zurückziehung der Klage als Tatbestandsmerkmal der Begünsti-
gungsvorschrift der Anm 3 zu TP 1 fehlt, ist damit das Schicksal der
Beschw bereits entschieden.

Daß für einen Sachverhalt, wie er dem Beschwerdefall zugrunde-
liegt, im Gesetz keine Begünstigung vorgesehen ist, stellt – auch
unter Bedachtnahme auf den letzten Satz der Anm 1 zu TP 1 –
keine Gesetzeslücke (das ist eine planwidrige Unvollständigkeit
innerhalb des positiven Rechts, gemessen am Maßstab der ge-
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samten geltenden Rechtsordnung, vgl das Erk vom 25. 2. 1993,
Zl 90/16/0204) dar. Eine analoge Anwendung der Anm 3 auf
den Beschwerdefall kam daher nicht in Betracht.
Den verfassungsrechtlichen Bedenken der Bf(in) ist – abgesehen
davon, daß sich der VfGH im oben angeführten Ablehnungs-
beschluß bereits mit der Beschw befaßt hat – entgegenzuhalten,
daß für die Gerichtsgebühren kein Erfordernis einer Äquivalenz für
die Inanspruchnahme der Gerichte besteht. Ein tatsächliches Tätig-
werden des Gerichtes ist nicht Voraussetzung für die Entstehung
der Gebührenschuld (vgl das Erk vom 4. 11. 1994, Zl 94/16/
023, die beiden Beschlüsse vom 25. 9. 1997, Zl 97/16/0208
und Zl 97/16/0209).

Anmerkung:
1. Im vorliegenden Fall war über die Bekl nach Absendung des
Auftrages zur Klagebeantwortung das Konkursverfahren eröffnet
worden, der Kl meldete die Forderung im Insolvenzverfahren als
Konkursforderung an. Nach Bestätigung des Zwangsausgleiches
beantragte der Kl die Rückzahlung von ¾ der Pauschalgebühr.
Eine Zurückziehung der Klage wurde nicht vorgenommen.
2. Mit diesem Erk entscheidet der VwGH – soweit ersichtlich – erst-
mals für den Fall des Zustellanstands infolge Insolvenz, daß die
Zurückziehung der Klage vor Zustellung als Tatbestandsmerkmal und
somit als Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Begünstigungs-
vorschrift zu sehen ist und tatsächlich auch erfolgen muß. Die Ausle-
gung entspricht aber wohl der formalen Betrachtung im GGG (vgl et-
wa auch Anwbl 1992/4119 uvm, vgl auch AnwBl 1991/3634).

M. J. Müller

7512

§ 18 Abs 2 GGG; § 58 JN
Wird in einem gerichtlichen Räumungsvergleich
die Zahlung eines Betrages ohne exakte zeitliche
Verpflichtung („bis zum Auszug“) übernommen,
bildet der zehnfache Jahreswert die Bemessungs-
grundlage.

VwGH 12. 11. 1997, 97/16/0402

Gem § 14 GGG ist Bemessungsgrundlage, soweit nicht im folgen-
den etwas anderes bestimmt wird, der Wert des Streitgegenstan-
des nach den Bestimmungen der §§ 54 bis 60 JN.
Nach § 58 Abs 1 JN ist der Wert des Rechtes auf den Bezug von
Zinsen, Renten, Früchten oder anderen wiederkehrenden Nutzun-
gen und Leistungen bei unbestimmter Dauer das Zehnfache. Gem
§ 18 Abs 1 GGG bleibt die Bemessungsgrundlage für das ganze
Verf gleich.
Von dieser Regelung tritt gem § 18 Abs 2 leg cit eine Ausnahme
ein, wenn der Wert des Streitgegenstandes infolge einer Erweite-

rung des Klagebegehrens geändert wird oder Gegenstand des
Vergleiches eine Leistung ist, deren Wert das Klagebegehren über-
steigt. Dann ist die Pauschalgebühr unter Zugrundelegung des
höheren Stellenwertes zu errechnen, wobei die bereits entrichtete
Pauschalgebühr einzurechnen ist.

Nach ständiger VwGH-Judikatur richtet sich in Anwendung des
§ 58 Abs 1 JN die zu bezahlende Ergänzungsgebühr im Falle
von gerichtlichen Räumungsvergleichen dann, wenn eine zeitlich
nicht exakt begrenzte Verpflichtung zur Zahlung eines Betrages
(„bis zum Auszug“) übernommen wird, nach dem Zehnfachen
des Jahreswertes (vgl insbesondere die bei Tschugguel/Pötscher,
Gerichtsgebühren5 unter E 5 zu § 18 GGG referierte VwGH-Judi-
katur, sowie zuletzt die Erk vom 14. 11. 1996, Zl 96/16/0232,
und vom 22. 5. 1997, 97/16/0026).

Da im Punkt III. des vorliegenden Vergleiches eine Zahlungs-
pflicht der beklagten Parteien „bis zum Auszug“ begründet wor-
den ist, war die Leistung des laufenden Mietzinses nicht von vorn-
herein auf eine bestimmte Zeit begrenzt. Für den Umfang der Lei-
stungspflicht kam es damit nicht auf den im Punkt I des Verglei-
ches genannten Termin für die Räumung der Wohnung, sondern
auf den allenfalls später erfolgenden tatsächlichen „Auszug“ an.
Damit ist aber die bel Beh zu Recht von einer wiederkehrenden
Leistung von unbestimmter Dauer ausgegangen, die nach § 58
JN zu bewerten war.

Anmerkung:

Im vorliegenden Fall wurde in einem Räumungsvergleich ein fester
Endtermin fixiert. In einem Vergleichspunkt wurde gleichwohl fest-
geschrieben, Miete und Betriebskosten seien „bis zum Auszug“
weiter zu bezahlen. Es fragt sich, ob der VwGH hier nicht eine –
von ihm abgelehnte – isolierte Betrachtung anstellt (s etwa AnwBl
1993/43779). Die Wortfolge „bis zum Auszug„ könnte im Kon-
text auch so verstanden werden, daß damit ein Auszug vor dem
zeitlich exakt fixierten Räumungstermin gemeint war (vgl auch
AnwBl 1997/7447 m Anm).

M. J. Müller

7513

§ 18 Abs 2 Z 2 GGG; § 58 JN
Die Ergänzungsgebühr richtet sich im Falle eines
gerichtlichen Räumungsvergleiches nach dem
Zehnfachen des Jahreswertes, wenn eine zeitlich
nicht exakt begrenzte Verpflichtung zur Zahlung
eines Betrages übernommen wird.

VwGH 12. 11. 1997, 97/16/0297

Gem § 18 Abs 1 GGG bleibt die Bemessungsgrundlage für das
ganze Verf gleich.
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Von dieser Regelung tritt gem § 18 Abs 2 Z 2 leg cit eine Ausnah-
me ein, wenn der Wert des Streitgegenstandes infolge einer Erwei-
terung des Klagebegehrens geändert wird oder Gegenstand des
Vergleiches eine Leistung ist, deren Wert das Klagebegehren über-
steigt. Dann ist die Pauschalgebühr unter Zugrundelegung des
höheren Stellenwertes zu errechnen, wobei die bereits entrichtete
Pauschalgebühr einzurechnen ist.

Nach ständiger VwGH-Judikatur richtet sich in Anwendung des
§ 58 Abs 1 JN die zu bezahlende Ergänzungsgebühr im Falle von
gerichtlichen Räumungsvergleichen dann, wenn eine zeitlich nicht
exakt begrenzte Verpflichtung zur Zahlung eines Betrages über-
nommen wird, nach dem Zehnfachen des Jahreswertes (vgl insbe-
sondere die bei Tschugguel/Pötscher, Gerichtsgebühren5 unter E 5
zu § 18 GGG referierte VwGH-Judikatur, sowie zuletzt die Erk
vom 14. 11. 1996, Zl 96/160232, und vom 22. 5. 1997,
Zl. 97/16/0026). Ist dabei wie im Beschwerdefall hinsichtlich der
wiederkehrenden Leistungen eine zeitliche Begrenzung nicht ver-
einbart worden, so ergibt sich, daß die Beträge bis zur tatsächli-
chen Räumung zu bezahlen waren. Der Beschwerdefall ist damit
nicht anders gelagert als jene Fälle, in denen ausdrücklich die
Bezahlung des Benützungsentgeltes bis zur tatsächlichen Räumung
bzw auf die Dauer der Benutzung vereinbart worden waren. Da
somit der tatsächliche Endtermin für die Bezahlung des Mietzinses
im Zeitpunkt des Vergleichsabschlusses unbestimmt war, war nach
§ 58 JN das Zehnfache der Jahresleistung als Bemessungsgrund-
lage heranzuziehen (vgl insbesondere das VwGH-Erk vom 9. 9.
1993, Zl 92/16/0127, mwH).

Dem steht auch nicht entgegen, daß eine Benützungsregelung über
den im Punkt 1 genannten Zeitpunkt hinaus (nach Auffassung der
Bf[in]) nur im Falle eines unredlichen Verhaltens der Vertragspartei
zum Tragen käme. Abgesehen davon, daß auch andere Fallkon-
stellationen denkbar sind, ist es aus der Sicht des Beschwerdefalles
allein von Bedeutung, daß im Punkt 2 des Vergleichs eben keine
bestimmte Dauer der wiederkehrenden Leistungen vereinbart wor-
den ist.

Anmerkung:

Im vorliegenden Fall haben die Vertragsparteien eines Mietvertra-
ges einen prätorischen Vergleich geschlossen, in dem sich die Mie-
terin verpflichtete, die Wohnung zu einem exakt bestimmten End-
termin geräumt zu übergeben. Weiters verpflichtete sich die Mie-
terin in dem Vergleich, ab einem bestimmten Zeitpunkt (vor dem
Räumungstermin gelegen) ein betragsmäßig bestimmtes, wertgesi-
chertes monatliches Benützungsentgelt zu bezahlen. Eine zeitliche
Begrenzung wurde nicht festgelegt. Das vorliegende Erk geht im
Einklang mit der stRsp davon aus, daß infolge der fehlenden zeitli-
chen Begrenzung der zehnfache Jahreswert Bemessungsgrundlage
für die Ergänzungsgebühr darstellt (s AnwBl 1997/7447; 1994/
4660; 1989/3263 uvm).

M. J. Müller

Prüfungsbeschlüsse – VfGH
23. 2. 1998 –12. 3. 1998

Arbeitslosenversicherungsgesetz

dritter Satz § 25 Abs 1 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes,
BGBl 1997/609 idF des Strukturanpassungsgesetzes, BGBl
1995/297

23. 2. 1998, B 1885/97-6
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Gehaltskassengesetz

§ 12 Abs 6 des Bundesgesetzes vom 18. November 1959 über
die Pharmazeutische Gehaltskasse für Österreich, BGBl 1959/
254, idF des Bundesgesetzes BGBl 1985/104

26. 2. 1998, B 3073/96-22
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Asylgesetz

der letzte Halbsatz des § 44 Abs 2 des Asylgesetzes, BGBl I
1997/76

2. 3. 1998, B 2113/97-10
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Flächenwidmungsplan der Gemeinde Lustenau

Punkt 5. der verbalen Bestimmungen des Flächenwidmungsplanes
der Gemeinde Lustenau vom 12. Juli bzw 25. Oktober 1979,
genehmigt mit Bescheid der Vorarlberger Landesregierung vom
19. Dezember 1980

3. 3. 1998, B 1916/95-10
(gem Art 139 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Oberösterreichisches Krankenanstaltengesetz

1. der Wortfolge „bei Errichtung einer Krankenanstalt in der
Betriebsform eines selbständigen Ambulatoriums auch im Hinblick
auf das Versorgungsangebot durch niedergelassene Kassenver-
tragsärzte, kasseneigene Einrichtungen und Vertragseinrichtungen
der Kassen“, im § 3a Abs 2 des Oö Krankenanstaltengesetzes,
LGBl 1976/10 idF der Oö Krankenanstaltengesetz-Novelle, LGBl
1994/61,
2. der Wortfolge „bei Errichtung einer Krankenanstalt in der
Betriebsform eines selbständigen Ambulatoriums auch im Hinblick
auf das Versorgungsangebot durch niedergelassene Kassenver-
tragsärzte, kasseneigene Einrichtungen und Vertragseinrichtungen
der Kassen“, im § 3 Abs 2 lit a des Krankenanstaltengesetzes,
BGBl 1957/1 idF BGBl 1993/801

12. 3. 1998, B 817/97-23
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)
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Die Presse

vom 7. Mai 1998

„Das Gesetz ist ein legistischer Pfusch“

Protest. Anwälte und Notare laufen Sturm
gegen das geplante Wirtschaftstreuhänder-
berufsgesetz.

Wien (mine). Klaus Hoffmann, Präsident
der Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mer, übt heftige Kritik am Entwurf zum
Wirtschaftstreuhandberufsgesetz (WTBG),
das die Befugnisse der Wirtschaftstreuhän-
der neu ordnen soll. „Das ganze Gesetz ist
ein legistischer Pfusch“.

Hoffmann sieht in der Erweiterung der Be-
fugnisse der Wirtschaftstreuhänder Gefahr
für die Rechtssicherheit, die Interessen der
Klienten aber auch für die Gerichte, auf
die eine Flut schlecht vorbereiteter Klagen
zukomme. Daß mit dem WTBG Personen
ohne juristische Ausbildung Befugnisse
zur umfassenden Rechtsberatung, zur Ver-
tragsverfassung und zur Vertretung vor
Höchstgerichten erhalten sollen, ist nicht
nur Hoffmann ein Dorn im Auge. Auch
Georg Weißmann, Präsident der Österrei-
chischen Notariatskammer, kann dem Ent-
wurf nichts Positives abgewinnen. Daß
Wirtschaftstreuhänder für seine Angestell-
ten nicht haften, Notar und Anwalt aber
für Verfehlungen seiner Mitarbeiter einste-
hen müssen, sei für ihn nicht einsichtig.

Gegen die umfassende Beratungskompe-
tenz für Wirtschaftstreuhänder wehrt sich
auch Ortfried Friedreich, Präsident der
Bundeskammer der Architekten und Inge-
nieurkonsulenten. Daß das WTBG den
Wirtschaftstreuhändern die Möglichkeit
gebe, auch bei Umwelt- und Anlageprojek-
ten beratend tätig zu werden, sei auf das
entschiedenste abzulehnen.

Heftig kritisiert wird auch die Vorgangs-
weise des Wirtschaftsministeriums. Es ent-
steht der Eindruck, daß das Gesetz „durch-
gepeitscht“ werden soll. Der Entwurf sei,

so der Leiter der rechtspolitischen Abtei-
lung in der Wirtschaftskammer Österreich,
Hanspeter Hanreich, ohne Koordination
mit den betroffenen Kammern der Freien
Berufe und der Sozialpartner entstanden.
Daß das WTBG wie geplant am 25. Mai
den Ministerrat passieren werde, scheint
fraglich. Auch der Verfassungsdienst spart
nicht mit Kritik und ersucht den Entwurf „in
systematischer, grammatikalischer, stilisti-
scher und redaktioneller Hinsicht nochmals
gründlich zu überarbeiten“.

Standard

vom 7. Mai 1998

Deregulierung schafft ein Monopol

der Treuhänder

Attacke der Rechtsberufe

und der Wirtschaftskammer

Wien – Einen Aufschrei der Wirtschafts-,
der Rechtsanwalts- und der Notariatskam-
mer hat der Entwurf des Wirtschaftsmini-
sters zum geplanten Gesetz über die Wirt-
schaftstreuhandberufe ausgelöst.

Die Wirtschaftstreuhänder sollen demnach
umfassende Befugnisse zur Beratung ihrer
Klienten in Rechtsangelegenheiten bis zur
Vertretung vor dem Verwaltungsgerichts-
hof und den unabhängigen Verwaltungs-
senaten sowie zur Abfassung von Verträ-
gen erhalten, was Rechtsanwälte und No-
tare empört.

Die Wirtschaftskammer stößt sich daran,
daß der neugeschaffene Beruf des selb-
ständigen Buchhalters nur innerhalb der
Kammer der Treuhänder und nicht auch
als Gewerbe innerhalb der Wirtschafts-
kammer organisiert wird. Der Fachver-
band Unternehmensberatung und Daten-
verarbeitung opponiert dagegen, daß
zahlreiche Tätigkeiten der gewerblichen
Unternehmensberater wie Sanierungsbera-
tung, Controlling, Vermögensverwaltung
in den Berechtigungsumfang der Wirt-
schaftstreuhänder einbezogen werden.

Der Präsident der Rechtsanwaltskammer,
Klaus Hoffmann, weist auf die unterschied-
lichen Voraussetzungen für die Rechtsver-
tretung hin. Während der Rechtsanwalt ein
abgeschlossenes Studium und eine mehr-
jährige praktische Ausbildung nachweisen
muß, ist das Universitätsstudium bei den
Wirtschaftstreuhändern ebensowenig Vor-
aussetzung wie die Verpflichtung zur Wei-
terbildung. Die Sorgfaltspflicht des Rechts-
anwalts schließe die Erhebung des Wahr-
heitsgehalts der Klienteninformation mit ein
und schließlich hafte der Rechtsanwalt,
während dies beim Treuhänder nicht üblich
sei. „Die Liberalisierung darf nicht zu einer
Novellierung der Qualität nach unten füh-
ren“, faßte Hoffmann sein Urteil über die
Novelle zusammen.

Überqualifizierte Freiberufler

Der Abteilungsleiter der Rechtspolitik der
Wirtschaftskammer, Hanspeter Hanreich,
der gewerblichen Wirtschaft geht es dar-
um, daß nachgefragte Leistungen kosten-
günstig und marktgerecht angeboten wer-
den. „Für eine Reihe von Tätigkeiten wie
der Erstellung einer einfachen Buchhaltung
sind die Freiberufler überqualifiziert.“ Vor
allem wenn die Bilanz für kleine Unterneh-
men auch ein Steuerberatungsinstrument
sein soll, könnte der Steuerberater nicht hel-
fen, „weil er nicht zweimal in der Woche
kommt und die Finanzbuchhaltung macht.“

Die Wirtschaftskammer, so Hanreich wei-
ter, wollte eine Wahlmöglichkeit für die
Buchhalter, ob sie sich der Wirtschaftskam-
mer oder der Kammer der Wirtschaftstreu-
händer anschließen sollten. Dies haben die
Treuhänder in Vorgesprächen abgelehnt.

Wirtschaftsminister Hannes Farnleitner ver-
teidigte in einem Gespräch mit dem STAN-
DARD seine Vorgangsweise. Da das Be-
dürfnis nach Leistungen aus einer Hand
wächst, soll der Tätigkeitsbereich der Wirt-
schaftstreuhänder ausgeweitet werden.
Für die Ansiedlung der Buchhalter bei
den Treuhändern spreche einerseits die
größere Synergie und die „Theorie aufstei-
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gender Freiheiten“: Es könne jemand als
kleiner Buchhalter beginnen und es durch
Weiterbildung zum Treuhänder bringen.

Der Verfassungsdienst des Bundeskanzler-
amtes hat dringend ersucht, den Entwurf in
„systematischer, grammatikalischer, stilisti-
scher und redaktioneller Hinsicht nochmals
gründlich zu überarbeiten“. Nach dieser
Operation könnte er Anfang Juni in den
Ministerrat kommen. (ha)

Salzburger Nachrichten

vom 7. Mai 1998

Streit um Rechte für Steuerberater

Rechtsanwälte und Notare warnen vor einer

Nivellierung zu Lasten der Konsumenten

Wien (SN-gst). Die geplante Erweiterung
der Berufsbefugnisse für Wirtschaftstreu-
händer (Steuerberater, Buchprüfer, Wirt-
schaftsprüfer) stößt vor allem bei Rechts-
anwälten und Notaren auf erbitterten Wi-
derstand. „Die beabsichtigte Nivellierung
nach unten geht zu Lasten der Konsumen-
ten und muß verhindert werden“, sagte
der Präsident des Österreichischen Rechts-
anwaltskammertags, Klaus Hoffmann, am
Mittwoch vor Journalisten.

Ein Gesetzentwurf des Wirtschaftsministe-
riums, der noch im Mai in den Ministerrat
kommen könnte, sieht für Wirtschaftstreu-
händer ein umfassendes Recht zur Bera-
tung ihrer Klienten in Rechtsangelegenhei-
ten vor. Außerdem sollen sie künftig das
Recht der Vertretung vor Verwaltungsbe-
hörden bis hin zum Verwaltungsgerichts-
hof erhalten und darüber hinaus auch selb-
ständig Verträge verfassen können.

„Wir sind nicht für eine Abschottung, ver-
langen aber gleiche Voraussetzungen im
Wettbewerb“, sagte Hoffmann. „Wenn
man uns die wirtschaftliche Basis entzieht,
ist auch die Unabhängigkeit in Gefahr.“

Durch den vorliegenden Entwurf werde die
Ungleichbehandlung zementiert. Während
Rechtsanwälte ein Studium der Rechtswis-
senschaft vorweisen müssen, um ihren Be-
ruf auszuüben, sei dies für Wirtschaftstreu-
händer nicht zwingend notwendig. Außer-
dem seien Rechtsanwälte zu einer weit
größeren Sorgfaltspflicht angehalten als
Wirtschaftstreuhänder und würden auch
hinsichtlich Haftung und Versicherung deut-
lich strenger gemessen. Hoffmann übte Kri-
tik auch am Begutachtungsverfahren, das
mit drei Wochen viel zu kurz für eine fun-
dierte Stellungnahme gewesen sei.

In der Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ)
stößt die Kritik von Vertretern der freien Be-
rufe auf Verständnis. „Daß ein Berufsstand
quasi die Generalkompetenz erhält, alles
zu machen, was bisher Rechtsanwälten
und Notaren vorbehalten war, ist nicht ein-
zusehen, sagte der Leiter der Rechtsab-
teilung der WKÖ, Hanspeter Hanreich.
Unverständlich ist für die WKÖ auch, daß
sich die Kammer der Wirtschaftstreuhän-
der nach wie vor gegen die Einführung
eines Buchhalter-Gewerbes stemmt. Han-
reich: „Wir kämpfen weiter.“

Kurier

vom 15. Mai 1998

Sorge um die treuen Hände

Alfred Payrleitner über das lädierte Image der

Wirtschaftstreuhänder

„Sagen Sie, wie treu sind denn heutzutage
die Wirtschaftstreuhänder? Worauf kann
man sich überhaupt noch verlassen?“

Der Anrufer in Sachen Rosenstingl & Co
klang ehrlich besorgt. Und das mit Recht.

Diese causa prima der heimischen Politik
hat psychologische Verheerungen ange-
richtet, deren Folgen lange spürbar sein
werden.

Man täusche sich nicht: Die Affäre Rosen-
stingl bekleckert nicht nur – verdienter-
weise – die Freiheitlichen, sondern Politik
und Politiker insgesamt und einen wichti-
gen Berufsstand dazu.

Es ist höchste Zeit, merkbare Zeichen zu
setzen.

Die düstere Faktenlage: In der Vorwoche
haben die verbliebenen Gesellschafter der
Wirtschaftstreuhandfirma Omikron zuge-
geben, daß in dieser Gesellschaft in
Wahrheit nicht sie, sondern ihr Mitgesell-
schafter Peter Rosenstingl das Sagen hatte.
Gesellschafter Lebensaft wurde nur benö-
tigt, um die gewerberechtliche Konzession
zu beschaffen. Rosenstingl selbst fehlten
dazu sämtliche Voraussetzungen – er war
nicht einmal Berufsanwärter.

Mit einem Treuhandvertrag nach innen
wurde diese Tatsache umgangen. Das ist
eine klare Verletzung der einschlägigen
Berufsordnung und ihres Paragraphen
29/2/8, der ausdrücklich vorsieht, daß
solche Gesellschaften „bezüglich ihrer
Willensbildung durch Wirtschaftstreuhän-
der beherrscht“ werden müssen.

Aber nach außen und handelsrechtlich
betrachtet schien alles in Ordnung zu sein:
Mit dem ungeprüften Rosenstingl als allein-
bevollmächtigtem Prokuristen. Kein Wun-
der, daß ihm nicht nur private Anleger,
sondern auch Banken hereinfielen. Bei die-
sem strengen Berufsrecht . . .

Nun hat der eigentliche Konzessionär ein
Disziplinarverfahren am Hals, es droht ihm
zumindest der Entzug der Berufsbefugnis.
Hoffentlich.

Die Wirtschaftstreuhänder, die sich soeben
unter Berufung auf die besondere Verant-
wortung ihres Standes gegen die Konkur-
renzierung durch gewerbliche Buchhalter
wehrten, stehen ziemlich begossen da. Es
besteht dringend Handlungsbedarf.

Doch bevor man unter Hinweis auf
die Wehrlosigkeit gegenüber vorsätzlich
„schwarzen Schafen“ zum Schlachtopfer
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schreitet, sollte man auch auf die tieferen
Ursachen eingehen. Sie wurzeln einerseits
in der allgemeinen Verlotterung gesell-
schaftlicher Normen, die immer auftritt,
wenn zu viele zu kleine Leute zu rasch
wachsen wollen. Abenteuerliche Zinsen
haben meist ein abenteuerliches Risiko,
auch wenn sie ein Politiker garantiert.

Zum anderen gibt es das Problem der In-
flationierung des Berufsstandes: Bei 4100
physischen Personen und 1300 Gesell-
schaften, die sich „Wirtschaftstreuhänder“
nennen, bedarf es wahrscheinlich zusätz-
licher Kontrollen. Ähnlich wie das die
Anwälte vor kurzem einführten: Dort müs-
sen die Betreffenden im Beschwerdefall
innerhalb von 14 Tagen ihrer Kammer
Auskunft geben, wie sie Treuhandgelder
veranlagt haben. Kein Allheilmittel, aber
doch ein gewisses Korrektiv.

Bevor die besorgten Anrufe zahlreicher
werden.

Standard

vom 13. Mai 1998

Polizeiverhör nur mit Pflichtverteidiger

Rechtsanwälte gegen gezielte Tatprovokation

Michael Simoner

Wien – „Was hat die Polizei zu verbergen?“
Der Wiener Rechtsanwalt Manfred Ainedter
will den Sicherheitsbehörden nichts unter-
stellen. Aber daß sich Vertreter der Exekuti-
ve so heftig dagegen wehren, das Beschul-
digte künftig nur mehr in Anwesenheit eines
Rechtsvertreters einvernommen werden sol-
len, gebe zu denken. Wie berichtet, sorgt
dieser Passus aus dem kürzlich von Justizmi-
nister Nikolaus Michalek präsentierten Ent-
wurf zur Neufassung der Strafprozeßord-
nung (StPO) für heftige Diskussionen.

Innenminister Karl Schlögl befürchtet, daß
vom Recht auf einen Anwalt im Polizeiver-
hör vor allem die Organisierte Kriminalität
profitiert. Da es sich im StPO-Entwurf um

eine Kann-Bestimmung handle, würden
nur finanzkräftige Beschuldigte davon Ge-
brauch machen – Geld sei bei organisier-
ten Verbrechersyndikaten das geringste
Problem. Die Rechtsanwaltskammer fordert
daher, daß alle Beschuldigten eine unent-
geltliche Verfahrenshilfe erhalten sollen.
Ein Gespräch mit dem Pflichtverteidiger
soll noch vor der ersten Einvernahme erfol-
gen, während der Befragung durch die
Polizei mutiert der Rechtsanwalt zum „stei-
nernen Zuhörer“ ohne Mitspracherecht.

Legistischer Hintergrund: Da künftig gericht-
liche Voruntersuchungen entfallen und die
Staatsanwaltschaft von Anfang an die Er-
mittlungen leiten soll, wird der Beginn des
Strafverfahrens praktisch vorverlegt. Das er-
ste Polizeiverhör ist bereits Teil davon, der
Beschuldigte hat schon Parteienstellung.
„Eine klare Sache, denn jeder Beschuldigte
hat das Recht auf einen Verteidiger“, betont
Klaus Hoffmann, der Präsident des Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertages, im
Gespräch mit dem STANDARD.

Der 200 Seiten starke Entwurf zur StPO-No-
velle sei mehr als gelungen, so Hoffmann.
Immerhin handle es sich um die erste in Ge-
setzestext gehaltene Niederschrift seit
125 Jahren. Aber: „Was uns gar nicht ge-
fällt, ist die gesetzliche Absegnung polizei-
licher Scheingeschäfte durch den agent
provocateur“, so Rechtsanwalt Ainedter.
Künftig soll die gezielte Tatprovokation ge-
nehmigt werden. Ein Polizist könnte sich al-
so als Drogendealer oder Kinderporno-An-
bieter ausgeben. Mit der laut Entwurf „poli-
zeilich kontrollierten Straftat“ sollen potien-
tielle Täter ausgeforscht werden.

APA
vom 6. Mai 1998

Rechtsanwälte unterstützen Forderungen

der Richter

„Aber keine übermäßige Belastung des Budgets“

Wien (APA) – Die Rechtsanwaltschaft
unterstützt das Verlangen der Richter nach

der zeitgemäßen Verteilung des Lebens-
einkommens zugunsten der jungen Richter.
Die Verhandlungen mit dem Bund verfolge
man „mit Interesse“ – sei den Anwälten
doch eine gut funktionierende Gerichts-
barkeit ein besonderes Anliegen, betonte
der Österreichische Rechtsanwaltskammer-
tag am Mittwoch.

Eine Änderung im Gehaltsschema sollte
aber nicht zu einer übermäßigen Belastung
des Budgets führen, merkten die Anwälte
an. Auf die Beispielwirkung für das Dienst-
recht im gesamten öffentlichen Dienst sei
Bedacht zu nehmen.

Neue Kronen Zeitung

vom 24. April 1998

Gewalt gegen Kinder: Anwälte helfen gratis!

Ihre seelischen Narben kann kein Pflaster
heilen, aber wenigstens zu ihrem Recht soll
jugendlichen Opfern von Gewaltverbre-
chen nun verholfen werden. In Kärnten
haben sich Rechtsanwälte bereiterklärt,
diesen Kindern vor Gericht beizustehen.
Völlig gratis, aber umso engagierter . . .

„Die Initiative läuft nun seit sechs Wochen,
und ich bearbeitet bereits vier Fälle. Das
zeigt, wie groß der Bedarf an solcher Hil-
festellung ist“, weiß die Villacher Rechts-
anwältin Dr. Roswitha Ortner.

Das Modell soll vorerst ein Jahr laufen.
„Bisher hatten Opfer vor Gericht viel zu-
wenig Unterstützung, das soll jetzt anders
werden“, freut sich Landesrätin Karin
Achatz. Wer Hilfe braucht: Tel. 04242/
224 85 oder 0463/51 24 25.
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Tiroler Tageszeitung

vom 23. April 1998

Verwaltungssenat soll echtes Kontrollorgan sein

Rechtsanwälte für Unabhängigkeit

Die Tiroler Rechtsanwaltskammer setzt
sich massiv für den Tiroler Unabhängigen
Verwaltungssenat (UVS) ein und hat an
LH Weingartner sogar eine Resolution
überreicht.

Von Gerd Glantschnig

Innsbruck. – Wie berichtet, sollen drei der
zehn Stellen des Tiroler Unabhängigen
Verwaltungssenats (UVS) neu besetzt wer-
den. Die UVS-Vollversammlung bezeich-
nete diese neue Art der Nachbesetzung in
einem Schreiben an LH Wendelin Wein-
gartner wörtlich als „Disziplinarmaßnah-
me“. Begründung: Bekanntlich haben sich
alle zehn Mitglieder des UVS in einem
Fall, der die Landesrätin Zanon betraf, für
befangen erklärt, weil Zanon als Regie-
rungsmitglied auf die Wiederbestellung
der UVS-Mitglieder Einfluß hat. In Sachen
Tiroler Grundverkehrsgesetz hat der UVS
verfassungsrechtliche Bedenken mitgetra-
gen und entsprechende Anträge an das
Höchstgericht gestellt.

UVS-Mitglieder werden in Tirol von der
Landesregierung auf sechs Jahr bestellt.
In anderen Bundesländern ist man längst
dazu übergegangen, diese Senate auf Le-
benszeit zu bestellen, um eine echte Unab-
hängigkeit zu gewährleisten.

Die seit 1991 in den einzelnen Bundeslän-
dern eingerichteten Unabhängigen Verwal-
tungssenate haben, so die Tiroler Rechts-
anwaltskammer, eine wesentliche Verbes-
serung für den Rechtsschutz der Bevölke-
rung gebracht.

Bereits bei der Einführung der Unabhän-
gigen Verwaltungssenate hat die Kammer
eine Bestellung auf Lebenszeit gefordert,
um jeden Zweifel an der Unabhängigkeit
der UVS-Mitglieder zu beseitigen.

Dr. Georg Santner, Präsident der Tiroler
Rechtsanwaltskammer, übergab am Mitt-
woch dem Landeshauptmann eine Resolu-
tion, in der die Kammer den Gesetzgeber
auffordert, das Tiroler UVS-Gesetz dahin-
gehend abzuändern, daß

• die Richter des UVS unbefristet ernannt
werden;

• die Richter, die den Anforderungen
nicht entsprechen, innerhalb der ersten
drei Jahre nur über Antrag der Vollver-
sammlung des UVS durch die Landesregie-
rung enthoben werden können;

• nach den drei Jahren eine Enthebung
nur aufgrund der im Gesetz taxativ ange-
führten Gründe erfolgen kann.

Nur so könne die volle richterliche Unab-
hängigkeit gesichert werden.

Die Presse

vom 21. April 1998

Der Elektronische Rechtsverkehr kommt

Österreichweite Offensive der Datakom
Austria mit Softwarehäusern bei
Rechtsanwälten, für die der ERV 1999
verpflichtend wird.

Wien (red). Die Österreichische Rechts-
anwaltskammer verpflichtet ab 1999 ihre
Mitglieder, den Elektronischen Rechtsver-
kehr (ERV) zur Übermittlung von Mahn-
klagen, Exekutionen und sonstigen Schrift-
sätzen an die Gerichte zu nutzen (Richtli-
nie Zl 12/6. 1. 97/201). Bis dahin müs-
sen auch in jeder Kanzlei Grundbuch und
Firmenbuch online abrufbar sein.

Da in manchen Bundesländern erst rund
zehn – in anderen zwischen 15 und 35 –
Prozent der Rechtsanwälte ERV-Teilnehmer
sind, startet die Datakom Austria AG als
Transmitter dieser elektronischen Dienste
eine österreichweite Offensive gemeinsam

mit Softwarehäusern und Computerspezia-
listen. Im Mai und Juni findet dazu eine
Roadshow in den Landeshauptstädten statt.

Die Datakom bietet seinen Software-
Vertriebspartnern spezielle Tools für die Ab-
wicklung der Kommunikation zum Host, um
deren Programmieraufwand zu verringern
bzw zu vereinfachen. Außerdem bietet sie
künftig eine definierte Datenschnittstelle zu
den Datenbanken. Auf Wunsch erfolgt der
Softwarevertrieb auch auf Useware-Basis:
Der Partner verschenkt sein Programm (et-
wa zum Download aus dem Internet), seine
Kunden zahlen pro Datenbankabfrage bzw
ERV-Schriftsatz. Die Abrechnung erfolgt
über die Datakom-Rechnung.

Mit der ERV und der Anbindung der Rechts-
und Wirtschaftsdatenbanken von Datakom
erhalten Anwälte im Rahmen des Rechts-
informationssystems (RIS) des Bundes auch
Zugang zu den höchstgerichtlichen Ent-
scheidungen und zur Datenbank „Ge-
schäftsbehelfe des Exekutionsverfahrens“.

Dabei ist der Bedarf an speziellen Pro-
grammen enorm: Der ERV ist nur mit spe-
ziell entworfener Software zu nutzen.
Grundbuch/Firmenbuch können zwar
theoretisch auch mit der von der Datakom
mitgelieferten Standardsoftware abgefragt
werden, aber praktisch alle Benutzer grei-
fen aus Komfort- und Kostengründen auch
hier gerne auf Zusatzpakete zurück

Richterzeitung

Heft 4/April 1998

In der Österreichischen Richterzeitung,
Ausgabe April 1998, wurde der bereits im
AnwBl 1998/3, 174f, veröffentlichte Brief
der Vereinigung Steirischer Rechtsanwälte
an den Präsidenten der Vereinigung der
österreichischen Richter betreffend Edito-
rial Österreichische Richterzeitung Jänner
1998 im Volltext abgedruckt.
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Für Sie gelesen
■ System des österreichischen Sozialversi-

cherungsrechts. Von Theodor Tomandl.
Manz Loseblatt Ausgabe. 8. Ergän-
zungslieferung, aus Mai 1997, Stand
1. 1. 1997. 304 Seiten, S 680,–.
9. Ergänzungslieferung, aus Juli 1997,
Stand 1. 1. 1997. 296 Seiten, S 680,–.

Schlag auf Schlag ging es mit diesen bei-
den Ergänzungen, die eine stammt aus Mai
und die andere aus Juli 1997. Beide sind
am Stand 1. 1. 1997, beide berücksichti-
gen das Sozialrechtsänderungsgesetz
1995 und 1996 (53. ASVG-Novelle), das
Strukturanpassungsgesetz 1996 und das
2. Sozialrechtsänderungsgesetz 1996.
Sämtliche Abschnitte der Loseblatt-Ausgabe
waren von diesen Ergänzungslieferungen
betroffen, sowohl gesetzliche Neuerungen
als auch richtungsweisende neue Literatur
und Judikatur wurden berücksichtigt.

Ruth Hütthaler-Brandauer

■ B-VG (Bundes-Verfassungsgesetz).8. Auf-
lage. Von Hans R. Klecatsky / Siegbert
Morscher. MTA, Verlag Manz, Wien
1997. XIV u 458 Seiten, br, S 140,–.

Die vorliegende Taschenausgabe des
B-VG ist von höchster Aktualität. Nicht nur,
daß der Stand der Rechtsordnung vom
1. 10. 1997 wiedergegeben wird, finden
sich in diesem handlichen und übersicht-
lichen Buch auch Rechtsquellen, die (teils
bedingt durch Ratifikations-Prozeduren,
teils im Hinblick auf ein aufgeschobenes
Inkrafttreten) erst 1998 oder gar noch spä-
ter Geltung beanspruchen werden.

Die Sorgfalt und Übersichtlichkeit, mit der
die vorliegende Taschenausgabe gestaltet
ist, aber auch die Fülle der zweckmäßigen
und übersichtlichen Verweisungen (die ge-
rade in einem größenmäßig so „kleinem
Buch“ kaum erhofft werden können) ma-
chen das äußerlich so bescheiden wirken-
de Büchlein zu einer wahren Fundgrube.

Mangels einer vergleichbar aktuellen
„Manz’schen Großen Gesetzesausgabe“
des Bundes-Verfassungsgesetzes kommt die-

ser Taschenbuchausgabe derzeit die Funkti-
on der wohl wichtigsten und auch übersicht-
lichsten Rechtserkenntnis-Quelle zum Kern-
bereich des österreichischen Verfassungs-
rechts zu. Außer dem Bundesverfassungsge-
setz und dem Bundesverfassungsgesetz
über den Beitritt Österreichs zur Europäi-
schen Union sind die wichtigsten verfas-
sungsrechtlichen Rechtsquellen (mindestens
auszugsweise) wiedergegeben.
Eine vollständige Auflistung aller Verfas-
sungsbestimmungen im Rahmen dieser
Taschenbuchausgabe zu erwarten wäre
aber ebenso verfehlt, wie Hinweise auf
Judikatur zu den einzelnen Bestimmungen
des Bundes-Verfassungsgesetzes.
Ganz besonders hervorzuheben ist die
„Benutzerfreundlichkeit“ des vorliegenden
Buches. Wenn von den insgesamt 458 Sei-
ten des Werks alleine 57 Seiten auf das
liebevoll und detailliert gestaltete Sachregi-
ster entfallen, läßt sich leicht erkennen, wie
sehr hier der „Zugang zum Recht“ erleich-
tert und beschleunigt wird. Dieses von sei-
nen prominenten Autoren neuerlich souve-
rän herausgebrachte Gesetzbuch ist so
bekannt, beliebt und verbreitet, daß es
keiner Propaganda bedarf. Der Rezensent
kann sich damit auf die angenehme
Aufgabe beschränken, dem vorliegenden
Werk dankbar seine hervorragende Qua-
lität zu attestieren.

Georg Fialka

■ Asyl und internationales Flüchtlingsrecht.
Band II: Innerstaatliche Ausgestaltung.
Von Ulrike Davy. Verlag Österreich,
Wien 1997. 435 Seiten, br, S 598,–.

Das Werk „Asyl und internationales Flücht-
lingsrecht“ ist als Habilitationsschrift in
2 Bänden erschienen, wobei der erste
Band sich mit den völkerrechtlichen Rah-
menbedingungen dieses Fragenkomplexes
beschäftigt. Der hier zu besprechende
2. Band befaßt sich mit der österreichi-
schen Regelung des Asylrechts, ausgehend
von der Asylrechtsreform der frühen 90iger
Jahre, gemessen an den Vorgaben des
internationalen Flüchtlingsrechts, insbeson-
dere der Genfer Flüchtlingskonvention.

Ausgehend vom Angelpunkt der seiner-
zeitigen österreichischen Asylrechtsreform,
der strengen Ausrichtung am Konzept der
anderweitigen Sicherheit, wird diese im
Vergleich zu anderen westeuropäischen
Staaten untersucht und dargelegt, daß
Österreich sowohl bei der innerstaatlichen
Ausgestaltung des Konzepts der anderwei-
tigen Sicherheit über das Ziel geschossen
hat als auch die aus dem internationalen
Flüchtlingsrecht resultierenden Pflichten im
Rahmen der Regelungen der Einreise und
des Aufenthalts von Flüchtlingen nicht aus-
reichend beachtet hat.
Dem materiellrechtlichen Teil schließt sich
als letzter Teil der Untersuchung ein verfah-
rensrechtlicher Teil an, der zum Schluß
gelangt, daß die österreichische Rechts-
lage auch in verfahrensrechtlicher Hinsicht
weder dem europäischen Rechtsschutz-
standard noch dem österreichischen Ver-
fassungsrecht gerecht wird.
Obgleich Asylrecht und Fremdenrecht
jüngst abermals grundlegend geändert
worden sind, ist die vorliegende Unter-
suchung keinesfalls unaktuell geworden,
da wesentliche Defizite in bezug auf Asyl,
Einreise- und Aufenthaltsrecht geblieben
sind. Für den Praktiker schafft das Werk
wertvolle Einblicke in das österreichische
Asyl- und Fremdenrecht und seine Bewer-
tung unter dem Aspekt des internationalen
Flüchtlingsrechts, aber auch der österrei-
chischen Bundesverfassung.

Erich Heliczer

■ Grundlagen des Eigenkapitalersatz-
rechtes.  Von Kurt Berger. Verlag Orac,
Wien 1996. 184 Seiten, br, S 390,–.

Der Autor legt eine überarbeitete Fassung
seiner im Wintersemester 1995/96 von
der Universität Wien angenommenen Dis-
sertation vor. Das Thema behandelt ein
Kernproblem der Sanierungsfinanzierung
und ist daher von großer Aktualität: Es
betrifft die Qualifikation von Gesellschaf-
terdarlehen in Situationen, in denen statt
Fremdkapital die Zufuhr von Eigenkapital
geboten gewesen wäre. Statistiken besa-
gen, daß in der überwiegenden Zahl der
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Fälle Konkursverfahren mangels Masse
nicht mehr eröffnet werden; häufigste Ursa-
che für die Insolvenz ist mangelnde Eigen-
kapitalausstattung. In der Lehre wird der
Reformansatz vertreten, daß Gesellschaf-
ten mit beschränktem Deckungsfond nur
dann tätig werden dürfen, wenn ein ange-
messenes Verhältnis zwischen Geschäfts-
umfang und Haftkapital besteht; andern-
falls sollte die Gesellschafter eine Ausfalls-
haftung treffen. Die Rechtsprechung ist
dem nicht gefolgt; der Verfasser begrüßt
das mit Recht. Er betrachtet als entschei-
dend für die Qualifikation eines Gesell-
schafterdarlehens als Eigenkapital, ob das
Vertrauen des Geschäftsverkehrs in die Lei-
stungsfähigkeit eines auf dem Markt am
allgemeinen Geschäftsverkehr teilnehmen-
den Unternehmens zu schützen ist: Grund-
lage des Eigenkapitalersatzrechtes ist für
ihn die objektive Enttäuschung veranlaß-
ten Vertrauens. Die analoge Heranziehung
gesellschaftsrechtlicher Bestimmungen –
insbesondere § 74 GmbHG – lehnt der
Verfasser als allgemeinen Lösungsansatz
ab. Der OGH hat indessen jüngst (RdW
1997, 130) die analoge Anwendbarkeit
von § 74 GmbHG bekräftigt, weil auch
das Rückzahlungsverbot für Nachschüsse
ein Sicherungsinstrument gegen die Aus-
höhlung des unternehmerischen Haftungs-
fonds darstellt. Eigenkapitalersetzende Ge-
sellschafterdarlehen dürfen daher bis zur
Beseitigung einer Unterbilanz oder der
Überschuldung der Gesellschaft weder mit-
telbar noch unmittelbar zurückgezahlt wer-
den. Breiten Raum gestattet der Verfas-
ser der Behandlung der Zurechnungskrite-
rien der Einflußmöglichkeit der darlehens-
gewährenden Gesellschafter auf die Ge-
schicke der Gesellschaft. Sperrminoritäts-
beteiligungen begründen nach seiner
Ansicht eine unternehmerische Mitverant-
wortung; bei einer geringeren Beteiligung
trägt der Gesellschafter Finanzierungsver-
antwortung nur, wenn sein Einfluß durch
besondere andere Umstände gesichert ist
und auch tatsächlich ausgeübt werden
kann. Damit stellt er sich insbesondere
gegen Ostheim (GesRZ 1989, 184), der

diesen Problemkreis rechtsformtypisch und
ohne Berücksichtigung der Beteiligung
lösen will. Auf die besondere Qualität der
Einflußmöglichkeit des Darlehensgebers
stellt allerdings auch die herrschende Judi-
katur des BGH ab.

Zu manchen Detailfragen hätte sich der
Leser eine noch etwas ausführlichere Dar-
stellung erhofft; das gilt vor allem zu den
strittigen Fragen, ob und wie eigenkapitaler-
setzende Gesellschafterdarlehen im Jahres-
abschluß zu bilanzieren sind. Das gilt auch
für den Problembereich der Finanzplankre-
dite als geradezu der Krisenfinanzierung
gewidmete Darlehen, die auch dann als Ei-
genkapitalersatz gewährt werden, wenn
die Gesellschaft noch nicht kreditunwürdig
oder sanierungsbedürftig wäre.

Daß das Stichwortverzeichnis zum Teil
falsche Seitenangaben anführt, ist wohl
durch die Überarbeitung der Erstfassung
der Dissertation begründet und verschmerz-

bar; die gute inhaltliche Gliederung mit
Zwischenergebnissen und Teil-Zusammen-
fassungen erleichtert die Lektüre des flüssig
und interessant geschriebenen Buches. Es
stellt eine wertvolle Bereicherung der Litera-
tur zu diesem wichtigen und überaus aktu-
ellen Problembereich dar.

Karl Hempel

■ Die Wirtschaftskammerorganisation.
Von Kurt Retter. Juristische Schriften-
reihe, Band 110. Verlag Österreich,
Wien 1997. 364 Seiten, br, S 798,–.

Gerade in unserer Zeit, in der die Kam-
merorganisationen wieder im Mittelpunkt
öffentlicher Diskussionen für und wider die
Einrichtung und dem Fortbestand dieser
Institutionen stehen, erscheint das Buch
Retters just im richtigen Augenblick. Schafft
es doch, indem es von den historischen
Wurzeln der Organisation der gewerb-
lichen Wirtschaft ausgehend deren Ent-

Indexzahlen März 1998

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 102,2

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 100,8

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 133,7

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 207,8

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 364,5

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 464,5

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 465,9

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4081,5

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3466,6

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3517,6

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 105,1

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 139,9

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 232,9

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2272,9
Zahlenangaben ohne Gewähr
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wicklung kontinuierlich bis in die Jetztzeit
darstellt und kritisch beleuchtet, erstmals
eine breite Basis, auf der das Wirken und
die Notwendigkeit der gesamten Wirt-
schaftskammerorganisationen transparent
gemacht wird. Dabei fehlt es auch nicht
an kritischen Auseinandersetzungen, die –
und das ist das Schöne an diesem Buch –
in den für den Leser nachvollziehbaren
Wunsch des Autors münden, die Stellung
dieser Körperschaften im Hinblick auf die
Änderungen der gesellschaftlichen Verhält-
nisse in Österreich und der Neuorientie-
rung Österreichs im Rahmen der EU neu
zu definieren und auf eine übersichtliche,
neue gesetzliche Basis zu stellen. Mit die-
sem Werk hat Retter dazu bereits einen
großen Beitrag geleistet.

Am Anfang des Werkes stehen ein umfang-
reiches Rechtsquellen- und Literaturverzeich-
nis, die an Vollständigkeit auch dem akri-
bischsten Leser gerecht werden. Nach der
daran anschließenden Einleitung (Grundla-
gen und Zielsetzungen) folgen, in Abschnit-
te gegliedert, die historische Entwicklung
der Organistionen der gewerblichen Wirt-
schaft, die verfassungsrechtlichen Grundla-
gen und Kriterien der Selbstverwaltung
durch die Organisation der gewerblichen
Wirtschaft und schließlich die Organisation
der gewerblichen Wirtschaft in der Gegen-
wart. Anhang 1, Tätigkeiten der Selbstver-
waltung nach Form und Inhalt, Funktion und
Organisation; Anhang 2, Organstruktur
der Organisationen der gewerblichen Wirt-
schaft; Anhang 3, territorial und fachlich
strukturierte Mehrfachzugehörigkeit; so-
dann ein Paragraphenverzeichnis, in Judi-
katurverzeichnis und ein ausführliches Stich-
wortverzeichnis ergänzen das Werk, das
durchaus als erstes modernes Nachschlage-
werk über die Organisationen der gewerb-
lichen Wirtschaft bezeichnet werden kann.

Nikolaus Lehner

■ Konsumentenschutzgesetz. MKK. Von
Heinz Kosesnik-Wehrle / Hans Peter
Lehofer / Gottfried Mayer. Manz’sche
Verlags- und Universitätsbuchhandlung,
Wien 1997. 476 Seiten, geb, S 840,–.
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Kollege Kosesnik-Wehrle, der sich bekann-
termaßen mit dem Konsumentenschutzge-
setz von allem Anfang an literarisch befaßt
hat, legt eine, gemeinsam mit Dr. Lehofer
und Dr. Mayer (zwei Fachleuten aus dem
Büro des Bundeskanzlers für Konsumenten-
fragen) erarbeitete Ausgabe vor, die zwei-
fellos einen nützlichen Arbeitsbehelf dar-
stellt. Sie enthält bereits den – während
der Drucklegung vorausgesehenen – Text
des § 14 KSchG (Anpassung an das Luga-
ner Übereinkommen), sodaß die vom Be-
nützer erwartete Tagesaktualität der Aus-
gabe gegeben ist.

Es ist bekannt, daß sich das KSchG in sei-
nen Auswirkungen keineswegs auf Ver-
brauchergeschäfte beschränkt. Die von ihm
bewirkten Änderungen des ABGB, aber
auch manche Bestimmungen des KSchG
selbst sind, worauf die Autoren im Vorwort

treffend hinweisen, auch auf Verträge zwi-
schen Unternehmern anwendbar. Aber
auch die nur für Verbrauchergeschäfte gel-
tenden Bestimmungen sind vor allem über
die Rechtsprechung nicht ohne Auswirkung
auf das allgemeine Privatrecht geblieben.

Die bei Anwendung des KSchG zu beach-
tenden Querbezüge zu anderen Rechtsquel-
len haben die Autoren herausgearbeitet
und auch die für Auslegungsfragen bedeut-
samen EU-Richtlinien einbezogen. Sie bie-
ten damit eine benutzerfreundliche und pra-
xisnahe Darstellung, in der auch Rechtspre-
chung und Literatur berücksichtigt sind.

Walter Schuppich

■ Gebührengesetz, 3. Aufl – Ergänzungs-
heft 1998, MHK 20a. Von Richard
Gaier. Verlag Manz, Wien 1998.
50 Seiten, br, S 142,–.

Das Ergänzungsheft 1998 enthält den aktu-
ellen Text des GebG (Stand 1. 1. 1998),
wobei Änderungen seit der 3. Auflage
durch halbfetten Druck gekennzeichnet
sind (nur beim § 14 TP 2 wird irrtümlicher-
weise auch die „nicht neue“ Formulierung
„vom ersten Bogen feste Gebühr“ halbfett
gedruckt). Bei den Neuregelungen ist (in
Kurzform) jeweils angeführt, ab wann sie
gelten. Die Materialien zu den Änderun-
gen werden (mit Fundstelle) angeführt.

Auch wenn Gaier die Kommentierung der
geänderten Gesetzesstellen einer Neuauf-
lage des Werkes vorbehält, wird solcher-
art die 3. Auflage auf den aktuellen Stand
gebracht.

Wolf-Dieter Arnold
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Übernehme Substitutionen, auch in Strafsachen (Jugendgerichtshof-
nähe). Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6,
1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch außer-
halb der Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder 713 78 34-74
oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 317 68 14, Telefax (01) 317 68 14-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0663) 06 89 83, Privatanschluß (06212)
71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Ruth Mirecki,
RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 712 35 70,
713 16 41, jetzt ganztägig erreichbar.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Schwertgasse 2/XIII,
Telefon (01) 533 85 90, Telefax (01) 533 85 90-11, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

RA Dr. Stefan Joachimsthaler, 1070 Wien, Kandlgasse 32/10,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien.
Telefon (01) 523 54 10, Telefax (01) 523 54 10-10.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.
Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen über-
nimmt RA Dr. Thomas Ruža, 1010 Wien, Wiesingerstraße 8/19.
Telefon (01) 512 20 02, Telefax (01) 512 20 03.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt auch kurzfristig RA
Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0664) 337 94 16, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Fax (01) 726 71 44 sowie 0676/326 86 18.

■

Linz – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 4020 Linz, Bürgerstraße 41,
übernimmt Substitutionen aller Art in Linz und Umgebung.
Telefon (0732) 77 72 07-14, Telefax (0732) 78 25 70,
Mobil 0664/420 12 80.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig), übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.
Telefon (01) 512 62 20, Telefax (01) 512 62 21.
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Substitutionen in Strafsachen aller Art vor allen Gerichten in Wien
und Umgebung übernimmt Dr. Hejsek, RA, Linzer Straße 73,
1140 Wien.

Telefon (01) 985 12 06, Mobiltelefon 0663/910 34 15, Telefax
(01) 985 12 06.

■

RA Dr. Harald Sitta, 1080 Wien, Josefstädter Straße 43/2, über-
nimmt Substitutionen in Wien und Umgebung.

Telefon (01) 408 85 24, Telefax (01) 408 85 24 11.

■

Substitutionen aller Art in der Obersteiermark (BG und LG’s Le-
oben, BG’s Bruck/Mur, Frohnleiten, Kindberg, Mürzzuschlag und
Mariazell) übernimmt Mag. Leopold Zechner, RA in 8600 Bruck/
Mur, Koloman Wallisch-Platz 8, Telefon und Telefax (03862)
51 2 24.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Michael Ludwig Lang, 1070 Wien, Sieben-
sterngasse 42.

Telefon (01) 523 47 91-0, Mobil 0664/253 39 04, Telefax (01)
523 47 91-33, e-mail: ml.lang@magnet.at.

■

Substitutionen aller Art vor den Gerichten in Wr. Neustadt, Neun-
kirchen, Gloggnitz, Aspang, Mürzzuschlag, Pottenstein, Ebreichs-
dorf, Baden übernimmt RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neu-
stadt, Pöckgasse 18.

Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

Substitutionen in Steyr, Grünburg, Kremsmünster, Neuhofen, Linz
und Umgebung übernimmt Mag. Alexander Wolkerstorfer, RA in
4522 Sierning, Neustraße 9.

Telefon (07259) 31 31, 0664/445 00 75, Telefax (07259) 43 43.

■

RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-
Platz 2, übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssa-
chen vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohn-
leiten, Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.

Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■

Substitutionen vor sämtlichen Gerichten Wiens, Mödling, Baden
und Wiener Neustadt in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA
Dr. Peter Wagner, Wollzeile 34/3, 1010 Wien.

Telefon (01) 513 98 78, Telefax (01) 512 12 25.

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung übernimmt Rechts-
anwalt Mag. Nikolaus Vasak, 1030 Wien, Weyrgasse 5.

Telefon (01) 713 45 78, Telefax (01) 713 94 80.

■

Substitutionen in Feldkirch, Bludenz, Dornbirn und Montafon über-
nimmt gerne für Sie Dr. Jürgen Amann, Brisera 12a, 6830 Rank-
weil; Telefon (05522) 484 80; Telefax (05522) 484 80-4.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, auch kurzfristig,
übernimmt RA Mag. Martin Nemec, 1210 Wien, Brünnerstra-
ße 37/5.

Telefon (01) 270 56 66, Telefax (01) 278 38 04.

■

Substitutionen in Kärnten in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA
Mag. Petra Herbst-Pacher, L.L.M., 9500 Villach, Lederergasse 12.

Telefon (04242) 26 40 48, Telefax (04242) 26 40 48, e-mail:
HP@net4you.co.at

■

Substitutionen vor dem BG Schwechat, sowie Wien und Umge-
bung in allen Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Rosemarie
Rismondo, 2320 Schwechat, Sendnergasse 38.

Telefon und Telefax (01) 707 84 79.

■

Kanzlei-Neueröffnung in Mödling. Übernehme Substitutionen aller
Art in Wien und den politischen Bezirken Wien-Umgebung, Möd-
ling, Baden und Wiener Neustadt, vorzugsweise in Mödling.

RA Mag. Gerald Gerstacker, Schrannenplatz 3/1/8, 2340 Möd-
ling.

Telefon (02236) 86 45 67, Telefax (02236) 86 45 67-1.

■

Neue Adresse: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht,
Kollisionsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Ge-
richt: The Chambers of Harvey McGregor QC, 4 Paper Buildings,
Temple, London EC4Y 7EX, Telefon (0044171) 353 33 66, Tele-
fax (0044171) 430 91 71.

■

Übernehme Verkehrsstrafsachen/Führerscheinsachen in Bayern,
Raum Traunstein/München, Konditionen wie üblich.

Rechtsanwältin Ruth Neumann, Dorfplatz 3, 83620 Feldkirchen-
Westerham, Telefon (00498063) 86 80, Telefax (00498063)
86 82.
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ITALIEN, RA Dr. A. E. Humouda, Via di Porta Soprana 13, C. P.
966, I-16100 Genova, Telefon (003910) 251 36 63, Telefax
(003910) 251 36 35, geborener Wiener, steht österreichischen
Kollegen mit seinem eigenen Korrespondenznetz in ganz Italien
zur Verfügung. Deutsche Korrespondenz.
Informationen durch RA Dr. G. Engin-Deniz, Wien, Telefon (01)
513 26 01/Serie.

■

Deutschland: Rechtsanwaltskanzlei übernimmt Substitutionen im
Rahmen länderübergreifender Rechtsangelegenheiten. Auch Ver-
tretungen vor Ämtern und Behörden.
Schwerpunkte: Zivilrecht und Strafrecht sowie Straßenverkehrs-
recht.
Rechtsanwalt Dirk Kuhn, Kapellenweg 71, 70378 Stuttgart,
Deutschland, Telefon (0049711) 53 80 921, Telefax (0049711)
53 80 922.

■

Mag. Patricia E. Demetz, abgeschlossene Gerichtspraxis, Disserta-
tion approbiert, Fremdsprachen: fließend Niederländisch und Eng-
lisch, Handelsakademie, Büropraxis im elterlichen Betrieb und in
mehreren Rechtsanwaltskanzleien, EDV-Kenntnisse in WINDOWS,
WINWORD 6 und EXCEL, Führerschein B, sucht zum ehestmögli-
chen Eintritt eine Stelle als Konzipientin.
Anschrift: 6263 Hart iZ, Niederhart 149,
Telefon (05288) 626 40-0, Telefax (05288) 626 40-8.

Qualifizierter Jurist mit Gerichtspraxis sucht mittelfristig Konzi-
pientenstelle in Wien. Dissertant, einsatzfreudig, belastbar und
kompetent, solides juristisches Wissen, Schwerpunkt im Prozeß-,
Straf- und Zivilrecht, Sprach- und EDV-Kenntnisse.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100466.

Qualifizierter Konzipient mit großer LU und Schwerpunkt im Pro-
zeß- und Zivilrecht nach Bregenz gesucht.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100458.

Rechtsanwaltskanzlei in Klosterneuburg sucht Konzipient/in mit
Vorpraxis. Erforderlich sind hohe Leistungsbereitschaft und Flexibi-
lität. Telefonische Bewerbungen unter: (02243) 323 43.

Jurist, 58 Jahre, mit langjähriger Anwaltspraxis, sucht Mitarbeit in
Rechtsanwaltskanzlei.

Anfragen unter Chiffre A-100463 an den Verlag.

■

Junger Rechtsanwalt bietet ebenfalls jungem Kollegen Regie-
gemeinschaft in Kanzlei mit Schwerpunkt Wirtschaftsrecht. Sehr
schöne Kanzleiräumlichkeiten mit kompletter Büroinfrastruktur, um-
fangreicher Bibliothek sowie Anschluß an RDB und andere Daten-
banken stehen in ausgezeichneter, verkehrsgünstiger Lage in
Wien zur Verfügung.

Interessierte Kollegen oder Kolleginnen wenden sich unter „Koope-
rativ“, Chiffre A-100448 an den Verlag.

■

Ab 1. 7. 1998 Einstieg als Regiepartner/in in Rechtsanwalts-
kanzlei möglich; zentrale Top-Lage, bestens ausgestattet. Näheres
unter (01) 513 13 28.

■

Rechtsanwalt bietet Kollegen Regiegemeinschaft in Kanzlei, schöne
Kanzleiräumlichkeiten, komplette Büroinfrastruktur, umfangreiche
Bibliothek, CD-Rom, Grundbuch-, Firmenbuchanschlüsse etc vor-
handen, verkehrsgünstige Lage in Wien.

Interessierte Kollegen oder Kolleginnen wenden sich unter „Zivil-
recht“, Chiffre A-100461 an den Verlag.

■

Nettes Team bietet jungem Kollegen Regiegemeinschaft. Sehr
schöne Kanzleiräumlichkeiten mit kompletter Infrastruktur stehen in
bester und verkehrsgünstiger Lage in Wien zur Verfügung. Der Ein-
tritt ist sofort möglich.

Interessierte Kollegen oder Kolleginnen wenden sich unter „Ange-
nehmes Klima“, Chiffre A-100464 an den Verlag.

Gesucht wird Konzipient mit absolvierter Gerichtspraxis, abge-
leistetem Präsenzdienst und mindestens einjähriger Rechtsan-
waltspraxis. Eintritt ab 1. Oktober 1999 (mit diesem Datum
scheidet mein bisheriger Konzipient aus meiner Kanzlei aus). Ei-
ne Partnerschaft mit dem neuen Konzipienten (nach Beendigung
seiner Ausbildungszeit) wäre möglich.
Schriftliche Bewerbungen mit Lebenslauf und Lichtbild erbe-
ten an: Dr. Alois Fuchs, Rechtsanwalt, Malser Straße 74,
6500 Landeck.



Rechtsanwaltskanzlei in Wien bietet jungem Kollegen(in) Regie-
gemeinschaft; spätere Kanzleiübernahme möglich. Komplette mo-
derne Infrastruktur vorhanden.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100459.

■

Rechtsanwaltskanzlei im 1. Bezirk bietet jungem Kollegen Start-
möglichkeit durch Zurverfügungstellung eines Raumes zuzüglich
Wartezimmer einschließlich kompletter Büroinfrastruktur (Telefon,
Telefax, EDV) mit der Möglichkeit, das Monatspauschale durch
Substitutionen zu kompensieren. Telefon (01) 512 49 99.

■

Engagierte junge Anwältin sucht Regiepartnerin. Aller Anfang ist
zwar schwer, soll aber doch auch Spaß machen. Ab September.
Schwerpunkte: Fremdenrecht, Strafrecht, Familienrecht.

Tel (01) 310 89 55, Handy (0664) 243 41 08.

■

Kanzleiübernahme wird angeboten. 1030 Wien, Tel (01)
712 12 46.

■

Verkaufe Doppelbestände aus juristischer Bibliothek (ua SZ, SSt,
ÖJZ, ZVR, RZ, VwGHSlg F-Teil, Index Hohenecker, EWr), bitte
Liste anfordern unter Tel (0732) 65 52 98, Dr. Puchmayr.

■

Abzugeben: die Ausgaben des „JUS-EXTRA“ aus den Jahren
1987–1995 (komplett) und die Jännerausgabe von 1996.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100462.

■

Österreichisches Recht – komplett eingeordnet bis Februar 1998
sowie Bundesgesetzblätter 1947 bis 1995 wegen Bibliotheks-
umstellung auf EDV – günstig abzugeben:

Angebote unter „Bibliotheksneuordnung“, Chiffre A-100460 an
den Verlag.

■

Abzugeben:
Gebunden: BGBl 1946–1996, ZVR 1956–1996, ÖJZ 1969–
1996
Ungebunden: BGBl, ZVR und ÖJZ 1997. Preis S 35.000,– plus Ust.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100465.
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Kärntnerstraße – Nobellage! Große helle Büroräumlichkeiten in
Mezzaninetage (140 m2), 4 Zimmer, alle Nebenräume, Parkett-
boden, Gasetagenheizung, Erstbezug nach Renovierung, im stil-
vollen Altbauhaus mit wunderschöner Fassade, ideal als Anwalts-
kanzlei vergibt günstig Immobilienkanzlei Dr. Semelmayer, Tel
(01) 368 74 19, (0663) 89 63 44.

■

Donaucity – Wagramerstraße. Repräsentatives, 204 m2 großes
Appartement, 7 Zimmer und Nebenräume, geeignet für Büro, Arzt-
praxis, Labor oder Wohnung. Direkt vom Eigentümer – Miete –
beste Infrastruktur, große städtebauliche Entwicklung.
Telefon (01) 260 66-33.

■

Topsanierte repräsentative 150 m2 Hauptmiete, 9. Bezirk, Volks-
opernnähe, renoviertes Herrschaftshaus, Lift, zentrales Vorzimmer,
5 Zimmer, separat begehbar. Parkettböden, Erker, Kamin, Kom-
plettküche, gut als Büro geeignet.
Niedrige Miete. Investitionsablöse, Tel (01) 797 42-10, oder (01)
211 11-3531 tagsüber, bzw (0664) 161 71 75, Volny.

■

1180 Wien, 2 außergewöhnliche DG-Wohnungen in Gründerzeit-
haus, absolute Grünruhelage, Zentrumsnähe; 117 m2 + 33 m2 Ter-
rasse und/oder 70 m2 Architekturhit. Privat (0664) 210 40 28
(Mailbox).

■

48 m2 große Neubaueigentumswohnung, 4 Stock, Lifthaus im
5. Bezirk, bestehend aus Zimmer, Komplettküche, verbautem Vor-
zimmer, Fliesenbad, WC. Befristet auf höchstens 5 Jahre um
monatlich S 3000,– plus Betriebskosten (dzt S 1272,60) zu ver-
mieten. Kaution S 15.000,–.
Anfragen an Dr. E. Stoff, Tel (01) 713 16 30 (577 20 92).

■

Übersetzungen, insbesondere Deutsch–Englisch, Englisch–Deutsch,
beglaubigt und unbeglaubigt, Expreßservice, mother tongue stand-
ard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England und
Österreich.
BLTS – Business and Legal Translation Services
Telefon (01) 512 86 04, Telefax (01) 512 86 05.

■

Büro für juridische Fachübersetzungen: gerichtlich beeidete Dol-
metscher und Übersetzer für die englische Sprache; ausgebildet im
österreichischen und anglo-amerikanischen Recht; Muttersprachen
Deutsch und Englisch; Verträge, Gutachten, Gesetze, allgemeine
Texte; rasche und zuverlässige Erledigung.
Telefon (01) 585 40 80-0, Fax Dw 20; e-mail: mfg-law@aon.at.


	Startseite
	1998 / Heft 6
	Umschlag
	Inhalt



	Home: 
	Volltextsuche: 
	WWW: 
	Hilfe: 


